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Gesetzentwurf

der Landesregierung

Erstes allgemeines Gesetz zur Starkung der Sozialen Inklusion in Nordrhein-Westfalen

A  Problem

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat am 13. Dezember 2006 das ,Uberein-
kommen der Vereinten Nationen Uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen® (nach-
folgend UN-Behindertenrechtskonvention) und das dazugehorige Fakultativprotokoll verab-
schiedet. Mit der Verabschiedung der UN-Behindertenrechtskonvention sind keine neuen,
besonderen Menschenrechte geschaffen worden. Vielmehr werden die international aner-
kannten Menschenrechte aus der Perspektive und unter Berlicksichtigung der Lebenslagen
der Menschen mit Behinderungen konkretisiert.

Die Bundesrepublik Deutschland hat beide Vertrage ohne Vorbehalte am 30. Marz 2007 un-
terzeichnet und auf Basis des gleichnamigen Gesetzes vom 21. Dezember 2008 (BGBI II,
2008 Nr. 35, S. 1419) mit Zustimmung des Bundesrates am 24. Februar 2009 ratifiziert. Sie
sind damit fur die Bundesrepublik Deutschland rechtsverbindlich.

Das Ziel der UN-Behindertenrechtskonvention, Menschen mit Behinderungen den vollen,
gleichberechtigten und wirksamen Genuss der Menschenrechte zu ermdglichen, und damit
eine inklusive Gesellschaft anzustreben, ist sowohl vielen Tragern o6ffentlicher Belange als
auch in der Gesellschaft selbst nicht bekannt oder zumindest nicht gegenwaértig. Dies unter-
streicht die Notwendigkeit im Sinne der Entwicklung eines inklusiven Bewusstseins auf diese
Trager einzuwirken.

Gesetzliche Regelungen kdnnen hierzu einen wichtigen Beitrag leisten. Dies gilt umso mehr,
als die Trager offentlicher Belange fir die Umsetzung der Anforderungen der UN-
Behindertenrechtskonvention eine besondere Vorbildfunktion haben, denn Art. 33 der UN-
Behindertenrechtskonvention verpflichtet alle staatlichen Ebenen dazu, die Anforderungen
der UN-Behindertenrechtskonvention schrittweise umzusetzen.

Eine groRe Herausforderung fur das Land besteht darin, im Sinne einer inklusiven Rechtskul-
tur sowohl allgemeine als auch spezialgesetzliche Regelungen zu treffen, die dazu beitra-
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gen, dass die Anforderungen der UN-Behindertenrechtskonvention bezogen auf die beson-
dere Situation in Nordrhein-Westfalen umgesetzt werden.

Zur Umsetzung der allgemeinen Anforderungen und zur Entwicklung einer inklusiven
Rechtskultur gehort dartiber hinaus auch die Uberpriifung und ggfs. Anpassung bereits be-
stehender Gesetze und ihrer Ausfihrungsbestimmungen zur Sicherung der vollen, wirksa-
men und gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit Behinderungen.

Dies gilt insbesondere fir das Behindertengleichstellungsgesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen.

Ein zentraler Gesichtspunkt zur Sicherung der individuellen Autonomie und zur Freiheit, ei-
gene Entscheidungen zu treffen, sowie zu Starkung der Unabhangigkeit ist die Erméglichung
selbstbestimmter Wohn- und Lebensformen.

Mit der zeitlich befristeten Regelung zur Zustandigkeit der Landschaftsverbéande fur alle Hil-
fen, die selbststandiges Wohnen behinderter Menschen ermdglichen, sind im Rahmen einer
Rechtsverordnung zum Ausfiihrungsgesetz zum SGB XII bereits im Jahr 2003 Grundlagen
geschaffen worden, die sich im Zeitverlauf bewahrt haben.

Zur Starkung der Verbindlichkeit dieser Regelungen sollen sie Gesetzesrang erhalten und
gleichzeitig auf unbestimmte Zeit gelten. Darlber hinaus soll das selbststandige Wohnen von
Menschen mit Behinderungen durch die Beseitigung von Schnittstellen zwischen tberortli-
chem und o6rtlichem Trager der Sozialhilfe geférdert werden.

B Ld&sung

Mit dem Ersten allgemeinen Gesetz zur Starkung der Sozialen Inklusion in Nordrhein-
Westfalen sollen in einem ersten Schritt aus der UN-Behindertenrechts-konvention resultie-
rende allgemeine Anforderungen und Grundsétze in landesgesetzliche Regelungen tberfihrt
werden. Damit verdeutlicht der Landesgesetzgeber, dass auch auf der Landesebene eine
besondere Verpflichtung zur Umsetzung der allgemeinen Anforderungen der UN-
Behindertenrechtskonvention besteht. Dies fuhrt im Ergebnis unter anderem dazu, dass die
allgemeinen und grundsatzlichen Anforderungen der UN-Behindertenrechtskonvention im
Inklusionsgrundsatzegesetz verankert werden und die Aufforderung an die Trager offentli-
cher Belange gerichtet wird, die Ziele der UN-Behindertenrechtskonvention im Rahmen ihres
Zustandigkeits- und Aufgabenbereiches zu verwirklichen.

Mit dem Ersten allgemeinen Gesetz zur Starkung der Sozialen Inklusion in Nordrhein-
Westfalen behdlt sich der Gesetzgeber vor, im Zeitverlauf ggfs. notwendige weitere allge-
meine rechtliche Regelungen zur Starkung der Sozialen Inklusion in Nordrhein-Westfalen zu
treffen; er trifft dariber hinaus gleichzeitig im Sinne einer inklusiven Rechtskultur die Grund-
satzentscheidung, spezielle rechtliche Regelungen fir Menschen mit Behinderungen dort zu
treffen, wo die Regelungen auch fiir alle anderen Menschen erfolgen.

Das Erste allgemeine Gesetz zur Starkung der Sozialen Inklusion in Nordrhein-Westfalen
enthalt 11 Artikel:

In Artikel 1, dem Inklusionsgrundsatzegesetz, werden allgemeine und grundsatzliche Anfor-
derungen des Allgemeinen Teils der UN-Behindertenrechtskonvention landesgesetzlich ver-
ankert.
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In Artikel 2, der Novelle des Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG), werden insbesonde-
re notwendige Anpassungen fur die Sicherstellung der vollen, wirksamen und gleichberech-
tigten Teilhabe von Menschen mit Behinderung vorgenommen.

In Artikel 3 werden im Ausfihrungsgesetz zum Zwdlften Buch Sozialgesetzbuch (AG SGB
XII) Regelungen zur Entfristung und damit zu dauerhaften Zustandigkeit der Landschaftsver-
bande fur das selbststandige Wohnen von Menschen mit Behinderungen geschaffen. Dar-
Uber hinaus sind dort Regelungen zur Beseitigung von Schnittstellen zwischen 6rtlichem und
Uberortlichem Trager der Eingliederungshilfe zur Zusammenarbeit im Rahmen der Durchfiih-
rung der Eingliederungshilfe nach dem SGB XII enthalten.

In den Artikeln 4 und 5 werden im Kinderbildungsgesetz (KiBiz) und im Schulgesetz
(SchulG), Verweise auf die Regelungen im Behindertengleichstellungsgesetz und der Kom-
munikationshilfeverordnung zur Wahrnehmung der Elternrechte und zur Sicherstellung der
Kommunikation von Horbeeintréachtigten oder Gehorlosen fir den Bereich der Elterngespra-
che in Kindergarten, Kindertagesstatten und Schulen vorgenommen.

Artikel 6 und 7 enthalten Regelungen zur Erleichterung der eigenstandigen Ausibung des
Wabhlrechts von Menschen mit erheblichen Sehbehinderungen.

Artikel 8 regelt die Anpassung der Kommunikationshilfenverordnung (KHV NRW) an die An-
derungen im Behindertengleichstellungsgesetz sowie die Anpassung der Vergltungssatze
an die bundesrechtlichen Regelungen, um eine einheitliche Rechtsanwendung und damit
eine einheitliche Vergiutung zu gewahrleisten.

Mit Artikel 9 wird die Verordnung fur barrierefreie Dokumente (VBD NRW) entsprechend der
Anderungen im Behindertengleichstellungsgesetz angepasst. Mit Artikel 10 wird die Verord-
nung zum Landesbehindertenbeirat aufgehoben.

C Alternativen
Keine.
D Kosten

Durch Artikel 1 (Inklusionsgrundsatzegesetz) sowie durch Artikel 2 (Behindertengleichstel-
lungsgesetz) werden den Tragern offentlicher Belange bestimmte Anforderungen gegenuiber
Menschen mit Behinderungen auferlegt. Diese Anforderungen ergeben sich bislang schon
aus Artikel 3 des Grundgesetzes, dem bisherigen Behindertengleichstellungsgesetz und sei-
nen Verordnungen sowie dem Bundesgesetz zur UN-Behindertenrechtskonvention. Sie wer-
den nunmehr weitergehend prazisiert, ausgestaltet bzw. die Verpflichtung wird noch einmal
besonders herausgestellt. Allerdings verbleibt allen Trégern offentlicher Belange ein weiter
Ermessenspielraum, wie, in welchen Schritten und nach welcher Prioritat diese Anforderun-
gen generell, aber auch im Einzelfall umgesetzt werden. Die Verpflichtung zur Beachtung der
Menschenrechte, die mit der UN-Behindertenrechtskonvention fir Menschen mit Behinde-
rungen lediglich konkretisiert wurden, trifft alle Trager 6ffentlicher Belange in gleicher Weise.
Artikel 1 macht durch seinen appellativen Charakter die Selbstverpflichtung der Trager zur
Einhaltung der UN-Behindertenrechtskonvention deutlich. Insoweit entstehen durch die Auf-
forderungen zur Beachtung dieser Menschenrechte keine zusatzlichen neuen Kosten.
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Hinsichtlich Artikel 3 (Ausfuhrungsgesetz zum SGB Xll) ist anzumerken, dass die Land-
schaftsverbénde als Uberértliche Trager der Sozialhilfe und die Kreise und kreisfreien Kom-
munen als ortliche Trager der Sozialhilfe die Aufgaben nach dem Zwdlften Sozialgesetzbuch
bereits wahrnehmen. Die Weiterfihrung der seit dem 1. Juli 2003 erprobten Zustandigkeits-
regelung ist somit keine neue Aufgabe fur die Trager der Sozialhilfe. Sowohl durch den Weg-
fall der bisherigen Befristung und Uberfiihrung in eine dauerhafte Aufgabenwahrnehmung als
auch durch die Bereinigung von Schnittstellen im Rahmen der Zustandigkeiten ergeben sich
infolge einer Zustandigkeitsverschiebung fur die ortlichen und tberdrtlichen Trager der Sozi-
alhilfe veranderte Aufgabenzuschnitte, die jedoch keine Auswirkungen auf materiellrechtliche
Regelungen haben.

Mit dem veranderten Aufgabenzuschnitt sind keine belastungsrelevanten Mehrkosten ver-
bunden. Dariiber hinaus ist durch den Abbau von Schnittstellen und die Hilfegewahrung aus
einer Hand eher mit einer Entlastung zu rechnen, da Doppelprifungen vermieden und somit
Burokratie abgebaut wird. Dies gilt auch fir die Weiterfihrung der erprobten Zustandigkeits-
regelung, hier ist mit einer Verringerung der durchschnittlichen Fallkosten bei den Wohnhil-
fen zu rechnen (siehe auch Bericht der Fachkommission zur Férderung des selbststandigen
Wohnens von Menschen mit Behinderungen vom 31. Oktober 2012 und Gutachten der Con-
sulting fir Steuerung und soziale Entwicklung GmbH consens zur Beobachtung der Entwick-
lung der Eingliederungshilfe fir wohnbezogene Hilfen fiir Menschen mit Behinderungen in
den Landern Nordrhein-Westfalen, Bayern und Baden-W(rttemberg).

Mehrkosten ergeben sich durch die Anderungen des Behindertengleichstellungsgesetzes
(Artikel 2) und der Kommunikationshilfenverordnung (Artikel 8) in Verbindung mit den
Rechtsgrundverweisungen in Artikel 4 und 5.

Da keine Daten und Fakten darlber vorliegen, wie viele Menschen eine Kommunikationshilfe
zur Wahrung ihrer Rechte und der Rechte ihrer Kinder in Kindertageseinrichtungen und
Schulen bengtigen, ist fur die Kostenkalkulation eine Modellrechnung erforderlich. Dabei
wurden folgende Annahmen zugrunde gelegt:

In NRW hatten 2011 ca. 1,8 Mio. Mutter ca. 3 Mio. minderjahrige Kinder. Die Anzahl der Mit-
ter betragt ca. 10 % der Bevdlkerung in NRW. lhre durchschnittliche Kinderzahl liegt bei
1,36. Werden diese Zahlen auf die rd. 12.381 Empfanger von Gehorlosengeld (Menschen
mit Taubheit oder an Taubheit grenzender Schwerhdrigkeit) Ubertragen, haben rd. 1.238
gehorlose Miitter 1.683 Kinder. Davon sind nach epidemiologischen Schéatzungen 1.515 Kin-
der horend (90 Prozent). Setzt man einen durchschnittlichen Bedarf von 3 Stunden pro Jahr
fur kommunikationsunterstiitzte Gesprache an, ist bei einem Bruttopreis von 215 Euro je
Stunde (fur Einsatzzeit, Fahrt- und Wartezeit sowie Fahrtkosten und Mehrwertsteuer) bei 100
prozentiger Inanspruchnahme der Regelung von maximalen Kosten in Hohe von 977.175
Euro auszugehen, wobei aufgrund der Altersstruktur der Kinder ca. 2/3 hiervon auf den Be-
reich der Schulen entfallen. Die Kosten fur Kommunikationshilfen bei notwendigen Gespra-
chen in Verwaltungsverfahren (z.B. Einschulung, Versetzung, Schulverweis etc.) werden
schon jetzt nach den Vorschriften des BGG NRW und der KHV NRW von den jeweils zu-
standigen Kostentragern ibernommen und bleiben daher hier aul3er Betracht.

Die Erfahrungen in den anderen Landern, die eine solche Regelung bereits eingefihrt ha-
ben, zeigen allerdings, dass Kindertageseinrichtungen und Schulen Kommunikationshilfen
nur in seltenen Féllen einsetzen missen. Die hdchsten Kosten weist Bayern derzeit mit
93.500 Euro p. a. aus und bezeichnet diese Summe als auskémmlich (bei rd. 30 Prozent
weniger Gehorlosen als NRW). In Brandenburg wird langfristig mit Kosten in Hohe von
100.000,- Euro gerechnet, im ersten Jahr der Regelung wurden lediglich 40.000,- Euro in
Anspruch genommen. Die Diskrepanz zwischen der NRW-Modellrechnung und den Erfah-
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rungen in Bayern und Brandenburg beweist die Schwierigkeit, ohne valide Daten zu einer
validen Kostenschatzung zu kommen. Es kann davon ausgegangen werden, dass die tat-
sachlichen Kosten fur Kommunikationshilfen in NRW deutlich hinter den Kosten der Modell-
rechnung zurtickbleiben, da die Betroffenen vielfach weiterhin die Unterstitzung von Ehegat-
ten, Freunden oder den Kindern selbst in Anspruch nehmen oder die Zahl und Dauer der
Gespréache geringer als angenommen sind. Insoweit kann fiir Nordrhein-Westfalen auf Basis
der in anderen Landern gemachten Erfahrungen ein Kostenrahmen von schéatzungsweise
400.000 Euro angenommen werden. Von diesen Kosten entfallen zwei Drittel auf den Schul-
bereich und ein Drittel auf den Bereich der Kindertageseinrichtungen und Tagespflegeperso-
nen. Bei den Bezirksregierungen entstehen Vollzugskosten fir die Bewirtschaftung der Mit-
tel, die aufgrund der Kommunikationshilfeverordnung aufzuwenden sind.

Grundsatzlich kostenrelevant sind die Regelungen in den Artikeln 6 und 7 (Landeswahlge-
setz bzw. Kommunalwahlgesetz).

Bei der Regelung im Landeswahlgesetz handelt es sich lediglich um eine ergdnzende Rege-
lung zu der bereits in 8§ 40 Landeswahlgesetz getroffenen Kostenerstattungsregelung, so
dass hierdurch keine zusatzlichen Kosten fur das Land entstehen.

Durch die Anderung des Kommunalwahlgesetzes entstehen hingegen zuséatzliche Kosten fiir
die Kommunen. Bereits bei der Kommunalwahl 2014 hat die Hélfte der Kommunen beim
westfalischen Blindenverband Interesse fir die Erstellung von Wahlschablonen gezeigt.
Wenn man den vom Blindenverband fiir die Erstellung und den Versand von Blindenschab-
lonen fir diese Kommunen Uberschlagig kalkulierten Aufwand auf alle Kommunen hoch-
rechnet, wirden sich fir die Durchfihrung einer Kommunalwahl Kosten in Héhe von rund
340.000 Euro landesweit fur alle Kommunen ergeben. Diese Kosten fallen in der Regel alle
funf Jahre an. Bei der Kalkulation dieser Kosten ist davon ausgegangen worden, dass es ca.
43.000 betroffene Wahlberechtigte gibt und jedes Wahlhilfepaket aus einer Wahlschablone,
einer CD mit der Vertonung aller Stimmzettelinhalte sowie einer Anleitung fiir die Wahlschab-
lone besteht. Je nach Ausgestaltung der Stimmzettel, Anzahl der Listeneintrage sowie An-
zahl der wahlberechtigten Berechtigten, kdnnen diese Kosten noch variieren.

Mehrkosten ergeben sich des Weiteren aufgrund der Regelung in Artikel 8 zum einen durch
Anpassung der Vergltungsregelungen und zum anderen durch die Einbeziehung von Eltern
als Anspruchsberechtigte sowie durch die Erweiterung des Anspruchs auf Elterngesprache
auBBerhalb von Verwaltungsverfahren in Schulen, Kindertageseinrichtungen und mit Tages-
pflegepersonen (siehe hierzu Artikel 2). Die bisherigen Kostensatze gelten seit In-Kraft-
Treten des BGG NRW und der KHV NRW und entsprechen nicht mehr den heute blichen
Satzen fur Dolmetscher. Insofern werden in der Praxis bereits jetzt schon Stundenséatze ge-
zahlt, die den Satzen der bundesrechtlichen Regelung entsprechen oder zumindest anna-
hernd gleichkommen.

Die bisherigen Kosten, die durch die Regelungen der KHV NRW entstehen, werden nicht
gesondert erfasst. Insofern sind hier keine exakten Berechnungen durch die Anhebung der
Geblihrensatze mdglich. Auf Basis von Schatzungen nach MaRgabe der zu den Artikeln 4
und 5 vorgenommenen Annahmen zum Kreis der Anspruchsberechtigen zur Kommunikati-
onshilfenverordnung ist davon auszugehen, dass in diesem Bereich die Kostensteigerungen
einen Betrag von 500.000 Euro nicht erreichen werden. Die Kommunikationshilfenverord-
nung gilt fir Verwaltungsverfahren aller Trager 6ffentlicher Belange.
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E Zustandigkeit

Federfuhrend ist das Ministerium fur Arbeit, Integration und Soziales (MAIS), beteiligt sind
alle anderen Ressorts der Landesregierung.

F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und
Gemeindeverbénde

Hinsichtlich der Hohe der Kosten fiir die Anderungen der jeweiligen Artikel wird auf die Aus-
fihrungen unter Buchstabe D verwiesen.

In Bezug auf die Auswirkungen der Anderungen im Bereich des Ausfilhrungsgesetzes zum
SGB XII wird ebenfalls auf die Ausfiihrungen unter Buchstabe D verwiesen.

Von den ermittelten Kosten entfallen auf die Gemeinden die Kosten in H6he von maximal
133.333 Euro jahrlich fur die Kommunikationshilfen nach den Artikeln 2 und 8 in Verbindung
mit Artikel 4 fir Elterngespréche in Kindertageseinrichtungen und mit Tagespflegepersonen.

Die durch die Anderung des Kommunalwahlgesetzes in Artikel 7 in der Regel alle fiinf Jahre
entstehenden Kosten in Hohe von 340.000 Euro sind, nach den einschlagigen Kostentra-
gungsregelungen des Kommunalwahlgesetzes, ebenfalls von den Kommunen zu tragen.

Die durch die Anhebung des Erstattungssatzes fur notwendige Kommunikationshilfen ent-
stehenden Mehrkosten betreffen zum Teil auch die Kommunen. Hierbei wird mangels ande-
rer Angaben zur Verteilung der Erforderlichkeit von Kommunikationshilfen im Verwaltungs-
verfahren zwischen Land und Kommunen von einer hélftigen Belastung, d.h. maximal
250.000 Euro ausgegangen.

Es ist insgesamt von Kosten in Héhe von ca. 1,24 Mio. Euro, von denen 723.333 Euro auf
die Kommunen entfallen, auszugehen. Dabei fallen von diesen 723.333 Euro insgesamt
340.000 Euro fiur die Wahlschablonen bei einer Kommunalwahl in der Regel nur alle funf
Jahre an. Damit wird jedenfalls die Wesentlichkeitsgrenze nach den Vorgaben des Konnexi-
tatsausfiihrungsgesetzes nicht erreicht. Auch die Grenze des § 2 Abs. 5 Satz 2 Konnexitats-
ausfiihrungsgesetz wird mit dem Gesetz nicht erreicht.

G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte

Fur die Unternehmen und die privaten Haushalte ergeben sich grundséatzlich keine Auswir-
kungen aus diesem Gesetz. In den Fallen, in denen Private als Beliehene tatig werden, sind
sie als Teil der mittelbaren Staatsverwaltung an die Vorgaben dieses Gesetzes gebunden.

H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes

Wegen ihrer besonderen Bedeutung wird die Intention aus den bisherigen Regelungen im
Behindertengleichstellungsgesetz, die besonderen Belange von Frauen mit Behinderungen
zu bericksichtigen, mit der Regelung in 8 4 Absatz 1 Inklusionsgrundsatzegesetz bestatigt
und um die Zielgruppe der Madchen mit Behinderungen, die ebenfalls in besonderem Mal3e
benachteiligt sein kdnnen, ergénzt. Die besondere Erwédhnung der genannten Personen-
gruppen ist der Struktur der UN-Behindertenrechtskonvention nachgebildet, da sich auch
dort in den Artikeln 6 und 7 besondere Vorschriften fur Frauen und Kinder finden.
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Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz definiert in umféanglicher Weise, wann eine Dis-
kriminierung vorliegt. Daher ergibt sich die Notwendigkeit, den Begriff der Diskriminierung in
§ 2 Absatz 3 Behindertengleichstellungsgesetz Nordrhein-Westfalen insoweit an das Allge-
meine Gleichbehandlungsgesetz anzugleichen, als auch Belastigungen, insbesondere die
sexuelle Belastigung von Menschen mit Behinderungen, als Diskriminierung eingestuft wer-
den. Diese Regelung ist gerade dem besonderen Schutzbedurfnis von Frauen und Madchen
mit Behinderungen geschuldet, die oft in besonderem MaRe von dieser Form der Diskrimi-
nierung bedroht sind.

| Befristung

Das Gesetz als Ganzes unterliegt keiner Befristung. Die Evaluierungen, sowohl des Landes-
ausfuihrungsgesetzes zum SGB XII (AG SGB XIl) als auch des BGG NRW, haben ergeben,
dass sich die Vorschriften grundsatzlich bewéahrt haben. Dartiber hinaus wurde hinsichtlich
des Ausflihrungsgesetzes von einer Befristung im Sinne eines Aul3erkrafttretens seinerzeit
abgesehen, weil ein gesetzlicher Rahmen fiir die Ausfihrung der Aufgaben nach dem SGB
XIlI zwingend erforderlich ist. Da das Behindertengleichstellungsgesetz mit seinen Verord-
nungen fur die Ausfuhrung von Art. 3 GG sowie auch fir die Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention erforderlich ist, kommt auch hier eine Befristung nicht in Be-
tracht.

Das neue Inklusionsgrundsatzegesetz wird gemafl 8§ 13 Absatz 2 zum 31. Dezember 2020
evaluiert.
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Gegeniuberstellung

Gesetzentwurf der Landesregierung Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen

Erstes allgemeines Gesetz zur Starkung
der Sozialen Inklusion in Nordrhein-
Westfalen

Artikel 1
Inklusionsgrundsatzegesetz Nordrhein-
Westfalen (IGG NRW)

81
Ziele

(1) In Umsetzung des Ubereinkommens der
Vereinten Nationen vom 13. Dezember
2006 Uber die Rechte der Menschen mit
Behinderungen (BGBI. 2008 1l S. 1420; UN-
Behindertenrechtskonvention) verankert
dieses Gesetz Grundsatze fur Nordrhein-
Westfalen, die den vollen und gleichberech-
tigten Genuss aller Menschenrechte und
Grundfreiheiten durch alle Menschen mit
Behinderungen férdern, schitzen und ge-
wahrleisten und die Achtung der ihnen in-
newohnenden Wiuirde fordern. Damit wer-
den die Trager o6ffentlicher Belange gleich-
zeitig aufgefordert, die Ziele der UN-
Behindertenrechtskonvention im Rahmen
ihres Zustandigkeits- und Aufgabenbereichs
zu verwirklichen.

(2) Ziel dieses Gesetzes ist die Forderung
und Starkung inklusiver Lebensverhaltnisse
in Nordrhein-Westfalen. Von grundlegender
Bedeutung fur den Inklusionsprozess sind
insbesondere

1. die Achtung der dem Menschen inne-
wohnenden Wirde, seiner individuellen
Autonomie, einschlieRlich der Freiheit,
eigene Entscheidungen zu treffen, so-
wie seiner Unabhangigkeit,

2. die Nichtdiskriminierung,

3. die volle, wirksame und gleichberech-
tigte Teilhabe an der Gesellschaft und
Einbeziehung in die Gesellschaft,
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4. die Achtung vor der Unterschiedlichkeit

von Menschen mit Behinderungen und

die Akzeptanz dieser Menschen als Teil
der menschlichen Vielfalt und der

Menschheit,

die Chancengleichheit,

die Zugénglichkeit,

die Gleichberechtigung von Mann und

Frau,

8. die Achtung vor den sich entwickelnden
Fahigkeiten von Kindern mit Behinde-
rungen und die Achtung ihres Rechts
auf Wahrung ihrer ldentitat.

No o

§2
Geltungsbereich

Dieses Gesetz gilt fur die Tréger 6ffentlicher
Belange. Trager offentlicher Belange im
Sinne dieses Gesetzes sind alle Dienststel-
len und Einrichtungen des Landes, der Ge-
meinden und Gemeindeverb&nde, der sons-
tigen der Aufsicht des Landes unterstehen-
den juristischen Personen des offentlichen
Rechts und der Beliehenen. Der Landtag,
die Gerichte und die Staatsanwaltschaften
sind Trager offentlicher Belange im Sinne
dieses Gesetzes, soweit sie Aufgaben der
offentlichen  Verwaltung  wahrnehmen.
Trager offentlicher Belange sind dartber
hinaus Eigenbetriebe und Krankenh&user
des Landes, der Gemeinden und Gemein-
deverbande, Hochschulen, der Landes-
rechnungshof sowie die staatlichen Rech-
nungsprifungsamter, die oder der Landes-
beauftragte fir Datenschutz und Informati-
onsfreiheit Nordrhein-Westfalen, der Bau-
und Liegenschaftsbetrieb des Landes Nord-
rhein-Westfalen und die Landesbetriebe im
Sinne des § 14a des Landesorganisations-
gesetzes vom 10. Juli 1962 (GV. NRW.
S. 421), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW.
S. 566) geandert worden ist. Der Westdeut-
sche Rundfunk Koéln und die Landesanstalt
fur Medien Nordrhein-Westfalen sind Trager
offentlicher Belange, soweit nicht sonderge-
setzliche Regelungen, die der Ausgestal-
tung des Artikel 5 Absatz 1 des Grund-
gesetzes dienen, bestehen.

10
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§3
Menschen mit Behinderungen

Menschen mit Behinderungen im Sinne
dieses Gesetzes sind Menschen, die lang-
fristige korperliche, seelische, geistige oder
Sinnesbeeintrachtigungen haben, welche
sie in Wechselwirkung mit verschiedenen
Barrieren an der vollen, wirksamen und
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesell-
schaft hindern kénnen. Als langfristig gilt in
der Regel ein Zeitraum, der mit hoher
Wahrscheinlichkeit langer als sechs Monate
andauert.

84
Frauen und Madchen, Kinder und Ju-
gendliche, Eltern

(1) Zur Durchsetzung der Gleichberechti-
gung von Frauen und Mé&nnern sind die
besonderen Belange von Frauen und Mad-
chen mit Behinderung zu bertcksichtigen.
Dazu werden auch besondere MalRnahmen
zur Forderung der tatsachlichen Gleichstel-
lung von Frauen und Madchen mit Behinde-
rungen ergriffen.

(2) Die Trager offentlicher Belange bertick-
sichtigen bei allen Malinahmen, die Kinder
und Jugendliche mit Behinderungen betref-
fen, das Wohl der Kinder und Jugendlichen
vorrangig. Sie wirken darauf hin, dass Kin-
der und Jugendliche mit Behinderungen
gleichberechtigt neben Kindern und Jugend-
lichen ohne Behinderungen ihre Rechte
wahrnehmen kdnnen.

(3) Zu Verwirklichung einer selbstbestimm-
ten Elternschaft sind die spezifischen Be-
durfnisse von Eltern mit Behinderungen und
deren Kindern zu bericksichtigen.

§5
Allgemeine Grundsétze fur die Trager
Offentlicher Belange

(1) Die Herstellung inklusiver Lebensver-
haltnisse ist eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe. Alle Trager offentlicher Belange
wirken als Teil der Gesellschaft an der Ge-
staltung inklusiver Lebensverhéltnisse im
Sinne von § 1 Absatz 2 mit.

11
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(2) Sie tragen den spezifischen Bedurfnis-
sen von Menschen mit Behinderungen
Rechnung. Dabei sind die in Artikel 3 der
UN-Behindertenrechtskonvention veranker-
ten Grundsatze von ihnen zu achten.

(3) Die Trager sollen bei der schrittweisen
Verwirklichung der Ziele dieses Gesetzes,
soweit erforderlich, zusammenarbeiten und
sich gegenseitig unterstttzen.

(4) Sie wirken darauf hin, dass Einrichtun-
gen, Vereinigungen und juristische Perso-
nen des Privatrechts, an denen die Trager
offentlicher Belange unmittelbar oder mittel-
bar beteiligt sind, die Ziele dieses Gesetzes
bertcksichtigen.

(5) Bei der Gewahrung von Zuwendungen
und sonstigen Leistungen durch die Trager
offentlicher Belange sollen die Ziele dieses
Gesetzes in geeigneten Bereichen ebenfalls
beachtet werden.

§6
Anforderungen an die Gesetzgebung

Zur schrittweisen Umsetzung einer den An-
forderungen an eine inklusive Gesellschaft
genugenden Gesetzgebung sollen beson-
dere gesetzliche Regelungen, die aus-
schlie3lich auf Menschen mit Behinderun-
gen Anwendung finden, vermieden und An-
forderungen, die sich aus besonderen Be-
langen von Menschen mit Behinderungen
ergeben, unmittelbar in den jeweiligen fach-
gesetzlichen Regelungen getroffen werden.

8§87
Zuganglichkeit der Dienste und Ein-
richtungen fur die Allgemeinheit

(1) Dienste und Einrichtungen fir die Allge-
meinheit sollen durch die Trager der offent-
lichen Belange schrittweise so gestaltet
werden, dass auch fir Menschen mit Be-
hinderungen die Zuganglichkeit gewahrleis-
tet ist und die besonderen Belange von
Menschen mit Behinderungen bericksich-
tigt werden. Sondereinrichtungen und -
dienste fur Menschen mit Behinderungen
sollen soweit wie mdoglich vermieden wer-
den.

12
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(2) Die Trager offentlicher Belange wirken
darauf hin, dass die fachlich und regional
erforderlichen Dienste in ausreichender
Zahl und Qualitat sozialrdumlich zur Verfu-
gung stehen.

(3) Die Kompetenz- und Koordinierungsstel-
le nach § 8 pruft, ob und inwieweit bereits
bestehende Dienste und Einrichtungen des
Landes fur die Allgemeinheit im Sinne des
Absatzes 1 angepasst und welche besonde-
ren Dienste und Einrichtungen fir Men-
schen mit Behinderungen sukzessive in
allgemeine Dienste und Einrichtungen, die
bereits den Anforderungen des Absatzes 1
genugen, Uberfihrt werden  koénnen.

§8
Kompetenz- und Koordinierungsstelle

(1) Bei dem fur den Bereich der Politik fur
und mit Menschen mit Behinderungen fe-
derfihrend zustandigen Ministerium wird
eine Kompetenz- und Koordinierungsstelle
eingerichtet.

(2) Diese koordiniert die MalBnahmen zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechts-
konvention in den verschiedenen Politikfel-
dern. Zudem achtet die Kompetenz- und
Koordinierungsstelle auf die Einhaltung der
Beteiligungspflichten nach § 9.

(3) Die oder der Landesbehindertenbeauf-
tragte ist in die Arbeit der Kompetenz- und
Koordinierungsstelle einzubinden.

§9
Beteiligung von Menschen mit Be-
hinderungen

(1) Die Trager offentlicher Belange sind
gehalten, Verbande und Organisationen der
Menschen mit Behinderungen bei der Aus-
arbeitung von Rechtsvorschriften und politi-
schen Konzepten zur Durchfiihrung der UN-
Behindertenrechtskonvention, zur Durchfiuh-
rung dieses Gesetzes sowie bei anderen
Entscheidungsprozessen, die Menschen mit
Behinderungen betreffen, friihzeitig einzu-
binden.

13
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(2) Die Trager offentlicher Belange wirken
darauf hin, dass die Regelungen und Ver-
fahren fUr die Beteiligung von Birgerinnen
und Burgern sowie die Einbeziehung von
Verbé&nden und Organisationen derart aus-
gestaltet werden, dass Menschen mit Be-
hinderungen beziehungsweise deren Ver-
béande und Organisationen gleichberechtigt
und wirksam teilhaben kénnen.

(3) Die Tréager offentlicher Belange wirken
aktiv auf ein Umfeld hin, in dem Menschen
mit Behinderungen gleichberechtigt mit an-
deren wirksam und umfassend an der Ge-
staltung der inklusiven Lebensverhéltnisse
mitwirken konnen. Dabei sollen Menschen
mit Behinderungen darin unterstiitzt und
ermutigt werden, ihre Vereinigungsfreiheit
wahrzunehmen, ihre eigenen Kompetenzen
zu starken, in ihren eigenen Angelegenhei-
ten selbststandig und selbstbestimmt tatig
zu werden, sowie ihre Interessen zu vertre-
ten. Wesentlich hierfir sind insbesondere
Organisationen von Menschen mit Behinde-
rungen, die sie auf Landesebene und kom-
munaler Ebene vertreten, sowie geeignete
unabhangige Beratungs- und Unterstit-
zungsstrukturen.

810
Inklusionsbeirat

(1) Als Schnittstelle zur Zivilgesellschaft
nach Artikel 33 der UN-Behindertenrechts-
konvention und in Umsetzung des Beteili-
gungsgebotes aus § 8 wird auf Landesebe-
ne ein Inklusionsbeirat eingerichtet.

(2) Der Inklusionsbeirat hat die Aufgabe,

1. die Landesregierung bei der Umset-
zung dieses Gesetzes und der sich aus
der  UN-Behindertenrechtskonvention
ergebenden Verpflichtungen zu beraten
und

2. den sich aus Artikel 33 Absatz 3 der
UN-Behindertenrechtskonvention erge-
benden Uberpriifungsprozess zu ge-
stalten.

14
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(3) Der Inklusionsbeirat setzt sich zusam-
men aus Vertreterinnen und Vertretern

1. der Landesregierung,

2. der Verbédnde und Organisationen auf
Landesebene, die die Interessen der
Menschen mit Behinderungen vertre-
ten,

3. der Verbande und Organisationen auf
Landesebene sowie auf kommunaler
Ebene, die im Bereich der Leistungen
und Dienste fir Menschen mit Behinde-
rungen tétig sind sowie

4. der oder dem Beauftragten der Landes-
regierung fir die Belange der Men-
schen mit Behinderungen und

5. standig beratenden Experten.

Die Mitglieder arbeiten gleichberechtigt und
vertrauensvoll zusammen.

(4) Das fur den Bereich der Politik fur und
mit Menschen mit Behinderungen federfiih-
rend zustandige Ministerium fuhrt den Vor-
sitz. Die Verbande und Organisationen so-
wie die Ministerien der Landesregierung
entsenden fir jeweils eine Legislaturperiode
Vertreterinnen und Vertreter in den Inklusi-
onsbeirat. Bei der Entsendung sollen die
Verbdnde und Organisationen sowie die
Ministerien die  geschlechterparitatische
Besetzung beachten.

(5) Zur Unterstiitzung der Arbeit des Inklu-
sionsbeirates kénnen Fachbeirdte gebildet
werden, die dem Inklusionsbeirat zuarbei-
ten. Die Ministerien entscheiden eigenstan-
dig Uber deren Einrichtung und Besetzung
sowie Fragen der Organisation des jeweili-
gen Fachbeirats.

(6) Das Néahere zu Aufgaben, Struktur und
Organisation des Inklusionsbeirates regelt
die Geschéftsordnung. Die Geschéftsord-
nung des Inklusionsbeirates wird durch das
den Vorsitz fihrende Ministerium erlassen.
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§11
Monitoringstelle

Zur Wahrnehmung der Aufgaben im Sinne
des Artikels 33 Absatz 2 der UN-
Behindertenrechtskonvention  (Monitoring-
stelle) schlieRt das Land eine vertragliche
Vereinbarung mit dem Deutschen Institut
fur Menschenrechte e.V.

8§12
Berichterstattung

(1) Die Landesregierung berichtet dem
Landtag alle finf Jahre Uber die Lebenssi-
tuation von Menschen mit Behinderungen
und den Stand der Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention, erstmalig
zum 31. Dezember 2018.

(2) 8 14 des Behindertengleichstellungsge-
setzes Nordrhein-Westfalen vom 16. De-
zember 2003 (GV. NRW. S. 766), das zu-
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
18. November 2008 (GV. NRW. S. 738)
geéndert worden ist, bleibt unberthrt.

8§13
Inkrafttreten, Berichtspflicht

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des
auf die Verkindung folgenden Monats in
Kraft.

(2) Die Landesregierung berichtet dem
Landtag zum 31. Dezember 2020 Uber die
Erfahrungen mit diesem Gesetz.

) Artikel 2
Anderung des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes Nordrhein-Westfalen

Das Behindertengleichstellungsgesetz
Nordrhein-Westfalen vom 16. Dezember
2003 (GV. NRW. S. 766), das durch Artikel
3 des Gesetzes vom 18. November 2008
(GV. NRW. S. 378) geéndert worden ist,
wird wie folgt geandert:
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1. Die Inhaltsibersicht wird wie folgt ge-
andert:

a) Die Angabe zu 8§ 2 wird wie folgt
gefasst:

8§ 2

Diskriminierungen®.

b) Die Angabe zu § 3 wird wie folgt
gefasst:

.83

Angemessene Vorkehrungen®.

c) Die Angabe zu 8§ 7 wird wie folgt
gefasst:

S 7

Barrierefreiheit in den Bereichen
Anlagen und Verkehr®.

d) Die Angabe zu & 8 wird wie folgt
gefasst:

.88

Barrierefreie Kommunikation®.

2. Die 88 1 bis 5 werden wie folgt gefasst:

”§ 1

Ziel des Gesetzes/Geltungsbereich

(1) Ziel dieses Gesetzes ist es, Diskri-
minierung von Menschen mit Behinde-
rung zu verhindern und zu beseitigen
sowie die volle, wirksame und gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen am Leben in der Ge-
sellschaft durch die Beseitigung von
Barrieren und die Herstellung von Auf-
findbarkeit, Zugéanglichkeit und Nutz-
barkeit zu gewdahrleisten. Hierzu gehdrt
auch die Ermoéglichung einer selbstbe-
stimmten Lebensfihrung.

(2) Dieses Gesetz gilt fur Trager offent-
licher Belange nach § 2 des Inklusions-
grundsatzegesetzes vom (Datum der
Ausfertigung einfiigen) (Fundstelle im
GV. NRW. einfiigen).

§2
Frauen mit Behinderung

§3
Behinderung, Benachteiligung

87
Barrierefreiheit in den Bereichen Bau
und Verkehr

§8
Verwendung der Gebardensprache

g§1
Ziel des Gesetzes/Geltungsbereich

(1) Ziel des Gesetzes ist es, die Benachtei-
ligung von Menschen mit Behinderung zu
beseitigen und zu verhindern sowie die
gleichberechtigte Teilhabe von Menschen
mit Behinderung am Leben in der Gesell-
schaft zu gewahrleisten und ihnen eine
selbstbestimmte Lebensflihrung zu ermdg-
lichen. Dabei wird besonderen Bedurfnis-
sen Rechnung getragen.

(2) Dieses Gesetz gilt fur die Dienststellen
und Einrichtungen des Landes, der Ge-
meinden und Gemeindeverbénde und der
sonstigen der Aufsicht des Landes unter-
stehenden Korperschaften, Anstalten und
Stiftungen des offentlichen Rechts, fir die
Eigenbetriebe und Krankenhduser des

17
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(3) Die Trager offentlicher Belange sind
verpflichtet, sich aktiv fur die Ziele des
Gesetzes einzusetzen. Sie sollen hier-
zu eng mit den Organisationen und
Verbanden der Menschen mit Behinde-
rungen zusammenarbeiten.

(4) Soweit Dritte Aufgaben wahrneh-
men oder Angebote bereitstellen, die
auch im erheblichen Interesse der Tra-
ger offentlicher Belange liegen, sind
Letztere verpflichtet, aktiv darauf hin-
zuwirken, dass die Ziele dieses Geset-
zes beachtet werden. Bei der Gewah-
rung von Zuwendungen und sonstigen
Leistungen durch die Trager offentlicher
Belange sollen die Ziele dieses Geset-
zes in geeigneten Bereichen ebenfalls
beachtet werden.

§2
Nichtdiskriminierung

(1) Eine Diskriminierung im Sinne die-
ses Gesetzes liegt vor, wenn Menschen
mit Behinderungen auf Grund ihrer Be-
hinderung im Vergleich zu Menschen
ohne Behinderungen unterschiedlich
behandelt werden und dadurch in der
gleichberechtigten Teilhabe am Leben
in der Gesellschaft oder in ihrer selbst-

Landes, der Gemeinden und Gemeinde-
verbande, fur die Hochschulen, den Lan-
desrechnungshof, die Landesbeauftragte
und den Landesbeauftragten fir den Da-
tenschutz, den Bau- und Liegenschaftsbe-
trieb des Landes Nordrhein-Westfalen und
sonstige Landesbetriebe im Sinne des §
14a Landesorganisationsgesetz und fir den
Westdeutschen Rundfunk Koln. Fir den
Landtag und fur die Gerichte sowie fir die
Behorden der Staatsanwaltschaften gilt
dieses Gesetz, soweit sie Verwaltungsauf-
gaben wahrnehmen. Die in den Satzen 1
und 2 Genannten sind verpflichtet, aktiv auf
das Erreichen des Zieles hinzuwirken. Sie
sollen hierzu eng mit den Organisationen
und Verbanden der Menschen mit Behinde-
rung zusammenarbeiten. Soweit Dritte Auf-
gaben wahrnehmen oder Angebote bereit-
stellen, die auch im erheblichen Interesse
der in den Satzen 1 und 2 Genannten lie-
gen, sollen diese darauf hinwirken, dass die
Dritten die Anforderungen des § 4 erflllen.

§2
Frauen mit Behinderung

Zur Durchsetzung der Gleichberechtigung
von Frauen und Mannern sind die besonde-
ren Belange von Frauen mit Behinderung
zu bericksichtigen und Benachteiligungen
zu beseitigen. Dazu werden auch besonde-
re Malinahmen zur Férderung der tatsach-
lichen Gleichstellung von Frauen mit Be-
hinderung ergriffen.
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bestimmten Lebensfiihrung unmittelbar
oder mittelbar beeintrachtigt werden.

(2) Die Trager offentlicher Belange dur-
fen Menschen mit Behinderungen nicht
diskriminieren und haben in ihrem Ver-
antwortungsbereich Mal3hahmen zu er-
greifen, die verhindern, dass es zu Dis-
kriminierungen von Menschen mit Be-
hinderungen kommt. Eine Diskriminie-
rung kann ausnahmsweise durch zwin-
gende Grinde gerechtfertigt sein.

(3) Eine Belastigung im Sinne des § 3
Absatz 3 und Absatz 4 des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes vom 14.
August 2006 (BGBI. | S. 1879) in der
jeweils geltenden Fassung stellt eben-
falls eine Diskriminierung im Sinne die-
ses Gesetzes dar.

(4) Machen Menschen mit Behinderun-
gen eine Ungleichbehandlung auf
Grund ihrer Behinderung durch einen
Trager Offentlicher Belange glaubhatft,
so muss der Trager offentlicher Belan-
ge beweisen, dass eine Diskriminierung
nicht vorliegt. Erfolgt eine unterschiedli-
che Behandlung auch aus weiteren in §
1 des Allgemeinen Gleichbehandlungs-
gesetzes genannten Griinden, ist die
unterschiedliche Behandlung nur ge-
rechtfertigt, wenn die Voraussetzungen
der 88 8 bhis 10 des Allgemeinen
Gleichbehandlungsgesetzes vorliegen
(mehrdimensionale Diskriminierung).

§3
Angemessene Vorkehrungen

Angemessene Vorkehrungen sind not-
wendige und geeignete Anderungen
und Anpassungen, die keine unverhalt-
nismaiige oder unbilige Belastung
darstellen und die, wenn sie in einem
bestimmten Fall erforderlich sind, vor-
genommen werden, um zu gewahrleis-
ten, dass Menschen mit Behinderungen
gleichberechtigt mit anderen teilhaben
und ihre Menschenrechte und Grund-
freiheiten austiben kénnen.

Die Versagung angemessener Vorkeh-
rungen stellt eine Diskriminierung im

§3
Behinderung, Benachteiligung

(1) Menschen haben eine Behinderung,
wenn ihre korperlichen Funktionen, geistige
Fahigkeiten oder seelische Gesundheit mit
hoher Wahrscheinlichkeit langer als sechs
Monate von dem fur das Lebensalter typi-
schen Zustand abweichen und daher ihre
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft be-
eintrachtigt ist.

(2) Eine Benachteiligung im Sinne dieses
Gesetzes liegt vor, wenn Menschen mit
Behinderung aufgrund ihrer Behinderung im
Vergleich zu Menschen ohne Behinderung
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Sinne von § 2 Absatz 1 dar. Fur die
Beurteilung der Angemessenheit der
Vorkehrungen sind die Umstande des
Einzelfalles malRgeblich.

84
Barrierefreiheit

(1) Barrierefreiheit im Sinne dieses Ge-
setzes ist die Auffindbarkeit, Zugang-
lichkeit und Nutzbarkeit der gestalteten
Lebensbereiche fir alle Menschen. Die
Auffindbarkeit, der Zugang und die Nut-
zung mussen fur Menschen mit Behin-
derungen in der allgemein Ublichen
Weise, ohne besondere Erschwernis
und grundsétzlich ohne fremde Hilfe
mdglich sein. Hierbei ist die Nutzung
persdnlicher Hilfsmittel zulassig.

(2) Zu den gestalteten Lebensberei-
chen gehodren insbesondere bauliche
und sonstige Anlagen, die Verkehrsinf-
rastruktur, Beforderungsmittel im Per-
sonennahverkehr, technische Ge-
brauchsgegenstande, Systeme der In-
formationsverarbeitung, akustische und
visuelle Informationsquellen  sowie
Kommunikationseinrichtungen. Zur Auf-
findbarkeit, Zugéanglichkeit und Nutz-
barkeit gehort auch die Gewahrleistung
der Verstandlichkeit von Informationen.

(3) Die Landesregierung soll durch die
Sicherstellung von Beratungsangebo-
ten die Trager o6ffentlicher Belange bei
der Einwicklung von Konzepten und der
Umsetzung von konkreten Mal3Bhahmen

unterschiedlich behandelt werden und
dadurch in der gleichberechtigten Teilhabe
am Leben in der Gesellschaft oder in ihrer
selbstbestimmten Lebensfuhrung unmittel-
bar oder mittelbar beeintrachtigt werden,
ohne dass hierfir zwingende Griinde vor-
liegen. Die in § 1 Abs. 2 Satze 1 und 2 Ge-
nannten dirfen Menschen mit Behinderung
nicht benachteiligen.

(3) Macht ein Mensch mit Behinderung eine
Benachteiligung im Sinne des Absatzes 2
Satz 1 durch einen der in § 1 Abs. 2 Satz 1
Genannten glaubhaft, so muss jener be-
weisen, dass eine Benachteiligung nicht
vorliegt, fur die Benachteiligung zwingende
Grinde vorliegen oder dass nicht durch die
Behinderung bedingte, sachliche Grinde
vorliegen.

84
Barrierefreiheit

Barrierefreiheit ist die Auffindbarkeit, Zu-
ganglichkeit und Nutzbarkeit der gestalteten
Lebensbereiche fir alle Menschen. Der
Zugang und die Nutzung missen fir Men-
schen mit Behinderung in der allgemein
Ublichen Weise, ohne besondere Er-
schwernis und grundsatzlich ohne fremde
Hilfe moglich sein; hierbei ist die Nutzung
personlicher Hilfsmittel zuléssig. Zu den
gestalteten Lebensbereichen gehéren ins-
besondere bauliche und sonstige Anlagen,
die Verkehrsinfrastruktur, Beférderungsmit-
tel im Personennahverkehr, technische
Gebrauchsgegenstande, Systeme der In-
formationsverarbeitung, akustische und
visuelle Informationsquellen sowie Kommu-
nikationseinrichtungen.
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zur Herstellung von Barrierefreiheit un-
terstitzen.

8§85
Zielvereinbarungen

(1) Zur Herstellung von Barrierefreiheit
sollen, soweit dem nicht besondere ge-
setzliche Vorschriften entgegenstehen,
Zielvereinbarungen zwischen den Lan-
desverbanden von Menschen mit Be-
hinderungen und den Tragern offentli-
cher Belange fur ihren jeweiligen sach-
lichen und rdumlichen Organisations-
und Tatigkeitsbereich getroffen werden.
Soweit Landesverbande nicht vorhan-
den sind, treten an ihre Stelle landes-
weite und Ortliche Verb&nde von Men-
schen mit Behinderungen. Die vorste-
hend genannten Verbande kénnen von
den betreffenden Tragern die Aufnah-
me von Verhandlungen uber Zielver-
einbarungen verlangen.

Die Ermachtigung nach § 5 des Behin-
dertengleichstellungsgesetzes vom
27. April 2002 (BGBI. | S. 1467), das
zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes
vom 19. Dezember 2007 (BGBI. |
S.3024) geandert worden ist, wonach
die Verbande die Aufnahme von Ver-
handlungen mit Unternehmen und Un-
ternehmensverbanden verlangen kon-
nen, gilt auch fir die Landesverbéande.

(2) Zielvereinbarungen zur Herstellung
von Barrierefreiheit enthalten insbeson-
dere

1. die Bestimmung der Vereinba-
rungspartner und Regelungen zum
Geltungsbereich und zur Geltungs-
dauer,

2. die Festlegung von Mindestbedin-
gungen, wie gestaltete Lebensbe-
reiche im Sinne von 8§ 4 Absatz 2
kinftig zu verdndern sind, um dem
Anspruch von Menschen mit Be-
hinderungen auf Auffindbarkeit,
Zugang und Nutzung zu genigen
und

8§85
Zielvereinbarungen

(1) Zur Herstellung der Barrierefreiheit sol-
len, soweit nicht besondere gesetzliche
Vorschriften entgegen stehen, Zielverein-
barungen zwischen den nach § 13 des Ge-
setzes zur Gleichstellung behinderter Men-
schen (BGG) anerkannten Verbanden oder
deren nordrhein-westfélischen Landesver-
banden einerseits und kommunalen Kor-
perschaften, deren Verbanden und Unter-
nehmen andererseits fir ihren jeweiligen
sachlichen und raumlichen Organisations-
oder Tatigkeitsbereich getroffen werden.
Soweit Verbédnde nach Satz 1 nicht vor-
handen sind, kdnnen dies auch landeswei-
te und Ortliche Verb&nde von Menschen mit
Behinderung sein. Die Verbande kdnnen
die Aufnahme von Verhandlungen Uuber
Zielvereinbarungen verlangen.

(2) Zielvereinbarungen zur Herstellung von
Barrierefreineit enthalten insbhesondere

1. die Bestimmung der Vereinbarungs-
partner und Regelungen zum Gel-
tungsbereich und zur Geltungsdauer,

2. die Festlegung von Mindestbedingun-
gen, wie gestaltete Lebensbereiche im
Sinne von 8§ 4 kinftig zu verandern
sind, um dem Anspruch von Menschen
mit Behinderung auf Zugang und Nut-
zung zu genugen,
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3. den Zeitpunkt oder einen Zeitplan
zur Erfullung der festgelegten Min-
destbedingungen.

(3) Ein Verband, der die Aufnahme von
Verhandlungen nach Absatz 1 verlangt,
hat dies gegenuber dem nach Absatz 5
federfuhrend zustandigen Ministerium
unter Benennung von Verhandlungsge-
genstand und Verhandlungsparteien
anzuzeigen. Das fur den Bereich der
Politik fir und mit Menschen mit Behin-
derungen federfihrend zustandige Mi-
nisterium gibt diese Anzeige auf seiner
Internetseite bekannt. Innerhalb von
vier Wochen nach der Bekanntgabe
haben andere Verbande im Sinne des
Absatzes 1 das Recht, den Verhand-
lungen durch Erklarung gegeniber den
bisherigen Verhandlungsparteien beizu-
treten. Nachdem die Dbeteiligten Ver-
bande eine gemeinsame Verhand-
lungskommission gebildet haben oder
fest steht, dass nur ein Verband ver-
handelt, sind die Verhandlungen binnen
vier Wochen aufzunehmen.

(4) Ein Anspruch auf Verhandlungen
nach Absatz 1 Satz 3 besteht nicht

1. wahrend laufender Verhandlungen
im Sinne des Absatzes 3 fir die
nicht beigetretenen Verbéande,

2. fir die in Absatz 1 Satz 3 Genann-
ten, die ankindigen, einer Zielver-
einbarung beizutreten, tber die von
anderen dort Genannten Verhand-
lungen gefuhrt werden,

3. fir den Geltungsbereich und die
Geltungsdauer einer zustande ge-
kommenen Zielvereinbarung oder

4. fur die in Absatz 1 Satz 3 Genann-
ten, die einer zustande gekomme-
nen Zielvereinbarung ohne Ein-
schrankung beigetreten sind.

3. den Zeitpunkt oder einen Zeitplan zur
Erfullung der festgelegten Mindestbe-
dingungen.

(3) Ein Verband nach Absatz 1, der die
Aufnahme von Verhandlungen verlangt, hat
dies gegeniiber dem Zielvereinbarungsre-
gister (Absatz 5) unter Benennung von
Verhandlungsgegenstand und Verhand-
lungsparteien anzuzeigen. Das fur die Be-
hindertenpolitik federfiihrende Ministerium
gibt diese Anzeige auf seiner Internetseite
bekannt. Innerhalb von vier Wochen nach
der Bekanntgabe haben andere Verbande
im Sinne des Absatzes 1 das Recht, den
Verhandlungen durch Erklarung gegentber
den bisherigen Verhandlungsparteien bei-
zutreten. Nachdem die beteiligten Verbéan-
de eine gemeinsame Verhandlungskom-
mission gebildet haben oder feststeht, dass
nur ein Verband verhandelt, sind die Ver-
handlungen binnen vier Wochen aufzu-
nehmen.

(4) Ein Anspruch auf Verhandlungen nach
Absatz 1 Satz 3 besteht nicht,

1. wahrend laufender Verhandlungen im
Sinne des Absatzes 3 flr die nicht bei-
getretenen Verbande,

2. fir die dort Genannten, die ankindi-
gen, einer Zielvereinbarung beizutre-
ten, Uber die von anderen dort Ge-
nannten Verhandlungen gefihrt wer-
den,

3. fir den Geltungsbereich und die Gel-
tungsdauer einer zustande gekomme-
nen Zielvereinbarung,

4. fur die in dort Genannten, die einer
zustande gekommenen Zielvereinba-
rung ohne Einschrankung beigetreten
sind.
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(5) Das fur die Politik fir und mit Men-
schen mit Behinderungen federfuhrend
zustandige Ministerium fuhrt ein Regis-
ter, in das der Abschluss, die Anderung
und die Aufhebung von Zielvereinba-
rungen nach Absatz 1 und 2 eingetra-
gen werden. Der die Zielvereinbarung
abschliel3ende Verband von Menschen
mit Behinderungen ist verpflichtet, in-
nerhalb eines Monats nach Abschluss
einer Zielvereinbarung diese dem Mi-
nisterium als beglaubigte Abschrift und
in informationstechnisch erfassbarer
Form zu Ubersenden sowie eine Ande-
rung oder Aufhebung innerhalb eines
Monats mitzuteilen.

(6) Sofern die Trager offentlicher Be-
lange Zielvereinbarungsgespréache oh-
ne Ergebnis abbrechen oder abge-
schlossene Zielvereinbarungen nicht
einhalten, kénnen die in Absatz 1 ge-
nannten Verbande dies gegeniliber dem
das Register filhrenden Ministerium an-
zeigen. Dieses fordert die Trager 6ffent-
licher Belange zur Stellungnahme auf.
Diese sind verpflichtet, binnen eines
Monats nach Zugang dieses Aufforde-
rungsschreibens die Grunde fur den
Abbruch oder die Nichteinhaltung zur
Eintragung in das Register mitzuteilen.”

3. 86 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

,Ein nach 8§ 13 des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes anerkann-
ter Verband oder dessen nord-
rhein-westfalischer Landesverband
kann, ohne dass ihm dadurch ei-
gene Rechte verliehen wirden,
gegen einen zustandigen Trager
oOffentlicher Belange Klage erheben
wegen eines Verstol3es gegen

1. das Diskriminierungsverbot
nach den 88 2 und 3 und

(5) Das fur die Behindertenpolitik federfiih-
rende Ministerium fuhrt ein Register, in das
der Abschluss, die Anderung und die Auf-
hebung von Zielvereinbarungen nach Ab-
satz 1 und 2 eingetragen werden. Der die
Zielvereinbarung abschlieRende Verband
von Menschen mit Behinderung ist ver-
pflichtet, innerhalb eines Monats nach Ab-
schluss einer Zielvereinbarung diesem Mi-
nisterium diese als beglaubigte Abschrift
und in informationstechnisch erfassbarer
Form zu ubersenden sowie eine Anderung
oder Aufhebung innerhalb eines Monats
mitzuteilen.

§6
Mitwirkung von Verbéanden,
Verbandsklage

(1) Ein nach 8§ 13 BGG anerkannter Ver-
band oder dessen nordrhein-westfélischer
Landesverband kann, ohne dass ihm
dadurch eigene Rechte verliehen wirden,
gegen einen zustandigen Trager offentlicher
Belange im Sinne von § 1 Abs. 2 Satze 1
und 2 Klage erheben auf Feststellung eines
Verstolies gegen

1. 82
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2. die Verpflichtung zur Herstel-
lung der Barrierefreiheit nach
den 88 7 bis 10.°

b) In Absatz 2 Satz 3 werden nach dem
Wort ,Falle* die Worter ,sowie gene-
rell bei Fragen der Barrierefreiheit"
eingeflgt.

4. Die 88 7 bis 9 werden wie folgt gefasst:

”§ 7

Barrierefreiheit in den Bereichen An-
lagen und Verkehr

(1) Bauliche Anlagen, offentliche Wege,
Platze, StraRBen sowie offentlich zu-
gangliche Verkehrsanlagen und Befor-
derungsmittel sowie sonstige Anlagen

24

2. das Benachteiligungsverbot nach § 3
Abs. 2 Satz 2

3. dessen Verpflichtung zur Herstellung
der Barrierefreiheit nach 88 7 bis 10.

Satz 1 gilt nicht, wenn eine MalRBhahme auf-
grund einer Entscheidung in einem verwal-
tungsgerichtlichen Streitverfahren getroffen
worden ist.

(2) Eine Klage ist nur zulassig, wenn der
Verband durch die MaflRnahme in seinem
satzungsgemalen Aufgabenbereich berthrt
wird. Soweit ein Mensch mit Behinderung
selbst seine Rechte durch eine Gestaltungs-
oder Leistungsklage verfolgen kann oder
hatte verfolgen konnen, kann die Klage
nach Absatz 1 nur erhoben werden, wenn
der Verband geltend macht, dass es sich
bei der MaBnahme um einen Fall von all-
gemeiner Bedeutung handelt. Dies ist ins-
besondere bei einer Vielzahl gleichgelager-
ter Falle der Fall.

(3) Werden Menschen mit Behinderung in
ihren Rechten nach Absatz 1 verletzt, kdn-
nen an ihrer Stelle und mit ihrem Einver-
standnis Verbande nach Absatz 1 Satz 1,
die nicht selbst am Verfahren beteiligt sind,
Rechtsschutz beantragen. In diesen Fallen
missen alle Verfahrensvoraussetzungen
wie bei einem Rechtsschutzersuchen durch
den Menschen mit Behinderung selbst vor-
liegen. Das Einverstandnis ist schriftlich zu
erklaren.

(4) Solange in einer Sache im Sinne des
Absatzes 1 die Klage eines Verbandes an-
hangig ist und soweit Uber die Sache selbst
rechtskréftig entschieden worden ist, kann
die Sache von keinem anderen Verband
anderweitig anhéngig gemacht werden.

87
Barrierefreiheit in den Bereichen Bau
und Verkehr

(1) Die Errichtung oder die Anderung bauli-
cher Anlagen der in 8 1 Abs. 2 Satze 1 und
2 genannten Trager offentlicher Belange
sind entsprechend den bauordnungsrechtli-
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im Sinne von 8§ 4 Absatz 2 sind nach
MalRgabe der geltenden Rechtsvor-
schriften barrierefrei zu gestalten.

(2) Sofern die Trager Offentlicher Be-
lange in ihrem jeweiligen sachlichen
und raumlichen Organisations- oder Ta-
tigkeitsbereich Plane zur Sicherstellung
oder Herstellung der Barrierefreiheit
entwickeln, beziehen sie die Verbande
der Menschen mit Behinderungen hier-
bei frihzeitig ein.

88
Barrierefreie Kommunikation

(1) Menschen mit Behinderungen ha-
ben unbeschadet anderer Bundes- oder
Landesgesetze das Recht, mit Tragern
offentlicher Belange in geeigneten
Kommunikationsformen zu kommuni-
Zieren, soweit dies im Verwaltungsver-
fahren zur Wahrnehmung eigener
Rechte oder zur Wahrnehmung von
Aufgaben im Rahmen der elterlichen
Sorge nach 8§ 1626 des Birgerlichen
Gesetzbuches erforderlich ist. Satz 1
gilt auch fir die mindliche Kommunika-
tion auBerhalb eines Verwaltungsver-
fahrens, soweit dies zur Wahrnehmung
von Aufgaben im Rahmen der elterli-
chen Sorge nach § 1626 des Birgerli-
chen Gesetzbuches erforderlich ist,
1. in schulischen Belangen an o6ffent-
lichen Schulen und entsprechend
an Ersatzschulen,

2. in Kindertageseinrichtungen und in
der Kindertagespflege.

Die Trager Offentlicher Belange
haben die geeigneten Kommuni-
kationshilfen kostenfrei zur Verfu-
gung zu stellen oder auf Antrag
der Berechtigten die notwendigen
Auslagen, die aus der entgeltli-
chen Nutzung von geeigneten
Kommunikationshilfen entstehen,
zu erstatten.

(2) Die Trager offentlicher Belange sol-

chen Vorschriften barrierefrei zu gestalten.

(2) Absatz 1 gilt auch fir sonstige bauliche
oder andere Anlagen im Sinne von § 4
Satz 3.

§8
Verwendung der Gebardensprache

(1) Horbehinderte Menschen (Gehdrlose,
Ertaubte, Schwerhdrige, Taubblinde und
horsehbehinderte Menschen) und sprachbe-
hinderte Menschen haben das Recht, mit
denin 8 1 Abs. 2 Satze 1 und 2 genannten
Tragern Offentlicher Belange in Deutscher
Gebéardensprache oder Uber lautsprachbe-
gleitende Gebarden oder andere geeignete
Kommunikationsformen zu kommunizieren,
soweit dies zur Wahrnehmung eigener
Rechte im Verwaltungsverfahren erforderlich
ist und eine schriftliche Verstandigung nicht
moglich ist. Die Trager offentlicher Belange
im Sinne des 8 1 Abs. 2 Satze 1 und 2 ha-
ben, sofern sie nicht selbst auf ihre Kosten
eine  Gebardensprachdolmetscherin  oder
Gebéardensprachdolmetscher oder eine an-
dere geeignete Kommunikationshilfe zur
Verfigung stellen, auf Antrag der Berechtig-
ten die notwendigen Auslagen zu erstatten,
die diesen flr eine Gebardensprachdolmet-
scherin oder einen Gebardensprachdolmet-
scher oder eine andere geeignete Kommuni-
kationshilfe entstehen.
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len mit Menschen mit geistiger oder
kognitiver Beeintrachtigung in einer
leicht verstandlichen Sprache kommu-
nizieren.

(3) Die Landesregierung wird ermach-
tigt,

1. Anlass und Umfang des An-
spruchs auf Bereitstellung von ge-
eigneten Kommunikationshilfen,

2. die Art und Weise der Bereitstel-
lung von geeigneten Kommunika-
tionshilfen,

3. die Grundsatze fir eine angemes-
sene Vergutung oder die Einzel-
heiten Erstattung von notwendigen
Aufwendungen fir den Einsatz
geeigneter Kommunikationshilfen
und

4. die Bestimmung der im Sinne des
Absatzes 1 geeigneten Kommuni-
kationshilfen

durch Rechtsverordnung zu regeln.

89
Gestaltung von Bescheiden, amtlichen
Informationen und Vordrucken

(1) Die Trager offentlicher Belange ha-
ben bei der Gestaltung von schriftlichen
Bescheiden, Allgemeinverfugungen, 6f-
fentlich-rechtlichen Vertragen, Vordru-
cken und amtlichen Informationen die
besonderen Belange betroffener Men-
schen mit Behinderungen zu berick-
sichtigen.
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(2) Die Landesregierung wird ermachtigt,
durch Rechtsverordnung

1. Anlass und Umfang des Anspruchs auf
Bereitstellung einer Gebéardensprach-
dolmetscherin/eines Gebardensprach-
dolmetschers oder anderer geeigneter
Kommunikationshilfen,

2. Art und Weise der Bereitstellung von
Gebéardensprachdolmetscherin-
nen/Gebardensprachdolmetschern oder
anderen geeigneten Hilfen fir die
Kommunikation,

3. die Grundsatze fir eine angemessene
Vergutung oder die Erstattung von
notwendigen Aufwendungen fur die
Dolmetschdienstleistung oder den Ein-
satz anderer geeigneter Kommunikati-
onshilfen und

4, welche Kommunikationsformen als
andere geeignete Kommunikationshil-
fen im Sinne des Absatzes 1 anzuse-
hen sind,

zu regeln.

89
Gestaltung von Bescheiden, amtlichen
Informationen und Vordrucken

(1) Die in 8 1 Abs. 2 Satze 1 und 2 genann-
ten Trager Offentlicher Belange haben bei
der Gestaltung von schriftlichen Beschei-
den, Allgemeinverfligungen,  offentlich-
rechtlichen Vertragen, Vordrucken und amt-
lichen Informationen die besonderen Belan-
ge betroffener Menschen mit Behinderung
zu bericksichtigen. Blinde und sehbehin-
derte Menschen kénnen insbesondere ver-
langen, dass ihnen Bescheide, Vordrucke
und amtliche Informationen kostenlos auch
in einer fur sie wahrnehmbaren Form zu-
ganglich gemacht werden, soweit dies zur
Wahrnehmung eigener Rechte im Verwal-
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5.

(2) Die Trager offentlicher Belange sol-
len im Rahmen ihrer personellen und
organisatorischen Maoglichkeiten
Schwierigkeiten mit dem Textverstand-
nis durch beigefiigte Erlauterungen in
leicht verstandlicher Sprache entgegen
wirken. Die Landesregierung wirkt da-
rauf hin, dass das Instrument der Leich-
ten Sprache vermehrt eingesetzt und
angewandt wird und entsprechende
Kompetenzen flr das Verfassen von
Texten in Leichter Sprache auf- und
ausgebaut werden.

(3) Blinde und sehbehinderte Menschen
kénnen insbesondere verlangen, dass
ihnnen Bescheide, Vordrucke und amtli-
che Informationen unentgeltlich auch in
einer fur sie wahrnehmbaren Form zu-
ganglich gemacht werden, soweit dies
zur Wahrnehmung eigener Rechte oder
der Wahrnehmung von Aufgaben im
Rahmen der elterlichen Sorge nach §
1626 des Birgerlichen Gesetzbuches
im Verwaltungsverfahren erforderlich ist.

(4) Das fur den Bereich der Politik fiir
und mit Menschen mit Behinderungen
federfuhrend zusténdige Ministerium
wird erméchtigt, durch Rechtsverord-
nung im Einvernehmen mit den (brigen
Ministerien zu regeln, in welcher Weise
und bei welchen Anlassen die in Absatz
3 genannten Dokumente blinden und
sehbehinderten Menschen zuganglich
gemacht werden."

§ 10 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

,(1) Die Trager offentlicher Belange
gestalten die von ihnen zur Verfu-
gung gestellten Programmoberfla-
chen im Bereich der elektronischen
Datenverarbeitung sowie ihre Onli-
ne-Auftritte und -Angebote schritt-
weise technisch so, dass sie von
Menschen mit Behinderungen ge-
nutzt werden kénnen.*

b) In Absatz 2 werden die Worter

tungsverfahren erforderlich ist.

(2) Das Innenministerium wird ermachtigt,
durch Rechtsverordnung im Einvernehmen
mit den Ubrigen Ressorts zu regeln, in wel-
cher Weise und bei welchen Anlassen die in
Absatz 1 genannten Dokumente blinden
und sehbehinderten Menschen zuganglich
gemacht werden.

810
Barrierefreie Informationstechnik

(1) Die in 8 1 Abs. 2 Satze 1 und 2 genann-
ten Trager offentlicher Belange gestalten
ihre Online-Auftritte und -Angebote sowie
die von ihnen zur Verfigung gestellten Pro-
grammoberflachen im Bereich der elektroni-
schen Datenverarbeitung schrittweise tech-
nisch so, dass sie von Menschen mit Be-
hinderung genutzt werden kdnnen.

(2) Das fiur die Behindertenpolitik federfuh-
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6.

7.
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,Das fur die Behindertenpolitik fe-
derfihrende Ministerium® durch die
Worter ,Das flir den Bereich der
Politik fir und mit Menschen mit
Behinderungen federfiihrend zu-
standige Ministerium* ersetzt.

8§ 11 Absatz 1 wird wie folgt ge&ndert:

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz
eingeflgt:

,Bis zur Berufung einer neuen Be-
auftragten oder eines neuen Beauf-
tragten nimmt die bisherige Beauf-
tragte oder der bisherige Beauf-
tragte die Aufgaben weiterhin
kommissarisch wahr.”

b) In dem neuen Satz 5 werden nach
dem Wort ,Verlangen® die Worter
,der oder des Beauftragten“ einge-
fugt.

§ 12 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Zur Wahrung der Belange von
Menschen mit Behinderung geho-
ren insbesondere folgende Aufga-
ben:

1. die Durchsetzung der Gleich-
behandlung von Menschen mit
und ohne Behinderung,

2. die Anregung von Mal3nah-
men, die darauf gerichtet sind,
Diskriminierungen von Men-
schen mit Behinderung abzu-
bauen oder deren Entstehen
entgegenzuwirken,

3. die Zusammenarbeit mit den
von den Gemeinden und Ge-
meindeverbanden auf ortlicher
Ebene fur die Angelegenheiten
von Menschen mit Behinde-
rung bestellten Persdnlichkei-

rende Ministerium wird ermdachtigt, im Ein-
vernehmen mit den dbrigen Ressorts durch
Rechtsverordnung néhere Regelungen Uber
die barrierefreie Gestaltung der Informati-
onstechnik im Sinne des Absatzes 1 und die
dabei anzuwendenden Standards zu treffen.

§11
Aufgabenitbertragung, Rechtsstellung

(1) Die Landesregierung soll eine Beauf-
tragte oder einen Beauftragten fir die Be-
lange der Menschen mit Behinderung (§ 12)
bestellen. Das Amt endet, aul3er im Fall der
Entlassung, mit dem Zusammentreten eines
neuen Landtags. Eine erneute Ubertragung
ist zuldssig. Einem Verlangen auf vorzeitige
Beendigung der Aufgabenibertragung ist
stattzugeben.

(2) Das Land hat die fur die Erfullung der
Aufgabe notwendige Personal- und Sach-
ausstattung nach MaRRgabe des Haushalts
zur Verflgung zu stellen.

8§12
Aufgaben

(1) Zur Wahrung der Belange von Men-
schen mit Behinderung gehéren insbeson-
dere folgende Aufgaben:

- die Durchsetzung der Gleichbehand-
lung von Menschen mit und ohne Be-
hinderung,

- die Anregung von MaRnahmen, die
darauf gerichtet sind, Benachteiligun-
gen von Menschen mit Behinderung
abzubauen oder deren Entstehen ent-
gegenzuwirken,

- die Zusammenarbeit mit den von den
Gemeinden und Gemeindeverbanden
auf oOrtlicher Ebene fur die Angelegen-
heiten von Menschen mit Behinderung
bestellten Personlichkeiten oder Gre-
mien sowie mit einem auf Landesebene
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ten oder Gremien, die Leitung
des Beirates der oder des
Landesbehindertenbeauftrag-
ten, der aus maximal neun
standigen Expertinnen und
Experten aus der organisierten
Behindertenselbsthilfe besteht.
Die Berufung der Expertinnen
und Experten erfolgt durch die
Landesbehindertenbeauftragte
oder den Landesbehinderten-
beauftragten und

4. die Wahrnehmung des Vorsit-
zes des Fachbeirates Partizi-
pation zum Inklusionsbeirat
gemal 8§ 9 des Inklusions-
grundsatzegesetzes. Die oder
der Landesbehindertenbeauf-
tragte kann das Nahere zur
Organisation und Zusammen-
setzung dieses Fachbeirates
regeln.

Bei der Aufgabenwahrnehmung ist da-
rauf zu achten, dass besondere Be-
nachteiligungen von Frauen und Mad-
chen mit Behinderung beseitigt und un-
terschiedliche Lebensbedingungen von
Frauen und Mé&nnern mit Behinderung
bertcksichtigt werden."

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden nach dem
Wort ,Die* das Wort ,Landes-
beauftragte und die Worter
»im Sinne des § 1 Abs. 2 Satze
1 und 2“ gestrichen.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,ole oder er berat die Trager
offentlicher Belange in Fragen
der Belange von Menschen mit
Behinderungen und  kann
ihnen zur Durchsetzung der
Gleichstellung von Menschen
mit Behinderungen Empfeh-
lungen geben.”

zu bildenden Beirat. Das fir die Behin-
dertenpolitik federfihrende Ministerium
wird ermachtigt, Naheres tber Art und
Zusammensetzung des Beirates in ei-
ner Rechtsverordnung zu regein.

Bei der Aufgabenwahrnehmung ist darauf
zu achten, dass besondere Benachteiligun-
gen von Frauen mit Behinderung beseitigt
und unterschiedliche Lebensbedingungen
von Frauen und Mannern mit Behinderung
bertcksichtigt werden.

(2) Die Landesbeauftragte oder der Lan-
desbeauftragte fur die Belange von Men-
schen mit Behinderung Uberwacht die Ein-
haltung der Vorschriften dieses Gesetzes
sowie anderer Vorschriften, die die Belange
von Menschen mit Behinderung betreffen,
bei den Tragern offentlicher Belange im
Sinne des § 1 Abs. 2 Satze 1 und 2. Sie
konnen ihnen auch Empfehlungen zur
Durchsetzung der Gleichstellung von Men-
schen mit Behinderung geben, insbesonde-
re die Landesregierung und die Ministerien,
Gemeinden und Gemeindeverbande in Fra-
gen der Belange von Menschen mit Behin-
derung beraten.
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8.

30

c) In Absatz 3 Satz 3 werden die Wor-
ter ,in § 1 Abs. 2 Satze 1 und 2 ge-
nannten® gestrichen.

§ 13 wird wie folgt gefasst:

»§ 13
Wahrung der Belange
von Menschen mit Behinderungen
auf ortlicher Ebene

(1) Die Wahrung der Belange von Men-
schen mit Behinderungen auch auf ortli-
cher Ebene ist eine Aufgabe von we-
sentlicher Bedeutung sowohl fiir die vol-
le, wirksame und gleichberechtigte Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen
als auch fur die selbstbestimmte und
selbststandige  Lebensfiihrung, die
Wahrnehmung der Menschen mit Be-
hinderungen als Teil menschlicher Viel-
falt sowie fur den Schutz vor Diskrimi-
nierungen und Benachteiligungen. Das
N&here zur Wahrung der Belange von
Menschen mit Behinderungen bestim-
men die Gemeinden und Gemeindever-
b&nde durch Satzung.

(3) Die Ministerien hdren die oder den Lan-
desbeauftragten fur die Belange von Men-
schen mit Behinderung bei Gesetzes-und
Verordnungsvorhaben sowie bei der Erar-
beitung von Verwaltungsvorschriften des
Landes rechtzeitig vor einer Kabinettbefas-
sung an, soweit sie Fragen der Belange von
Menschen mit Behinderung behandeln oder
bertihren. Die Ministerien geben der oder
dem Landesbehindertenbeauftragten bei
sonstigen Ressortabstimmungen, die die
Belange der Menschen mit Behinderung
betreffen, rechtzeitig Gelegenheit zur Stel-
lungnahme. Die in 8 1 Abs. 2 Satze 1 und 2
genannten Trager o6ffentlicher Belange sind
verpflichtet, die oder den Landesbeauftrag-
ten fir die Belange von Menschen mit Be-
hinderung bei der Erfullung ihrer Aufgaben
Zu unterstiitzen, insbesondere die erforder-
lichen Auskinfte zu erteilen und ihnen Ak-
teneinsicht zu gewahren. Die Bestimmun-
gen zum Schutz personenbezogener Daten
bleiben unberihrt.

§13
Wahrung der Belange
von Menschen mit Behinderung
auf ortlicher Ebene

Die Wahrung der Belange von Menschen
mit Behinderung auch auf ortlicher Ebene
ist eine Aufgabe von wichtiger Bedeutung
fur die Verwirklichung der Gleichstellung
behinderter Menschen. Naheres bestimmen
die Gemeinden und Gemeindeverbande
durch Satzung.
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9.

(2) Die Landesregierung erarbeitet unter
Beteiligung des Inklusionsbeirats Emp-
fehlungen und Mustersatzungen zur Un-
terstitzung der Kommunen bei der
Wahrung der Belange von Menschen
mit Behinderungen.®

§ 14 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Die oder der Landesbeauftrag-
te fur die Belange von Menschen
mit Behinderungen berichtet der
Landesregierung einmal in jeder
Wahlperiode Uber ihre oder seine
Tatigkeit. Die Landesregierung lei-
tet diesen Bericht mit ihrer Stel-
lungnahme und mit dem nach § 10
Absatz 1 Satz 2 des Inklusions-
grundsatzegesetzes zu erstellen-
den Bericht dem Landtag zu.*

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

c) Absatz 3 wird Absatz 2.

8§14
Berichte

(1) Die Landesregierung berichtet einmal in
jeder Wahlperiode, beginnend mit der
14. Wahlperiode, dem Landtag Uber die
Erfahrungen mit diesem Gesetz, dessen
Auswirkungen und Anwendungsprobleme in
der Praxis. Hierzu werden die Landesbeauf-
tragten fur die Belange von Menschen mit
Behinderung im Rahmen ihrer Aufgaben
und Kompetenzen gemafRl 88 11 und 12
beteiligt.

(2) Die Landesbeauftragten fir die Belange
von Menschen mit Behinderung berichten
einmal in jeder Wahlperiode der Landesre-
gierung uber die Situation der Menschen mit
Behinderung in Nordrhein-Westfalen sowie
Uber ihre Tatigkeit. Die Landesregierung
leitet den Bericht mit ihrer Stellungnahme
zusammen mit ihrem Bericht nach Absatz 1
dem Landtag zu.

(3) Alle Feststellungen im Bericht sind ge-
schlechtsbezogen zu treffen. Der Bericht
schlie3t die Darstellung von Versto3en ge-
gen das Benachteiligungsverbot ein und
nimmt zu mdoglichen weiteren MafRhahmen
Stellung.
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Artikel 3
Anderung des Landesausfuihrungsge-
setzes zum Sozialgesetzbuch Zwdlftes
Buch (SGB XIlI) - Sozialhilfe - flr das
Land Nordrhein-Westfalen

Das Landesausfihrungsgesetz zum Sozial-
gesetzbuch Zwolftes Buch (SGB Xll) Sozi-
alhilfe - fur das Land Nordrhein-Westfalen
vom 16. Dezember 2004 (GV. NRW.
S. 816), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 5. Marz 2013 (GV. NRW.
S. 130) geandert worden ist, wird wie folgt
geéandert:

1. § 2 Absatze 1 und 2 werden wie folgt
gefasst:

»(1) Das fir das Sozialhilferecht zu-
standige Ministerium ist zustandige Be-
horde fur

1. die Festsetzung der Hohe des Bar-
betrages nach § 27b Absatz 2 des
Zwolften Buches Sozialgesetzbuch
- Sozialhilfe - (Artikel 1 des Geset-
zes vom 27. Dezember 2003,
BGBI. | S. 3022, 3023), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom
1. Oktober 2013 (BGBI. | S. 3733)
geandert worden ist,

2. die Zustimmung nach § 5 Absatz 1
der Verordnung zur Durchfihrung
des § 82 des Zwolften Buches So-
zialgesetzbuch in der im Bundes-
gesetzblatt Teil Ill, Gliederungs-
nummer 2170-1-4, verdffentlichten
bereinigten Fassung, die zuletzt
durch Artikel 11 des Gesetzes vom
21. Marz 2005 (BGBI. | S. 818) ge-
andert worden ist, und

3. die ndheren Bestimmungen zur
Bemessung der fiir den hauslichen
Lebensbedarf ersparten Aufwen-
dungen und des Kostenbeitrags fur
das Mittagessen nach § 92 Absatz
2 Satz 5 des Zwolften Buches So-
Zialgesetzbuch.
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Landesausfihrungsgesetz
zum Sozialgesetzbuch Zwélftes Buch
(SGB XlI) -
Sozialhilfe - fur das Land Nordrhein-
Westfalen
(AG-SGB XII NRW)
Vom 16. Dezember 2004 (Fn 1)

§2

(1) Das fur das Sozialhilferecht zustandige
Ministerium wird erméchtigt, im Einverneh-
men mit dem Innenministerium nach Anho-
rung der fachlich zustédndigen Ausschusse
des Landtags durch Rechtsverordnung

a) zu bestimmen, fur welche Aufgaben die
Uberdortlichen Trager der Sozialhilfe
nach § 97 Abs. 2 SGB XII sachlich zu-
standig sind,

b) zu bestimmen, dass fur bestimmte Ar-
ten der Hilfe nach dem Finften bis
Neunten Kapitel SGB Xl der Einkom-
mensgrenze ein hoéherer Grundbetrag
zugrunde gelegt wird (8§ 86 SGB XIll),

c) Abweichendes Uber die Kostenerstat-
tung zwischen den Tragern der Sozial-
hilfe (8112 SGB XII) zu regeln und

d) eine andere Stelle als die Untere Ge-
sundheitsbehérde fir die Wahrneh-
mung der Aufgaben gemall § 59 SGB
XII zu bestimmen.


https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=2170&bes_id=6628&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Landesausführungsgesetz#FN1
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(2) Aufsichtsfiihrende Behdrde Uber die
ortlichen und Uberdrtlichen Trager ist
das fur das Sozialhilferecht zusténdige
Ministerium. Soweit die Trager Geld-
leistungen nach dem Vierten Kapitel
des Zwodlften Buches Sozialgesetzbuch
erbringen, ist das fur das Sozialhilfe-
recht zustandige Ministerium die obers-
te Fachaufsichtsbehdrde uber die Ortli-
chen und dberértlichen Trager; mittlere
Fachaufsichtsbehdrden tber die ortli-
chen Trager sind die Bezirksregierun-

gen.

(2) Aufsichtsfihrende Behorde Uber die
ortlichen und Uberdrtlichen Trager ist das fir
das Sozialhilferecht zustandige Ministerium.
Es kann Aufgaben auf die Bezirksregierun-
gen Ubertragen.

(3) Die aufsichtsfuhrende Behotrde kann
sich jederzeit Uber die Angelegenheiten der
Tréger unterrichten und die Wahrnehmung
der Aufgaben prifen. Sie kann hierzu
mindliche und schriftliche Berichte sowie
Akten und sonstige Unterlagen anfordern
und einsehen.

(4) Soweit die Trager die Aufgaben nach
dem Vierten Kapitel SGB XIlI in Bundesauf-
tragsverwaltung durchfthren, kann die auf-
sichtsfihrendeBehoérde den Tragern Wei-
sungen erteilen, um die gesetzmaRige und
zweckmaRige Erfullung der Aufgaben zu
sichern. Das Weisungsrecht ist unbe-
schrankt und erstreckt sich auch auf

1. die Prifung, dass die Ausgaben fir
Geldleistungen fir die Ausfiihrung des
Vierten Kapitels SGB XlI begrindet und
belegt sind und den Grundsatzen fir
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ent-
sprechen und

2. die Ermoglichung des Abrufs der Bun-
deserstattung nach & 46a Absatz 2
SGB XII und den Nachweis der Ausga-
ben im Sinne von 8§ 46a Absatz 3 bis 5
SGB XII.

(5) Das fur das Sozialhilferecht zustandige
Ministerium unterstiitzt die Trager bei der
Durchfuhrung ihrer Aufgaben. 8 7 SGB XII
gilt auch fur das Vierte Kapitel SGB XII ent-
sprechend.
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2. Nach 8§ 2 werden die folgenden 8§ 2a
und 2b eingeflgt:

,82a

(1) Der uberdrtliche Trager ist sachlich
zustandig

1. fir Leistungen nach dem Funften
bis Neunten Kapitel des Zwolften
Buches Sozialgesetzbuch

a) fur Personen, die in 8 53 Ab-
satz 1 Satz 1 des Zwolften Bu-
ches Sozialgesetzbuch ge-
nannt sind, Menschen mit ei-
ner sonstigen geistigen oder
seelischen Beeintrachtigung,
mit Anfallserkrankung oder ei-
ner Suchterkrankung bis zur
Vollendung des 65. Lebensjah-
res, wenn es wegen der Beein-
trachtigung oder der Krankheit
dieser Personen in Verbindung
mit den Besonderheiten des
Einzelfalls erforderlich ist, die
Hilfe in einer teilstationdren
oder stationaren Einrichtung
zu gewahren; fur Personen,
die bei Vollendung des 65. Le-
bensjahres weiterhin teilstatio-
nare Leistungen in einer
Werkstatt fir Menschen mit
Behinderung erhalten, besteht
die Zustandigkeit Uber das 65.
Lebensjahr hinaus bis zur Al-
tersgrenze des § 41 Absatz 2
des Zwolften Buches Sozial-
gesetzbuch,

b) fir Personen, die bei Vollen-
dung des 65. Lebensjahres
ununterbrochen seit mindes-
tens zwolf Monaten Eingliede-
rungshilfe nach Buchstabe a
erhalten haben, wenn die Leis-
tung weiterhin in einer statio-
naren Einrichtung erbracht
wird;

8 97 Absatz 4 des Zwolften Buches
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2.

Sozialgesetzbuch bleibt unberihrt;

a) fur alle ambulanten Leistungen
nach dem Sechsten und Sieb-
ten Kapitel des Zwdlften Bu-
ches Sozialgesetzbuch  fur
Menschen mit Behinderungen
von der Vollendung des 18. bis
zur Vollendung des 65. Le-
bensjahres, ohne die ein
selbststandiges Wohnen au-
Berhalb der Herkunftsfamilie
nicht ermdglicht oder gesichert
werden kann; werden diese
Leistungen erbracht, umfasst
die Zustandigkeit auch alle
gleichzeitig zu erbringenden
Leistungen nach dem Funften
bis Neunten Kapitel des Zwdlf-
ten Buches Sozialgesetzbuch,

b) fir Personen, die bei Vollen-
dung des 65. Lebensjahres
ununterbrochen seit mindes-
tens zwoOIf Monaten Leistungen
nach Buchstabe a erhalten
haben, wenn die Leistung wei-
terhin in ambulanter Form er-
bracht wird,

fur die Hilfe zum Besuch einer
Hochschule im Rahmen der Ein-
gliederungshilfe nach § 54 Absatz
1 Nummer 2 des Zwolften Buches
Sozialgesetzbuch,

fur die Versorgung mit Korperer-
satzsticken im Rahmen der Ein-
gliederungshilfe nach dem Zwdlften
Buch Sozialgesetzbuch und gréi3e-
ren Hilfsmitteln im Sinne des § 54
Absatz 1 Satz 1 des Zwdlften Bu-
ches Sozialgesetzbuch in Verbin-
dung mit den 88 26, 33 und 55 des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch
- Rehabilitation und Teilhabe be-
hinderter Menschen - (Artikel 1 des
Gesetzes vom 19. Juni 2001,
BGBI. | S. 1046, 1047), das zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom
14. Dezember 2012 (BGBI. | S.
2598) geandert worden ist; gro3ere
Hilfsmittel sind solche, deren Preis
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mindestens 180 Euro betréagt,

5. die Hilfe zur Uberwindung beson-
derer sozialer  Schwierigkeiten
nach den 88 67 bis 69 des Zwolf-
ten Buches Sozialgesetzbuch fur
Personen bis zur Vollendung des
65. Lebensjahres,

a) wenn es erforderlich ist, die
Hilfe in einer teilstationaren
oder stationaren Einrichtung
Zu gewabhren,

b) wenn sie dazu dient, Hilfe in
einer teilstationaren oder stati-
onaren Einrichtung zu verhin-
dern;

8 97 Absatz 4 SGB XlII bleibt unbe-
ruhrt;

6. fir die Leistungen der Blindenhilfe
nach 8 72 des Zwolften Buches
Sozialgesetzbuch,

7. fir die Hilfe fur die Betreuung in ei-
ner Pflegefamilie gemaR § 54 Ab-
satz 3 des Zwolften Buches Sozi-
algesetzbuch; die sachliche Zu-
standigkeit fur Hilfen in einer Pfle-
gefamilie nach dieser Vorschrift
umfasst auch die sachliche Zu-
standigkeit fir Leistungen, die
gleichzeitig nach anderen Kapiteln
des Zwolften Buches Sozialge-
setzbuch zu erbringen sind und

8. fur die durch 88 85 und 86 des Elf-
ten Buches Sozialgesetzbuch - So-
ziale Pflegeversicherung (Artikel 1
des Gesetzes vom 26. Mai 1994,
BGBI. | S. 1014, 1015), das zuletzt
durch Artikel 2a des Gesetzes vom
15. Juli 2013 (BGBI. | S. 2423) ge-
andert worden ist, zugewiesenen
Aufgaben.

(2) Die Zustandigkeit des Uberortlichen
Tragers nach Nummer 2 Buchstabe a
und Nummer 5 Buchstabe b umfasst
auch die Planungsverantwortung und
die Ermittlung des Bedarfs. 8§ 4 Ab-
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satz 2 und 8 58 des Zwdlften Buches
Sozialgesetzbuch sowie § 95 des Zehn-
ten Buches Sozialgesetzbuch -
Sozialverwaltungsverfahren und Sozi-
aldatenschutz - in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. Januar 2001
(BGBI I. S. 130), das zuletzt durch Arti-
kel 6 des Gesetzes vom 25. Juli 2013
(BGBI. | S. 2749) geéandert worden ist,
sind zu beachten.

§ 2b

Die Zustandigkeit fir die Verfolgung
und Ahndung von Ordnungswidrigkei-
ten nach § 117 Absatz 6 des Zwdlften
Buches Sozialgesetzbuch wird den ort-
lichen Tragern Ubertragen.”

3. Nach § 7 Absatz 6 Satz 1 wird folgen-
der Satz eingeflgt:

§7

(1) Die Erstattung nach 8§ 46a Absatz 1 SGB
Xl durch den Bund wird vom Land nach
Mal3gabe von § 46a Absatz 2 bis 5 SGB XII
an die fur die Ausfiihrung des Vierten Kapi-
tel SGB XII zustandigen Trager weitergelei-
tet. Grundlage fir die Weiterleitung an die
zustandigen Tréger sind die nachgewiese-
nen tatsédchlichen Nettoausgaben gemali
8§ 46a Absatz 2 SGB XIl. Eine Verteilung
und Weiterleitung ist auf die Héhe der Bun-
deserstattung beschrank.

(2) Die Trager gewahrleisten, dass ihre
Ausgaben begriindet und belegt sind und
den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit entsprechen. Sie bestétigen
dieses zusammen mit dem Nachweis ihrer
Ausgaben. Dem Jahresnachweis nach Ab-
satz 5 ist daneben auch ein Testat der ortli-
chen Rechnungsprufung beizufigen. Die
Tréger sind vorbehaltlich der Ausfuhrungen
in den Absatzen 3 bis 5 dazu verpflichtet,
alle Daten und Informationen zur Verfiigung
zu stellen, die erforderlich sind, damit das
Land die Bundeserstattung im Rahmen des
§ 46a Absatz 3 SGB Xl abrufen und sowohl
den vierteljahrlichen als auch jahrlichen
Nachweis des Landes nach § 46a Absatz 4
und 5 SGB XIlI erstellen kann.
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~Soweit erforderlich kann das zustandi-
ge Ministerium von den in den Absat-
zen 3 bis 5 genannten Terminen ab-
weichende Termine festlegen.”

(3) Die Trager weisen jeweils bis zum Finf-
ten der Monate Marz, Juni, September und
Dezember die flr das laufende Quartal bis
zu diesem Zeitpunkt erbrachten Nettoaus-
gaben gemald § 46a Absatz 2 SGB XIi
nach. Auf Grundlage dieser gemeldeten
Daten ruft das Land gemal § 46a Absatz 3
SGB XIl den Erstattungsbetrag fur das lau-
fende Quartal beim Bund ab. Nach Eingang
des Erstattungsbetrages leitet das Land den
Tragern unverzuglich den ihnen jeweils zu-
stehenden Betrag weiter.

(4) Die Trager haben dem Land bis zum
Funften der Monate Februar, Mai, August
und November flir das jeweils abgeschlos-
sene Quartal die Nettoausgaben entspre-
chend § 46a Absatz 4 SGB XIlI differenziert
in tabellarischer Form zu belegen. Fir das
Jahr 2013 gilt die Ubergangsregelung des
§ 136 Absatz 1 SGB XII mit der dort enthal-
tenen Differenzierung fir die Nachweise
entsprechend.

(5) Die Trager haben dem Land die Netto-
ausgaben des jeweiligen Vorjahres bis zum
20. Mai des Folgejahres entsprechend §
46a Absatz 5 SGB XII differenziert in tabel-
larischer Form nachzuweisen. Fir das Jahr
2013 gilt die Ubergangsregelung des § 136
Absatz 2 SGB XII fir die Differenzierung
des jeweiligen Nachweises entsprechend.

(6) Die Einzelheiten zur Zahlungsabwick-
lung und zu den Nachweisen regelt das fur
das Sozialhilferecht zustandige Ministerium
im Erlasswege. Die Nachweise nach den
Absatzen 3 bis 5 und die Bestatigungen
nach Absatz 2 Satz 2 und 3 erfolgen nach
einem vom Ministerium vorgegebenen Mus-
ter.

(7) Die Trager haften im Verhéltnis zum
Land fir eine ordnungsmaRige Verwaltung
im Sinne des Artikel 104a Absatz 5 Satz 1
2. Halbsatz des Grundgesetzes fir die Bun-
desrepublik Deutschland in der im Bundes-
gesetzblatt Teil Ill, Gliederungsnummer
100-1, veroffentlichten bereinigten Fassung,
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes
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vom 11. Juli 2012 (BGBI. | S. 1478) gean-
dert wurde. Verauslagt ein Trager bei der
Durchfuihrung des Vierten Kapitels SGB XI|
Mittel in einer nicht von den einschlagigen
Rechtsvorschriften gedeckten Weise und
erlangt er hierfir eine Ausgabenerstattung
nach diesem Paragraphen, ist er dem Land
zur Herausgabe verpflichtet. Weitergehende
offentlichrechtliche  Erstattungsanspriiche
des Landes gegeniber den Tragern bleiben
unberthrt.”

4. Folgende 88 8 bis 10 werden angefigt:
”§ 8

(1) Die ortlichen und uberortlichen Tra-
ger arbeiten bei der Wahrnehmung der
Aufgaben nach diesem Gesetz eng und
vertrauensvoll zusammen und unter-
stiitzen sich gegenseitig. Die Zusam-
menarbeit beinhaltet insbesondere eine
Abstimmung, Koordinierung und Ver-
netzung der jeweils in eigener Zustan-
digkeit wahrzunehmenden Aufgaben.
Sie sind verpflichtet, ihre Leistungsin-
halte und -strukturen in Steuerungs-
und Planungsgremien gemeinsam wei-
terzuentwickeln und zu koordinieren. Zu
diesem Zweck schlieRen sie Kooperati-
onsvereinbarungen, die alle funf Jahre
fortzuschreiben sind.

(2) Die ortlichen und uberortlichen Tra-
ger wirken gemeinsam darauf hin, dass
die fachlich notwendigen Dienste und
Einrichtungen in ausreichender Zahl
und Qualitat zur Verfigung stehen und
diese sozialrdumlich ausgerichtet sind.
Bei der Planung und Ausgestaltung
sind dabei die Organisationen und Ver-
béande der Menschen mit Behinderun-
gen sowie die Verbande der Freien
Wohlfahrtspflege und Organisationen,
die im Bereich der Leistungen und
Dienste fur Menschen mit Behinderung
tatig sind, aktiv einzubeziehen.

§9
(1) Zur FoOrderung der einheitlichen

Aufgabenwahrnehmung im Bereich der
Eingliederungshilfe wird eine Fach-
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kommission gebildet. Dieser gehoren
Vertreterinnen oder Vertreter des fur
das Sozialhilferecht zustandigen Minis-
teriums, des fur die Bereiche Gesund-
heit, Emanzipation, Pflege und Alter
zustandigen Ministeriums, der Uberortli-
chen Trager, der Arbeitsgemeinschaft
der kommunalen Spitzenverb&nde in
Nordrhein-Westfalen, der Landesar-
beitsgemeinschaft Freie Wohlfahrts-
pflege Nordrhein-Westfalen, der Ver-
bande der privaten Anbieter, des Lan-
desbehindertenrates Nordrhein-
Westfalen, der Landesarbeitsgemein-
schaft SELBSTHILFE NRW e.V. und
der Kompetenzzentren Selbstbestimmt
Leben an. Der Vorsitz und die Ge-
schéaftsfiihrung liegen bei dem fiur die
Sozialhilfe zustandigen Ministerium. Zu
den Aufgaben der Fachkommission ge-
hort die fachliche Weiterentwicklung der
Eingliederungshilfe in Nordrhein-
Westfalen. Die Fachkommission kann
hierzu zur Begleitung und Unterst{t-
zung Empfehlungen entwickeln. Aufga-
ben der Fachkommission sind insbe-
sondere

1. die Analyse der landesweiten Ent-
wicklung in der Eingliederungshilfe,

2. Erarbeitung von Empfehlungen fir
ein landeseinheitliches Hilfeplan-
verfahren,

3. Erarbeitung von Empfehlungen
sowie Initierung und Begleitung
von Modellprojekten zur personen-
zentrierten Finanzierung und Hilfe-
gewahrung im Bereich des statio-
naren Wohnens,

4. Erarbeitung von Empfehlungen fir
eine Sozialraumentwicklung,

5. Entwicklung von Mal3nahmen zur
Starkung des personlichen Bud-
gets und

6. Erarbeitung einer Rahmenempfeh-
lung zur Frihforderung unter Ein-
beziehung der gesetzlichen Kran-
kenkassen.

(2) Die Fachkommission legt alle fiinf
Jahre der Landesregierung einen Be-
richt Giber ihre Arbeit vor.
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§10

Personen, fur die bis zum 31. Dezem-
ber 2004 der hdhere Grundbetrag nach
§ 3 der Verordnung zur Ausfiihrung des
Bundessozialhilfegesetzes vom 15. Juli
1999 (GV. NRW. S. 386), die zuletzt
durch Verordnung vom 20. Juni 2003
(GV. NRW. S. 320) geé&ndert worden
ist, zu Grunde gelegt wurde, erhalten
diesen Grundbetrag weiter.”

) Artikel 4
Anderung des Kinderbildungsgesetzes

Dem 8§ 9 Absatz 1 des Kinderbildungsge-
setzes vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW.
S. 462), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 17. Juni 2014 (GV. NRW.
S. 335) geandert worden ist, wird folgender
Satz angefigt:

,Das Recht auf Inanspruchnahme von ge-
eigneten Kommunikationshilfen der Eltern
mit HOr- oder Sprachbehinderung von Kin-
dern, die in einer Kindertageseinrichtung
oder in der Kindertagespflege betreut wer-
den, bestimmt sich nach 8§ 8 Absatz 1 Satz
2 des Behindertengleichstellungsgesetzes
Nordrhein-Westfalen vom 16. Dezember
2003 (GV. NRW. S. 766) in der jeweils gel-
tenden Fassung in Verbindung mit der
Kommunikationshilfenverordnung Nord-
rhein-Westfalen vom 15. Juni 2004 (GV.
NRW. S. 336) in der jeweils geltenden Fas-
sung.”

Gesetz zur frithen Bildung und Forde-
rung von Kindern (Kinderbildungsgesetz
- KiBiz) - Viertes Gesetz zur Ausfihrung

des Kinder- und Jugendhilfegesetzes -

SGB VIl -
§9
Zusammenarbeit mit den Eltern

(1) Das Personal der Kindertageseinrich-
tungen und Tagespflegepersonen arbeiten
mit den Eltern bei der Férderung der Kinder
partnerschaftlich und vertrauensvoll zu-
sammen. Die Eltern haben einen Anspruch
auf eine regelmalige Information tber den
Stand des Bildungs- und Entwicklungspro-
zesses ihres Kindes. Dazu ist den Eltern
mindestens einmal im Kindergartenjahr ein
Gesprach Uber die Entwicklung ihres Kin-
des, seine besonderen Interessen und Fa-
higkeiten sowie geplante MalRnahmen zur
gezielten Forderung des Kindes anzubieten.

(2) Das padagogische Personal berat und
unterstutzt die Eltern und Familien im Rah-
men seiner Kompetenzen zu wichtigen Fra-
gen der Bildung, Erziehung und Betreuung
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) Artikel 5
Anderung des Schulgesetzes NRW

Das Schulgesetz NRW vom 15. Februar
2005 (GV. NRW. S. 102), das zuletzt durch
Gesetz vom 25. Marz 2015 (GV. NRW.
S. 309) geandert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1. Dem 8§ 42 Absatz 4 wird folgender Satz
angefugt:

42

des Kindes.

Schulgesetz fir das Land
Nordrhein-Westfalen
(Schulgesetz NRW - SchulG)

8§42
Allgemeine Rechte und
Pflichten aus dem Schulverhéaltnis

(1) Die Aufnahme der Schilerin oder des
Schilers in eine offentliche Schule begrin-
det ein offentlich-rechtliches Schulverhalt-
nis. Aus ihm ergeben sich fur alle Beteilig-
ten Rechte und Pflichten. Dies erfordert ihre
vertrauensvolle Zusammenarbeit.

(2) Schulerinnen und Schiler haben das
Recht, im Rahmen dieses Gesetzes an der
Gestaltung der Bildungs- und Erziehungs-
arbeit der Schule mitzuwirken und ihre Inte-
ressen wahrzunehmen. Sie sind ihrem Alter
entsprechend dber die Unterrichtsplanung
zu informieren und an der Gestaltung des
Unterrichts und sonstiger schulischer Ver-
anstaltungen zu beteiligen.

(3) Schilerinnen und Schiler haben die
Pflicht daran mitzuarbeiten, dass die Aufga-
be der Schule erflllt und das Bildungsziel
erreicht werden kann. Sie sind insbesonde-
re verpflichtet, sich auf den Unterricht vor-
zubereiten, sich aktiv daran zu beteiligen,
die erforderlichen Arbeiten anzufertigen und
die Hausaufgaben zu erledigen. Sie haben
die Schulordnung einzuhalten und die An-
ordnungen der Lehrerinnen und Lehrer, der
Schulleitung und anderer dazu befugter
Personen zu befolgen.

(4) Eltern wirken im Rahmen dieses Geset-
zes an der Gestaltung der Bildungs- und
Erziehungsarbeit der Schule mit. Sie sorgen
dafir, dass ihr Kind seine schulischen
Pflichten erflllt. Eltern sollen sich aktiv am
Schulleben, in den Mitwirkungsgremien und
an der schulischen Erziehung ihres Kindes
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2.

,ZU diesem Zweck haben Eltern, die
Kommunikationshilfen benétigen, die
Rechte aus § 8 Absatz 1 des Behin-
dertengleichstellungsgesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 16. Dezember
2003 (GV. NRW. S. 766) in der je-
weils geltenden Fassung in Verbin-
dung mit der Kommunikationshil-
fenverordnung Nordrhein-Westfalen
vom 15. Juni 2004 (GV. NRW.
S. 336) in der jeweils geltenden Fas-
sung."

Dem 8§ 100 Absatz 3 wird folgender
Satz angefugt:

beteiligen.

(5) In Bildungs- und Erziehungsvereinba-
rungen sollen sich die Schule, Schilerinnen
und Schuler und Eltern auf gemeinsame
Erziehungsziele und -grundsétze verstandi-
gen und wechselseitige Rechte und Pflich-
ten in Erziehungsfragen festlegen.

(6) Die Sorge fur das Wohl der Schiilerin-
nen und Schuiler erfordert es, jedem An-
schein von Vernachlassigung oder Miss-
handlung nachzugehen. Die Schule ent-
scheidet rechtzeitig Uber die Einbeziehung
des Jugendamtes oder anderer Stellen.

(7) AuBerunterrichtliche Veranstaltungen
der Schule, die kein Unterricht in anderer
Form sind, sind grundsétzlich so zu organi-
sieren, dass kein Unterricht ausfallt. Nach-
prifungen finden vor Unterrichtsbeginn des
neuen Schuljahres statt.

(8) Die Schulkonferenz kann eine einheitli-
che Schulkleidung empfehlen, sofern alle in
der Schulkonferenz vertretenen Schulerin-
nen und Schiler zustimmen.

8§ 100
Begriff, Grundsatze

(1) Die schulische Bildung wird durch 6&ffent-
liche Schulen und Schulen in freier Trager-
schaft wahrgenommen. Schulen in freier
Tragerschaft ergdnzen und bereichern im
Rahmen des Artikels 7 Abs. 4 und 5 des
Grundgesetzes und des Artikels 8 Abs. 4
der Landesverfassung das offentliche
Schulwesen.
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,Fur Eltern, die Kommunikationshil-
fen bendtigen und deren Kinder eine
genehmigte Ersatzschule besuchen,
haben die Rechte aus 8 8 Absatz 1
des Behindertengleichstellungsge-
setzes Nordrhein-Westfalen vom 16.
Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766)
in der jeweils geltenden Fassung in
Verbindung mit der Kommunikati-
onshilfenverordnung Nordrhein-
Westfalen vom 15. Juni 2004 (GV.
NRW. S 336) in der jeweils gelten-
den Fassung.”

(2) Schulen in freier Tragerschaft sind Er-
satzschulen, wenn sie in ihren Bildungs-
und Erziehungszielen im Wesentlichen Bil-
dungsgangen und Abschlissen entspre-
chen, die nach diesem Gesetz oder auf
Grund dieses Gesetzes vorhanden oder
vorgesehen sind.

(3) Fur Ersatzschulen gelten die Ubrigen
Vorschriften dieses Gesetzes, soweit die
Gleichwertigkeit mit den 6ffentlichen Schu-
len es erfordert. Auf Ersatzschulen finden
Uber die Vorschriften dieses Abschnitts hin-
aus die Bestimmungen dieses Gesetzes
Anwendung, wenn und soweit dies aus-
drtcklich bestimmt ist. Die Regelungen zur
Schulpflicht bleiben unberihrt.

(4) Ersatzschulen haben das Recht, mit
gleicher Wirkung wie offentliche Schulen
Zeugnisse zu erteilen, Abschlisse zu ver-
geben und unter Vorsitz einer staatlichen
Prifungsleiterin oder eines staatlichen Prii-
fungsleiters Prifungen abzuhalten. Die Vor-
schriften fur o6ffentliche Schulen gelten un-
mittelbar.

(5) Ersatzschulen missen gleichwertige
Formen der Mitwirkung von Schilerinnen,
Schilern und Eltern im Sinne des Siebten
Teils dieses Gesetzes gewahrleisten.

(6) Schulen in freier Tragerschaft, die be-
sondere padagogische Reformgedanken
verwirklichen, koénnen als Ersatzschulen
eigener Art genehmigt werden. Absatz 4 gilt
nicht fir diese Schulen.
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) Artikel 6
Anderung des Landeswahlgesetzes

Das Landeswahlgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 16. August 1993
(GV. NRW. S. 516), das zuletzt durch Ge-
setz vom 20. Dezember 2007 (GV. NRW.
2008 S. 2) geandert worden ist, wird wie
folgt gedndert:

1. 8§24 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 werden nach dem Wort
»Stimmzettel* die Worter ,und er-
forderlichen  Stimmzettelschablo-
nen fir blinde und sehbeeintrach-
tigte Menschen® eingefugt.

b) In Satz 2 wird das Wort ,Sie” durch
die Worter ,Die Stimmzettel er-
setzt.

(7) Trager offentlicher Schulen durfen keine
Ersatzschulen errichten oder betreiben. Der
Genehmigung als Ersatzschule steht ferner
entgegen, wenn der Trager einer o6ffentli-
chen Schule auf die Ersatzschule oder ihren
Trager einen bestimmenden Einfluss ausi-
ben kann. Beitrage zur Aufbringung der
Eigenleistung nach § 105 Absatz 6 Satz 1 3.
Halbsatz bleiben unberihrt.

Gesetz Uber die Wahl zum Landtag
des Landes Nordrhein-Westfalen (Lan-
deswahlgesetz)

§24

(1) Die Stimmzettel werden fur jeden Wahl-
kreis amtlich hergestellt. Sie enthalten fir
die Wahl in Wahlkreisen die zugelassenen
Kreiswahlvorschlage mit dem Namen des
Bewerbers sowie fur die Wahl nach Landes-
listen die zugelassenen Landeslisten der
Parteien mit den Namen der ersten funf
Bewerber.

(2) Die Reihenfolge der Landeslisten richtet
sich zunachst nach der Zahl der Zweitstim-
men, die die Parteien bei der letzten Land-
tagswahl erreicht haben. Die Ubrigen Lan-
deslisten schlieen sich in der Reihenfolge
ihres Eingangs beim Landeswabhlleiter an,
bei gleichzeitigem Eingang in alphabeti-
scher Reihenfolge der Parteien. Die Reihen-
folge der Kreiswahlvorschlage richtet sich
nach der Reihenfolge der entsprechenden
Landeslisten. Es folgen die Kreiswahlvor-
schlage ohne Landesliste in der Reihenfol-
ge ihres Eingangs beim Kreiswabhlleiter, bei
gleichzeitigem Eingang in alphabetischer
Reihenfolge der Wahlvorschlagstrager.

45



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode

Drucksache 16/9761

2. 840 wird wie folgt geandert:

a) Die Absatzbezeichnung ,(1)* wird
gestrichen.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

) Artikel 7
Anderung des Kommunalwahlgesetzes

§ 23 Absatz 1 des Kommunalwahlgesetzes
in der Fassung der Bekanntmachung vom
30. Juni 1998 (GV. NRW. S. 454, ber.
S. 509), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 1. Oktober 2013 (GV. NRW. S.
564) geandert worden ist, wird wie folgt ge-
andert:

1. In Satz 1 werden nach dem Wort
~Stimmzettel“ die Worter ,und erforder-
lichen Stimmzettelschablonen fir blinde
und sehbeeintrachtigte Menschen® ein-
gefugt.

2. In Satz 2 wird das Wort ,Sie" durch die
Worter ,Die Stimmzettel” ersetzt.
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(3) In Stimmbezirken, in denen eine repra-
sentative Wahlstatistik (8 45 Abs. 2) oder
eine wabhlstatistische Auszahlung (8 45
Abs. 4) stattfindet, werden Stimmzettel mit
Unterscheidungsbezeichnungen nach Ge-
schlecht und Geburtsjahresgruppen ver-
wendet.

§40

(1) Das Land erstattet den Gemeinden und
den Kreiswahlleitern die Kosten der Land-
tagswahl. Die Kosten der Gemeinden wer-
den nach festen und nach GemeindegréRen
abgestuften Satzen erstattet, die vom In-
nenminister festgesetzt werden.

(2) Das Land erstattet den Blindenvereinen,
die ihre Bereitschaft zur Herstellung von
Stimmzettelschablonen erklart haben, die
durch die Herstellung und den Versand der
Stimmzettelschablonen veranlassten not-
wendigen Ausgaben.

Gesetz
Uber die Kommunalwahlen
im Lande Nordrhein-Westfalen
(Kommunalwahlgesetz)

§23

(1) Die Stimmzettel werden amtlich herge-
stellt. Sie enthalten die fir den Wahlbezirk
zugelassenen Wahlvorschlage sowie die
zugelassenen Reservelisten der Parteien
und Wahlergruppen, deren Wahlvorschlag
fur den Wahlbezirk zugelassen ist, mit den
Namen der ersten drei Bewerber. Die Rei-
henfolge auf dem Stimmzettel richtet sich
nach der Stimmenzahl, die die Parteien,
Wahlergruppen und Einzelbewerber bei der
letzten Wahl zur Vertretung des Wabhlge-
biets erreicht haben; sonstige Wahlvor-
schlage schlieBen sich in der Reihenfolge
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) Artikel 8
Anderung der Kommunikationshil-
fenverordnung Nordrhein-Westfalen

Die Kommunikationshilfenverordnung Nord-
rhein-Westfalen vom 15. Juni 2004 (GV.
NRW. S. 336) wird wie folgt geandert:

1. 81 wird wie folgt gefasst:

.81

Die Verordnung gilt fur alle nattrlichen
Personen, die zur Wahrnehmung eige-
ner Rechte als Beteiligte eines Verwal-
tungsverfahrens oder zur Wahrneh-
mung von Aufgaben im Rahmen der el-
terlichen Sorge gemaR § 1626 des
Burgerlichen Gesetzbuches wegen ei-
ner HOr- oder Sprachbehinderung fur
die mundliche Kommunikation im Ver-
waltungsverfahren  einen  Anspruch
nach 8 8 des Behindertengleichstel-
lungsgesetzes Nordrhein-Westfalen
vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S.
766), das durch Artikel 2 des Gesetzes
vom [einfligen: Datum der Ausfertigung
des Ersten Gesetzes zur Starkung der
Sozialen Inklusion in  Nordrhein-
westfalen (Fundstelle im GV. NRW.)]
geandert worden ist, auf Nutzung von

des Eingangs der Reservelisten, sofern eine
Reserveliste nicht eingereicht oder nicht
zugelassen worden ist, in der Reihenfolge
des Eingangs der Wahlvorschlage fir den
Wahlbezirk, bei gleichzeitigem Eingang in
alphabetischer Reihenfolge der Parteien,
Wahlergruppen und Einzelbewerber, an.

(2) In Stimmbezirken, in denen eine repra-
sentative Wabhlstatistik (8 50 Abs. 2) oder
eine wabhlstatistische Auszéhlung (8 50
Abs. 4) stattfindet, werden Stimmzettel mit
Unterscheidungsbezeichnungen nach Ge-
schlecht und Geburtsjahresgruppen ver-
wendet.

Verordnung zur Verwendung von
Gebardensprache und anderen
Kommunikationshilfen im
Verwaltungsverfahren nach dem
Behindertengleichstellungsgesetz
Nordrhein-Westfalen
(Kommunikationshilfenverordnung

§1
Anwendungsbereich

(1) Die Verordnung gilt fur alle natirlichen
Personen, die als Beteiligte eines Verwal-
tungsverfahrens wegen einer HOr- oder
Sprachbehinderung nach MaRRgabe des § 3
Abs. 1 BGG NRW zur Wahrnehmung eige-
ner Rechte fur die mindliche Kommunikati-
on im Verwaltungsverfahren einen An-
spruch auf Bereitstellung einer Dolmetsche-
rin oder eines Dolmetschers fur die Deut-
sche Gebardensprache (Gebardensprach-
dolmetscherin oder Gebardensprachdol-
metscher) oder anderer geeigneter Kom-
munikationshilfen haben (Berechtigte).

(2) Die Berechtigten kénnen ihren Anspruch
nach § 8 Abs. 1 BGG NRW gegentber den
in 8 1 Abs. 2 Satz 1 und 2 BGG NRW ge-
nannten Tragern (Trager) geltend machen.
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geeigneten Kommunikationshilfen ha-
ben (Berechtigte). Satz 1 gilt auch fur
die mindliche Kommunikation auf3er-
halb eines Verwaltungsverfahrens, so-
weit dies zur Wahrnehmung von Auf-
gaben im Rahmen der elterlichen Sorge
nach § 1626 des Burgerlichen Gesetz-
buches erforderlich ist,

1.

in schulischen Belangen an offent-
lichen Schulen und entsprechend
an Ersatzschulen,

in Kindertageseinrichtungen und in
der Kindertagespflege.

§ 2 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Der Anspruch besteht in dem
durch die HOr- oder Sprachbehin-
derung bedingten erforderlichen
Umfang. Dieser bestimmt sich ins-
besondere nach dem individuellen
Bedarf der berechtigten Person.*

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

.(2) Die Entscheidung, welche
Kommunikationshilfe genutzt wer-
den soll, treffen die Berechtigten.
Diese teilen dem Trager offentli-
cher Belange moglichst frihzeitig
die Art der Behinderung sowie die
gewahlte Kommunikationshilfe mit.
Der Trager offentlicher Belange
kann von der Wahl der Berechtig-
ten hinsichtlich der Kommunikati-
onshilfe nur aus wichtigem Grund
abweichen.  Eine  Abweichung
durch den Trager offentlicher Be-
lange ist insbesondere dann mdg-
lich, wenn durch die Wahl das
Verwaltungsverfahren erheblich
verzogert wirde oder fur das Ver-
fahren maligebliche Fristen ge-
fahrdet werden. Sofern die Berech-
tigten den Einsatz von bestimmten

§2
Umfang des Anspruches

(1) Der Anspruch auf Bereitstellung einer
Gebéardensprachdolmetscherin  oder eines
Gebéardensprachdolmetschers oder einer
anderen geeigneten Kommunikationshilfe
besteht, soweit eine solche Kommunikati-
onshilfe zur Wahrnehmung eigener Rechte
in einem Verwaltungsverfahren erforderlich
und eine schriftliche Verstandigung nicht
moglich sind, in dem dafir notwendigen
Umfang. Der notwendige Umfang bestimmt
sich insbesondere nach dem individuellen
Bedarf der Berechtigten.

(2) Die Entscheidung, welche Kommunikati-
onshilfe benutzt werden soll, trifft der Trager
offentlicher Belange in Abstimmung mit den
Berechtigten. Die Berechtigten teilen hierzu
dem Trager offentlicher Belange rechtzeitig
die Art der Behinderung und die aus ihrer
Sicht geeignete Form der Kommunikations-
hilfe mit. Die Hor- oder Sprachbehinderung
sowie die Entscheidung nach Satz 1 sind
aktenkundig zu machen und im weiteren
Verwaltungsverfahren von Amts wegen zu
bertcksichtigen.



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode

Drucksache 16/9761

Personen als Kommunikationshel-
fer winschen, sollen die Trager
dem Wunsch entsprechen, sofern
durch die gewdahlte Kommunikati-
onshilfe im konkreten Fall die er-
forderliche Verstandigung sicher-
gestellt ist.

Die Hor- oder Sprachbehinderung
sowie die Entscheidung Uber die
Kommunikationshilfe sind akten-
kundig zu machen und im weiteren
Verwaltungsverfahren von Amts
wegen zu berlcksichtigen.*

c) In Absatz 4 werden die Worter
.Einsatz einer Gebardensprach-
dolmetscherin oder eines Gebar-
densprachdolmetschers oder ande-
rer Kommunikationshilfen* durch
die Worter ,Einsatz einer Kommu-
nikationshilfe” ersetzt.

3. § 3 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Wérter ,Die
Kommunikation mittels einer Ge-
bardensprachdolmetscherin  oder
eines Gebéardensprachdolmet-
schers oder einer anderen Kom-
munikationshilfe“ durch die Worter
,Eine Kommunikationshilfe* ersetzt

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Als  Kommunikationshilfen
kommen Personen zur Kommuni-
kationshilfe, Kommunikationsme-
thoden und Kommunikationsmittel
in Betracht:

1. Personen zur Kommunikati-
onshilfe sind insbesondere

(3) Erhalt der Trager im Verwaltungsverfah-
ren Kenntnis von der Hor- oder Sprachbe-
hinderung der Berechtigten im Sinne des §
8 Abs. 1 BGG NRW, so sind diese von ihm
auf ihr Recht auf barrierefreie Kommunikati-
on hinzuweisen.

(4) Zur Abwehr von unmittelbar bevorste-
henden Gefahren fir bedeutsame Rechts-
guter, wie Leben, Gesundheit, Freiheit oder
nicht unwesentliche Vermégenswerte kann
im Einzelfall von dem Einsatz einer Gebéar-
densprechdolmetscherin oder eines Gebar-
densprachdolmetschers  oder  anderer
Kommunikationshilfen abgesehen werden.

§3
Kommunikationshilfen

(1) Die Kommunikation mittels einer Gebar-
densprachdolmetscherin oder eines Gebar-
densprachdolmetschers oder einer anderen
Kommunikationshilfe ist als geeignete
Kommunikationsform anzusehen, wenn sie
im konkreten Fall die nach MalRgabe des
8§ 2 Abs. 1 erforderliche Verstandigung si-
cherstellt.

(2) Als andere Kommunikationshilfen kom-
men Kommunikationshelferinnen und
Kommunikationshelfer, Kommunikationsme-
thoden und Kommunikationsmittel in Be-
tracht:

1. Kommunikationshelferinnen und Kom-
munikationshelfer sind insbesondere
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a) gebardensprachdolmet-
schende Personen,

b) schriftdolmetschende Per-
sonen,

c) oraldolmetschende Perso-
nen,

d) kommunikationsassistie-
rende Personen,

e) lautsprachbegleitend ge-
bardende Personen oder

f) sonstige Personen des
Vertrauens.

2. Kommunikationsmethoden
sind insbesondere

a) Lormen und taktil wahr-
nehmbare Gebarden,

b) gestitzte Kommunikation
fur Menschen mit autisti-
scher Storung,

c) lautsprachbegleitende
Gebarden oder

d) die Deutsche Gebéarden-
sprache.

3. Kommunikationsmittel sind
insbesondere

a) akustisch-technische Hil-
fen oder

b) grafische Symbol-
Systeme.”

4. 8§ 4 wird wie folgt gefasst:

50

.8 4

(1) Die Berechtigten koénnen ihren An-
spruch gegeniiber den in 8 2 des Inklu-
sionsgrundséatzegesetzes vom [einfi-
gen: Datum der Ausfertigung (Fundstel-
le im GV. NRW.)] genannten Tragern
offentlicher Belange geltend machen.
Die Trager offentlicher Belange haben
die geeigneten Kommunikationshilfen

a) Schriftdolmetscherinnen und
Schriftdolmetscher,

b) Simultanschriftdolmetscherinnen
und Simultanschriftdolmetscher,

¢) Oraldolmetscherinnen und Oral-
dolmetscher,

d) Kommunikationsassistentinnen und
Kommunikationsassistenten,

e) eine Person, die lautsprachbeglei-
tend gebardet oder

f) eine sonstige Person des Vertrau-
ens.

2. Kommunikationsmethoden sind insbe-
sondere

a) Lormen und taktil wahrnehmbare
Gebarden,

b) gestitzte Kommunikation fiir Men-
schen mit autistischer Stérung oder

¢) lautsprachbegleitende Gebarden.

3.  Kommunikationsmittel sind insbesonde-
re

a) akustisch-technische Hilfen oder

b) grafische Symbol-Systeme.

§4
Art und Weise der Bereitstellung
von geeigneten Kommunikationshilfen

Gebéardensprachdolmetscherinnen oder
Gebéardensprachdolmetscher oder andere
geeignete Kommunikationshilfen werden
von den Tragern bereitgestellt.
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kostenfrei zur Verfigung zu stellen oder
auf Antrag der Berechtigten die not-
wendigen Auslagen, die aus der ent-
geltlichen Nutzung von geeigneten
Kommunikationshilfen entstehen, zu
erstatten.

(2) Fur den Bereich der mundlichen
Kommunikation

1. nach § 1 Satz 1 und Satz 2 Num-
mer 1 hat

a) die Schule im Rahmen ihrer
Maoglichkeiten die geeigneten
Kommunikationshilfen  bereit-
zustellen oder

b) die fiur die Schule zusténdige
Aufsichtsbehtrde die entstan-
denen notwendigen Aufwen-
dungen zu erstatten,

2. nach 8 1 Satz 1 und Satz 2 Num-
mer 2 haben die zustandigen Tréa-
ger der offentlichen Jugendhilfe
nach § 69 Achtes Buch Sozialge-
setzbuch - Kinder- und Jugendhil-
fe - in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. September 2012
(BGBI. | S. 2022), das zuletzt durch
Art. 2 des Gesetzes vom 21. Janu-
ar 2015 (BGBI I S. 10), geandert
worden ist, die geeigneten Kom-
munikationshilfen  bereitzustellen
oder die entstandenen notwendi-
gen Aufwendungen zu erstatten.”

5. 85 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

,(1) Die Hohe der Vergutung fur
kommunikationshelfende Personen
richtet sich nach dem Honorar fir
Simultandolmetscher gemaf3 dem
Justizvergltungs- und -entschadi-
gungsgesetz vom 5. Mai 2004
(BGBI. | S. 718, 776) in der jeweils
geltenden Fassung.”

§5
Grundsatze flr eine
angemessene Vergutung oder Erstattung

(1) Die Trager entschadigen die Gebarden-
sprachdolmetscherin oder den Gebarden-
sprachdolmetscher sowie die Kommunikati-
onshelferin oder den Kommunikationshelfer
im Sinne des 8§ 3 Abs. 2 Nr. 1 Buchstaben a
bis ¢ nach MalRgabe der Absétze 2 bis 4.
Satz 1 gilt nur im Falle einer nachgewiese-
nen abgeschlossenen Berufsausbildung fur
das ausgeibte Tatigkeitsfeld. Fir den Ein-
satz von Kommunikationsmethoden und
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b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
»(2) Es erhalten

1. Personen zur Kommunikati-
onshilfe gemal? 8 3 Absatz 2
Nummer 1 Buchstabe a bis ¢
mit  nachgewiesener abge-
schlossener Berufsausbildung
fur das ausgelbte Téatigkeits-
feld eine Vergitung in voller
Hohe des Honorars fur Simul-
tandolmetscher;

2. Personen zur Kommunikati-
onshilfe gemalR 8 3 Absatz 2
Nummer 1 Buchstabe e mit
nachgewiesener abgeschlos-
sener Berufsausbildung fir
das ausgelbte Téatigkeitsfeld
75 Prozent der Vergitung
nach Absatz 1;

3. Personen zur Kommunikati-
onshilfe gemall § 3 Absatz 2
Nummer 1 Buchstaben a bis f
ohne nachgewiesene abge-
schlossene Berufsausbildung
fur das ausgeibte Téatigkeits-
feld eine pauschale Abgeltung
in Hohe von 25 Prozent der
Vergutung nach Absatz 1.

Die Trager offentlicher Belange kon-
nen abweichende Rahmenvereinba-
rungen hinsichtlich der Vergitung
treffen.”

c) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Wérter ,in
der Person des nach Absatz 1
Anspruchsberechtigten® durch
die Worter ,in der Person zur
Kommunikationshilfe* und die
Worter ,in Hohe von 60 Euro

Kommunikationsmitteln tragen die Trager
die entstandenen Aufwendungen.

(2) Die Entschadigung fur Fahrt-, Dol-
metsch- und Wartezeit betragt fir jede an-
gefangenen 30 Minuten 20 Euro. Vor- und
Nachbereitungszeit werden nicht gesondert
entschadigt.

(3) Fahrtkosten und Wegstreckenentschéa-
digung werden in entsprechender Anwen-
dung des Landesreisekostengesetzes Nord-
rhein-Westfalen vom 1. Juli 1974 (GV.
NRW. S. 214), in der jeweils geltenden Fas-
sung, erstattet.

(4) Wird ein Einsatztermin nicht rechtzeitig
abgesagt und ist die Absage nicht durch
einen in der Person des nach Absatz 1 An-
spruchsberechtigten liegenden Grund ver-
anlasst, so wird zur Abgeltung aller in Be-
tracht kommenden Kosten auf Antrag pau-
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d)

erstattet® durch die Worter ,er-
stattet, der dem Honorar fur
eine volle Stunde nach Absatz
2 Nummer 1 bis 3 entspricht®
ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird der folgende
Satz eingefugt: ,Fur Personen
nach Absatz 2 Nummer 2 und
3 wird der Pauschalbetrag ent-
sprechend Absatz 2 anteilig
berechnet.”

cc) In dem neuen Satz 3 werden
die Worter ,der nach Absatz 1
anspruchsberechtigten Per-
son“ durch die Worter ,der
Person zur Kommunikations-
hilfe” ersetzt.

Die Abséatze 5 bis 7 werden aufge-
hoben.

schal ein Betrag in Hohe von 60 Euro er-
stattet. Die Aufhebung eines Termins erfolgt
nicht rechtzeitig, wenn dies der nach Absatz
1 anspruchsberechtigten Person am Ter-
minstag oder an einem der beiden vorher-
gehenden Tage mitgeteilt worden ist.

(5) Eine Kommunikationshelferin oder ein
Kommunikationshelfer im Sinne des § 3
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe e mit einer nachge-
wiesenen abgeschlossenen Berufsaushil-
dung fur das Tatigkeitsfeld, erhalt als Ent-
schadigung 3/4 des Betrages von Absatz 2
und im Falle einer Terminabsage 3/4 des
Betrages von Absatz 4. Fahrtkosten und
Wegstreckenentschadigung werden nach
Mal3gabe des Absatzes 3 entschadigt.

(6) Eine Kommunikationshelferin oder ein
Kommunikationshelfer im Sinne des § 3
Abs. 2 Nr.1 Buchstabe d oder eine Person
des Vertrauens im Sinne des 8§ 3 Abs. 2 Nr.
1 Buchstabe f erhalt fir ihren Einsatz zur
Abgeltung aller in Betracht kommender Kos-
ten auf Antrag pauschal einen Betrag in
Hohe von 20 Euro. Weist die Person des
Vertrauens einen Verdienstausfall nach, der
durch den Einsatztermin entstanden ist, so
erfolgt eine Erstattung des Verdienstausfal-
les maximal bis zur Hohe der in Absatz 2
genannten Vergltung sowie Zahlung der
Fahrtkosten und Wegstreckenentschadi-
gung geman Absatz 3.

(7) Eine Kommunikationshelferin oder ein
Kommunikationshelfer im Sinne des § 3
Abs. 2 Nr. 1 Buchstaben a bis e ohne eine
nachgewiesene abgeschlossene Berufs-
ausbildung fur das ausgeubte Tatigkeitsfeld
erhalt eine Entschadigung im Sinne des
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6.

7.
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e) Absatz 8 wird Absatz 5 und wie

folgt gefasst:

“(5) Die Trager offentlicher Belange
vergiten die Leistungen unmittel-
bar denjenigen, die sie erbracht
haben. Stellen die Berechtigten die
kommunikationshelfende  Person
selbst bereit, tragen die Tréager die
Kosten nach 8§ 5, soweit sie nach
MalRgabe des § 2 Absatz 1 erfor-
derlich sind. In diesem Fall dirfen
die Berechtigten nicht auf eine Er-
stattung verwiesen werden, es sei
denn, sie winschen dies oder es
liegt ein besonderer Grund vor.©

8 6 wird aufgehoben.

8§ 7 wird § 6.

Absatzes 6. Satz 1 gilt entsprechend fur
eine Gebardensprachdolmetscherin  oder
einen Gebardensprachdolmetscher ohne
eine nachgewiesene abgeschlossene Be-
rufsausbildung.

(8) Die Trager verglten die Leistungen un-
mittelbar denjenigen, die sie erbracht ha-
ben. Die Kosten nach Absatz 6 sind inner-
halb eines Monats nach Ende des Einsatz-
termins geltend zu machen. Stellen die Be-
rechtigten die Gebéardensprachdolmetsche-
rin oder den Gebardensprachdolmetscher
oder die sonstige Kommunikationshilfe
selbst bereit, tragen die Trager die Kosten
nach Absatz 1 und 5 bis 7 nur, soweit sie
nach Maf3gabe des § 2 Abs. 1 erforderlich
sind. In diesem Fall durfen die Berechtigten
nicht auf eine Erstattung verwiesen werden,
es sei denn, sie wiinschen dies oder es liegt
ein sonstiger besonderer Grund vor.

§6
Folgenabschatzung

Das fur die Behindertenpolitik federfihrende
Ministerium berichtet der Landesregierung
zum 30. Juni 2009 Uber die Auswirkungen
dieser Verordnung.

87
In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der
Verkiindung in Kraft.
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) Artikel 9
Anderung der Verordnung Uber barriere-
freie Dokumente

Die Verordnung uber barrierefreie Doku-
mente vom 19. Juni 2004 (GV. NRW.
S. 338) wird wie folgt gedndert:

1. § 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort
.Rechte* die Worter ,oder zur
Wahrnehmung von Aufgaben im
Rahmen der elterlichen Sorge nach
8 1626 des Birgerlichen Gesetz-
buches* eingefiigt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,§ 9
Abs. 1 Satz 2“ durch die Angabe
.3 9 Absatz 3“ ersetzt und die An-
gabe ,gem. § 1 Absatz 2 BGG
NRW* gestrichen.

2. 8§ 2 wird wie folgt gedndert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt ge-

fasst:
u§ 2
Zuganglichmachung von Do-
kumenten®.

b) Die Angabe ,§ 9 Abs. 1 Satz 2¢
wird durch die Angabe ,§ 9 Absatz
3" ersetzt.

3. 84 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Die Dokumente sind den Berechtigten,
gleichzeitig mit ihrer Bekanntgabe auch
in der fur sie wahrnehmbaren Form zu-
ganglich zu machen.”

Verordnung zur Zuganglichmachung
von Dokumenten fir blinde und
sehbehinderte Menschen
im Verwaltungsverfahren nach dem
Behindertengleichstellungsgesetz NRW
(Verordnung uber barrierefreie Doku-
mente - VBD NRW)

§1
Anwendungsbereich

(1) Die Verordnung gilt fur alle blinden und
sehbehinderten Menschen nach MalRgabe
von 8§ 3 BGG NRW, die als Beteiligte eines
Verwaltungsverfahrens zur Wahrnehmung
eigener Rechte einen Anspruch darauf ha-
ben, dass ihnen Dokumente in einer flr sie
wahrnehmbaren Form zuganglich gemacht
werden (Berechtigte).

(2) Die Berechtigten kénnen ihren Anspruch
nach 8 9 Abs. 1 Satz 2 BGG NRW gegen-
Uber allen Tragern Ooffentlicher Belange
gem. 8 1 Abs. 2 BGG NRW geltend ma-
chen.

§2
Gegenstand der Zuganglichmachung

Der Anspruch nach 8§ 9 Abs. 1 Satz 2 BGG
NRW umfasst Bescheide, Vordrucke und
amtliche Informationen (Dokumente).

8§84
Bekanntgabe

Die Dokumente sollen den Berechtigten,
soweit moglich, gleichzeitig mit ihrer Be-
kanntgabe auch in der fir sie wahrnehmba-
ren Form zugéanglich gemacht werden. Die
Amtssprache ist deutsch. Vorschriften tber
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4. 85 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 werden nach
dem Wort ,Rechte” die Worter
,oder in Ausibung der Verpflich-
tungen nach 8 1626 des Burgerli-
chen Gesetzbuches® eingefugt.

Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 werden
durch die folgenden Séatze ersetzt:

,Die Berechtigten teilen den Tréa-
gern Offentlicher Belange recht-
zeitig die Art der Behinderung
und die aus ihrer Sicht geeignete
Form der Zugéanglichmachung
mit. Die Trager offentlicher Be-
lange sollen nach Mdglichkeit die
von den Berechtigten gewahlte
geeignete Form der Zugang-
lichmachung wahlen. Abwei-
chungen hiervon sind nur in be-
sonders  begriindeten  Fallen
statthaft.”

5. 8§ 7 wird aufgehoben.

6. §8wird§7.

56

die im Verwaltungsverfahren maf3geblichen
Regelungen zu Fristen, Terminen, Form,
Bekanntgabe und Zustellung von Dokumen-
ten bleiben von dieser Verordnung unbe-
rahrt.

§5
Umfang des Anspruchs

(1) Der Anspruch der Berechtigten, dass
ihnen Dokumente in einer fur sie wahr-
nehmbaren Form zuganglich gemacht wer-
den, besteht, soweit dies zur Wahrnehmung
eigener Rechte im Verwaltungsverfahren
erforderlich ist. Dabei ist insbesondere der
individuelle Bedarf der Berechtigten zu be-
riicksichtigen.

(2) Die Entscheidung, in welcher der in § 3
genannten Formen Dokumente zuganglich
gemacht werden sollen, trifft der Trager
offentlicher Belange in Abstimmung mit den
Berechtigten. Die Berechtigten teilen hierzu
den Tragern der 6ffentlichen Belange recht-
zeitig die Art der Behinderung und die aus
ihrer Sicht geeignete Form der Zugéanglich-
machung mit. Die Blindheit oder die Sehbe-
hinderung sowie die Entscheidung nach
Satz 1 sind aktenkundig zu machen und im
weiteren Verwaltungsverfahren von Amts
wegen zu berticksichtigen.

(3) Erhélt der Trager der offentlichen Belan-
ge Kenntnis von der Blindheit oder einer
anderen Sehbehinderung von Berechtigten
im Verwaltungsverfahren, hat er diese auf
ihr Recht, dass ihnen Dokumente in einer
fur sie wahrnehmbaren Form zuganglich
gemacht werden, hinzuweisen.

8§87
Berichtspflicht

Das Innenministerium berichtet der Landes-
regierung zum 30. Juni 2009 uber die Not-
wendigkeit des Fortbestehens dieser Ver-
ordnung.

88
In-Kraft-Treten
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Artikel 10
Aufhebung von Verordnungen

1. Die VO Behindertenbeirat NRW vom
24. Juni 2004 (GV. NRW. S. 339) wird
aufgehoben. ”

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2004 in
Kraft.

Verordnung
zum Landesbeirat fiir die Belange
der Menschen mit Behinderungen
in Nordrhein-Westfalen
(VO Behindertenbeirat NRW)

Auf Grund des § 12 Abs. 1 des Behinder-
tengleichstellungsgesetzes Nordrhein-
Westfalen (BGG NRW) vom 16. Dezember
2003 (GV. NRW S. 766) wird verordnet:

§1
Aufgaben

Auf Landesebene wird ein Beirat gebildet,
der die oder den Landesbeauftragten fur die
Belange der Menschen mit Behinderungen
berat (Behindertenbeirat NRW).

§2
Zusammensetzung

Das Ministerium fur Gesundheit, Soziales,
Frauen und Familie beruft auf Vorschlag der
nachstehend Genannten die Mitglieder des
Behindertenbeirats NRW.

Hierzu schlagen

- die Verbande und Selbsthilfegruppen
der Menschen mit Behinderungen bis
zu zehn Personen sowie eine Vertrete-
rin des Netzwerks von Frauen und
Madchen mit Behinderungen NRW
(Netzwerk),

- die Spitzenverbande der Freien Wohl-
fahrtspflege bis zu drei Personen,

- die kommunalen Spitzenverbéande und
die Landschaftsverbande zusammen
bis zu drei Personen,

- die Gewerkschaften, Schwerbehinder-
tenvertretungen, Unternehmerverbande
und die Regionaldirektion NRW der
Bundesagentur fur Arbeit je eine Per-
son und

- die Arbeitsgemeinschaft der ortlichen
Behindertenkoordinatoren eine Person

Vvor.
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Die Ausflihrungsverordnung zum Sozi-
algesetzbuch Zwdlftes Buch (SGB XlI)
- Sozialhilfe - des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 16. Dezember 2004
(GV. NRW. S. 816) wird aufgehoben.

Der Behindertenbeirat muss durch seine
Mitglieder die Menschen mit Behinderungen
in ihrer Gesamtheit auf Landesebene repra-
sentieren. Bei dem zu bildenden Behinder-
tenbeirat handelt es sich um ein Gremium
im Geltungsbereich des Landes, das geméani
§ 12 Abs. 1 Landesgleichstellungsgesetz
(LGG) geschlechtsparitdtisch besetzt wer-
den soll. Die Mitglieder werden fur die
Amtszeit der oder des Landesbeauftragten
fur die Belange der Menschen mit Behinde-
rungen berufen. Eine erneute Berufung ist
zulassig. Die Mitglieder konnen ihr Amt je-
derzeit niederlegen, eine Abberufung im
Einvernehmen mit der entsendenden Stelle
ist jederzeit moglich.

§3
Sitzungen

Die oder der Landesbeauftragte ladt zu den
Sitzungen des Behindertenbeirats NRW
einund leitet diese. Bei Bedarf kann die oder
der Landesbeauftragte themenbezogen
Expertinnen und Experten zu den Sitzungen
einladen, insbesondere Vertreterinnen und
Vertreter der Architektenkammer, Verkehrs-
unternehmen oder der Landesarbeitsge-
meinschaft kommunaler Frauenbu-
ros/Gleichstellungsstellen NRW.

8§84
In-Kraft-Treten, Berichtspflicht

Diese Verordnung tritt am Tage nach der
Verkindung in Kraft. Das fir die Behinder-
tengleichstellung zustéandige Ministerium
berichtet der Landesregierung bis Ende
2009 Uber die ZweckmaRigkeit und Not-
wendigkeit der einzelnen Regelungen.

Ausfuhrungsverordnung
zum Sozialgesetzbuch Zwdlftes Buch
(SGB Xll) = Sozialhilfe —
des Landes Nordrhein-Westfalen
(AV-SGB XII NRW)

§1

Das fur das Sozialhilferecht zustandige Mi-
nisterium ist zustandige Behorde fir
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die Festsetzung der Hohe des Barbe-
trages nach § 35 Abs. 2 SGB XII,

die Zustimmung nach 8§ 5 Abs. 1 der
Verordnung zur Durchfiihrung des § 82
des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch
in der jeweils geltenden Fassung und
die ndhere Bestimmung zur Bemes-
sung der fir den hauslichen Lebensun-
terhalt ersparten Aufwendungen nach §
92 Abs. 2 Satz 5 SGB XII.

§2

(1) Der Uberortliche Trager der Sozialhilfe
ist sachlich zustandig

fur Leistungen nach dem Funften bis
Neunten Kapitel des SGB XII

a) fir Personen, die in § 53 Abs. 1
Satz 1 SGB Xl genannt sind, Men-
schen mit einer geistigen Behinde-
rung, Menschen mit einer seeli-
schen Behinderung oder Stdrung,
Anfallskranke und Suchtkranke bis
zur Vollendung des 65. Lebensjah-
res, wenn es wegen der Behinde-
rung oder des Leidens dieser Per-
sonen in Verbindung mit den Be-
sonderheiten des Einzelfalls erfor-
derlich ist, die Hilfe in einer teilsta-
tiondren oder stationaren Einrich-
tung zu gewahren; dies gilt nicht,
wenn die Hilfegewahrung in der
Einrichtung Gberwiegend aus ande-
ren Grinden erforderlich ist und

b) fur Personen, die bei Vollendung
des 65. Lebensjahres ununterbro-
chen seit 12 Monaten Eingliede-
rungshilfe flr Behinderte in einer
stationdren Einrichtung erhalten
haben, wenn die Leistung weiterhin
in einer stationaren Einrichtung er-
bracht wird;

§ 97 Abs. 4 SGB XIl bleibt unbe-
rahrt;

fur alle Leistungen der Eingliederungs-
hilfe nach § 54 SGB XII fir behinderte
Menschen, die das 18. Lebensjahr voll-
endet haben, aul3erhalb einer teilstatio-
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naren oder stationaren Einrichtung, die
mit dem Ziel geleistet werden sollen,
selbststandiges Wohnen zu ermogli-
chen oder zu sichern; neben den Leis-
tungen nach 88 53, 54 SGB XII umfasst
die Zustandigkeit insbesondere auch
die Hilfen nach § 55 Abs. 2 Nr. 3 bis 7
SGB IX und andere im Einzelfall not-
wendige Hilfen nach dem Finften bis
Neunten Kapitel SGB Xll, ohne die ein
selbststandiges Wohnen nicht erreicht
oder gesichert werden kann; die Zu-
standigkeit des Uberortlichen Tragers
erstreckt sich in den Fallen dieser
Nummer auch auf die Leistungen der
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem
Dritten Kapitel des SGB XII,

3. fir die Hilfe zum Besuch einer Hoch-
schule im Rahmen der Eingliederungs-
hilfe nach § 54 SGB XII flr behinderte
Menschen,

4. for die Versorgung behinderter Men-
schen mit Korperersatzstiicken und
grolReren Hilfsmitteln zur medizinischen
Rehabilitation, zur Teilhabe am Arbeits-
leben und zur Teilhabe am Leben an
der Gemeinschaft im Sinne des 8§ 54
Abs. 1 Satz 1 SGB Xll in Verbindung
mit den 88 26, 33 und 55 SGB IX; gro-
Rere Hilfsmittel sind solche, deren Preis
mindestens 180 Euro betréagt,

5. a) fur die Hilfe zur Uberwindung be-
sonderer sozialer Schwierigkeiten
nach den 88 67 bis 69 SGB XII fur
Personen bis zur Vollendung des
65. Lebensjahres, wenn es erfor-
derlich ist, die Hilfe in einer teilsta-
tiondaren oder stationdren Einrich-
tung zu gewahren,

b) oder wenn sie dazu dient, Hilfe in
einer teilstationaren oder stationa-
ren Einrichtung zu verhindern,

6. fir die Leistungen der Blindenhilfe nach
§ 72 SGB Xll und

7. fir die durch 88 85 und 86 SGB XI zu-
gewiesenen Aufgaben.

(2) Die Zustandigkeit des Uberértlichen Tréa-
gers der Sozialhilfe nach Absatz 1 Nr. 2 und
Nummer 5b umfasst auch die Planungsver-
antwortung und die Ermittlung des Bedarfs.
8 4 Abs. 2 und § 58 SGB XIl sowie § 95
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SGB X sind zu beachten. Die Uberdrtlichen
und ortlichen Trager der Sozialhilfe sind
verpflichtet, ihre Leistungsinhalte und -
strukturen in Steuerungs- und Planungs-
gremien gemeinsam weiterzuentwickeln
und zu koordinieren. Zu diesem Zweck
schlieRen sie Kooperationsvereinbarungen
bis spatestens zum 30. April 2010. Ziel ist
es, angesichts der Fallzahlenentwicklung
die ambulanten Strukturen weiter auszu-
bauen und im Sinne einer wohnortnahen
und damit integrativen Leistungsstruktur die
bestehenden stationaren Wohnangebote
anzupassen.

(3) Zur Forderung des selbstandigen Woh-
nens behinderter Menschen wird eine
Fachkommission gebildet. Dieser gehodren
Vertreterinnen oder Vertreter des fur das
Sozialhilferecht zustandigen Ministeriums,
der Uberortlichen Trager der Sozialhilfe, der
Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spit-
zenverbande in Nordrhein-Westfalen, der
Landesarbeitsgemeinschaft Freie Wohl-
fahrtspflege Nordrhein-Westfalen und des
Landesbehindertenrates Nordrhein-
Westfalen an. Der Vorsitz und die Ge-
schéftsfihrung liegen beim fir das Sozialhil-
ferecht zustandigen Ministerium. Zu den
Aufgaben der Fachkommission gehoéren die
Analyse der landesweiten Entwicklung in
der Eingliederungshilfe fir Menschen mit
Behinderungen und die Erarbeitung von
Vorschlagen fir die fachliche Weiterent-
wicklung der Leistungsstrukturen und-
inhalte und zur Verbesserung der Kosten-
steuerung. Hierbei sollen die Entwicklung
der Eingliederungshilfe zu einer personen-
zentrierten Teilhabeleistung und die Ent-
wicklung eines durchlassigen und flexiblen
Hilfesystems im Vordergrund stehen. Die
Uberortlichen Trager der Sozialhilfe sind
verpflichtet, der Fachkommission halbjahr-
lich Uber die Entwicklung der Fallzahlen und
der Kosten im Bereich der Wohnhilfen zu
berichten. Die Fachkommission legt zum
30. September 2012 der Landesregierung
einen Bericht Uber ihre Arbeit vor.

§3

Personen, fir die bis zum 31. Dezember
2004 der hohere Grundbetrag nach § 81
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Abs. 1 Bundessozialhilfegesetz in der Fas-
sung des Gesetzes vom 27. Dezember
2003 (BGBI. | S. 3022) gemalR § 3 der Ver-
ordnung zur Ausfihrung des Bundessozial-
hilfegesetzes (AV-BSHG) in der am 20. Juni
2003 geltenden Fassung (GV. NRW.S. 320)
zu Grunde gelegt wurde, erhalten diesen
Grundbetrag weiter.

§4

Die Zustandigkeit fur die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach 8
117 Abs. 6 SGB XlI wird den drtlichen Tra-
gern der Sozialhilfe Ubertragen.

§5

(1) Das fur das Sozialhilferecht zustandige
Ministerium wird der Landesregierung bis
zum 31. Dezember 2012 und danach alle 5
Jahre Uber die Erfahrungen mit dieser Ver-
ordnung berichten.

(2) 8 2 Absatz 1 Nummer 2 tritt mit Ablauf
des 30. Juni 2016 aul3er Kraft.

Ruckkehr zum einheitlichen Verord-
nungsrang
(Artikel 12 des Gesetzes zur Anpassung
des Landesrechts an das Sozialgesetzbuch
(SGB) zZwolftes Buch (XII) - Sozialhilfe vom
16.12.2004 (GV. NRW. S. 816)

Die durch Artikel 2, 3 und 8 bis 10 geander-
ten Rechtsverordnungen kénnen aufgrund
der jeweils einschlagigen Erméachtigungen
durch Rechtsverordnung geandert oder
aufgehoben werden.

In-Kraft-Treten/Befristung
(Artikel 13 des Gesetzes zur Anpassung
des Landesrechts an das Sozialgesetzbuch
(SGB) Zzwolftes Buch (XII) - Sozialhilfe vom
16.12.2004 (GV. NRW. S. 816))

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in
Kraft.


https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3654&vd_back=N816&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3654&vd_back=N816&sg=0&menu=1
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Artikel 11
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf
die Verkiindung folgenden Monats in Kraft.
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Begrundung
A Allgemeines
I. Ausgangslage

Die Generalversammlung der Vereinten Nationen hat am 13. Dezember 2006 das ,Uberein-
kommen der Vereinten Nationen Uber die Rechte von Menschen mit Behinderungen® (nach-
folgend UN-Behindertenrechtskonvention) und das dazugehérige Fakultativprotokoll verab-
schiedet. Mit der Verabschiedung der UN-Behindertenrechtskonvention sind keine neuen,
besonderen Menschenrechte geschaffen worden. Vielmehr werden die international aner-
kannten Menschenrechte aus der Perspektive und unter Berlcksichtigung der Lebenslagen
der Menschen mit Behinderungen konkretisiert.

Die Bundesrepublik Deutschland hat beide Vertrage ohne Vorbehalte am 30. M&rz 2007 un-
terzeichnet und auf Basis des gleichnamigen Gesetzes vom 21. Dezember 2008 (BGBI I,
2008 Nr. 35, S. 1419) mit Zustimmung des Bundesrates am 24. Februar 2009 ratifiziert. Sie
sind damit fur die Bundesrepublik Deutschland rechtsverbindlich.

Die UN-Behindertenrechtskonvention enthélt insgesamt 50 Artikel, deren Kernbestandteil die
Artikel 1 bis 30 sind. Sie unterteilen sich in einen allgemeinen sowie einen besonderen Teil.
In den Artikeln 1 bis 9 werden allgemeine Anforderungen fir die Sicherung der vollen, wirk-
samen und gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit Behinderungen, die fir alle Berei-
che und auf allen Ebenen staatlichen Handelns Geltung entfalten sollen, konkretisiert.

Hierzu gehoren u.a. die Festlegung des Zwecks des Ubereinkommens, die Beschreibung,
wer zu den Menschen mit Behinderungen gehort, Definitionen zu Begriffen wie Kommunika-
tion, Sprache, Diskriminierung aufgrund von Behinderungen, angemessene Vorkehrungen
sowie universelles Design, die flr das Verstandnis der entsprechenden Begriffe heranzuzie-
hen sind.

Artikel 3 enthdlt dartiber hinaus Prinzipien, die fir das Grundverstandnis der Konvention und
den Interpretationsrahmen der einzelnen Bestimmungen von grundlegender Bedeutung sind.
Hierzu gehdren:

e die Achtung der dem Menschen innewohnenden Wiirde, seiner individuellen Auto-
nomie, einschliel3lich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, sowie seiner
Unabhangigkeit,

¢ die Nichtdiskriminierung,

o die volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft und die Ein-
beziehung in die Gesellschatft,

e die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinderungen und die

Akzeptanz dieser Menschen als Teil der menschlichen Vielfalt und der Menschheit,

die Chancengleichheit,

die Zuganglichkeit,

die Gleichberechtigung von Mann und Frau,

die Achtung vor den sich entwickelnden Fahigkeiten von Kindern mit Behinderungen

und die Achtung ihres Rechts auf Wahrung ihrer Identitat,

Artikel 4 verpflichtet die Vertragsstaaten zur Gewahrleistung und Férderung der vollen Ver-
wirklichung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten der Menschen mit Behinderungen. Er
enthalt dariiber hinaus Vorgaben zur Anpassung der jeweiligen Rechtsordnungen durch ge-
setzgeberische Malinhahmen und zur gesamten staatlichen Praxis.
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Die Bestimmungen der UN-Behindertenrechtskonvention sind ohne Einschrankungen oder
Ausnahmen fir alle Ebenen staatlichen Handelns, d. h. fir Bund, Lander und Kommunen
umzusetzen.

Eine der groRen Herausforderungen fur das Land besteht darin, im Sinne einer inklusiven
Rechtskultur sowohl allgemeine als spezialgesetzliche Regelungen zu treffen, die dazu bei-
tragen, dass die Anforderungen der UN-Behindertenrechtskonvention auch bezogen auf die
besondere Situation in Nordrhein-Westfalen umgesetzt werden kénnen.

Zur Umsetzung der allgemeinen Anforderungen und zur Entwicklung einer inklusiven
Rechtskultur gehort dartiber hinaus auch die Uberpriifung und ggfs. Anpassung bereits be-
stehender Gesetze und ihrer Ausfihrungsbestimmungen zur Sicherung der vollen, wirksa-
men und gleichberechtigten Teilhabe von Menschen mit Behinderungen.

Dies gilt insbesondere fiir das Behindertengleichstellungsgesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen.

Zu den mit dem Aufbau einer inklusiven Rechtskultur in Verbindung stehenden Herausforde-
rungen gehdrt auRerdem, dass die rechtlichen Regelungen, die sich auf besondere Lebens-
situationen von Menschen mit Behinderungen beziehen, dort festgelegt werden, wo sie auch
fur alle anderen Menschen getroffenen worden sind oder getroffen werden. Bei der Weiter-
entwicklung der landesrechtlichen Regelungen sind in Umsetzung der Anforderungen des
Besonderen Teils der UN-Behindertenrechtskonvention diese allgemeinen Grundsétze we-
gen ihrer Querschnittshedeutung immer mit zu bertcksichtigen.

Da dieses Gesetz ein Gesetz fur die Menschen mit Behinderungen und zur Wahrung der mit
der UN-Behindertenrechtskonvention verankerten Rechte ist, soll auch die allgemein Ubliche
Bezeichnung des maRgeblichen Ubereinkommens der Vereinten Nationen gewéhlt werden.
Anstatt der formalen Abklrzung ,VN* (Vereinte Nationen) wird daher im gesamten Gesetzes-
text dem Verstandnis der Menschen mit Behinderungen und dem Verstandnis der Men-
schen, die sich in der Behindertenpolitik engagieren, entsprechend die Bezeichnung UN-
Behindertenrechtskonvention verwandt werden. Die Abkurzung ,UN® ist die gebrauchliche
und der Amtssprache der Vereinten Nationen entsprechende Abklrzung, die nach entspre-
chender Festlegung im Inklusionsgrundsatzegesetz durchgangig verankert wird. Auch die
Deutsche Gesellschaft der Vereinten Nationen pladiert dafir, die Bezeichnung UN als die am
wenigsten missverstandliche Bezeichnung zu wahlen. Im Gesetzesentwurf wird daher zur
Verwirklichung der Rechtsklarheit die Bezeichnung gewahlt, die dem Sprachgebrauch und
dem Verstandnis der Menschen am ehesten entspricht. Auch dies ist insofern ein Beitrag zur
barrierefreien Zugénglichkeit des Gesetzes durch die Verwendung leicht verstéandlicher
Sprache und allgemein Ublicher Begriffe.

Il. Ziel und Gegenstand des Gesetzesentwurfes

Das Land Nordrhein-Westfalen verwirklicht mit dem Ersten allgemeinen Gesetz zur Starkung
der Sozialen Inklusion die im Aktionsplan ,Eine Gesellschaft fir alle — nrw inklusiv® einge-
gangene Selbstverpflichtung zur inklusiven Weiterentwicklung landesgesetzlicher Regelun-
gen. Sie wird bei der notwendigen Anpassung landesgesetzlicher Regelungen schrittweise
vorgehen.

Mit dem Ersten allgemeinen Gesetz zur Starkung der Sozialen Inklusion werden im Wesent-
lichen allgemeine, d.h. nicht fachspezifische landesgesetzliche Regelungen, zur Umsetzung
der Anforderungen der UN-Behinderungskonvention in Nordrhein-Westfalen getroffen. Ne-
ben diesen allgemeinen Regelungen sind in Spezialgesetzen (z. Bsp. im Schulrecht) bereits
Anderungen aufgrund der UN-Behindertenrechtskonvention erfolgt. Weitere Anpassungen
landesrechtlicher allgemeiner sowie fachspezifischer Regelungen werden folgen.

Inklusion im Sinne einer inklusiven Rechtskultur bedeutet, dass die besonderen Regelungen
fur Menschen mit Behinderungen nicht in gesonderten behindertenspezifischen Gesetzen,
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sondern in den jeweils einschlagigen Fachgesetzen berlcksichtigt und geregelt werden.

Im ersten allgemeinen Gesetz zur Starkung der Sozialen Inklusion in Nordrhein-Westfalen
sollen in einem ersten Schritt aus der UN-Behindertenrechtskonvention resultierende allge-
meine Anforderungen in landesgesetzliche Regelungen tberfuhrt werden. Damit verdeutlicht
der Landesgesetzgeber, dass auch auf der Landesebene eine besondere Verpflichtung zur
Umsetzung der allgemeinen Anforderungen der UN-Behindertenrechtskonvention besteht.
Dies fuhrt im Ergebnis unter anderem dazu, dass die allgemeinen und grundsatzlichen An-
forderungen der UN-Behindertenrechtskonvention im Inklusionsgrundséatzegesetz verankert
werden und die Aufforderung an die Trager o6ffentlicher Belange gerichtet wird, die Ziele der
UN-Behindertenrechtskonvention im Rahmen ihres Zustandigkeits- und Aufgabenbereiches
zu verwirklichen. Dies bedeutet systematisch, in einem Folgeschritt die bisher im Behinder-
tengleichstellungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen verorteten allgemeinen und
grundsatzlichen Regelungen an die Anforderungen der UN-Behindertenrechtskonvention
anzupassen und im Inklusionsgrundsatzegesetz zu verankern. Als Konsequenz dieser Wei-
terentwicklung erhalt das Behindertengleichstellungsgesetz Nordrhein-Westfalen hier den
Charakter eines Gesetzes zur Vermeidung von Diskriminierung von Menschen mit Behinde-
rungen. Die im Behindertengleichstellungsgesetz Nordrhein-Westfalen dariiber hinaus ent-
haltenen und an die Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention angepassten Regelun-
gen zur Zuganglichkeit und Barrierefreiheit verstarken diesen antidiskriminierenden Charak-
ter des novellierten Behindertengleichstellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen.

Mit dem Ersten allgemeinen Gesetz zur Starkung der Sozialen Inklusion in Nordrhein-
Westfalen behalt sich der Gesetzgeber gleichzeitig vor, im Zeitverlauf ggfs. notwendige wei-
tere allgemeine rechtliche Regelungen zur Starkung der Sozialen Inklusion in Nordrhein-
Westfalen zu treffen.

Das Erste allgemeine Gesetz zur Starkung der Sozialen Inklusion in Nordrhein-Westfalen
enthalt 11 Artikel:

In Artikel 1, dem Inklusionsgrundsatzegesetz, werden wesentliche Grundsatze im Zusam-
menhang mit den Anforderungen des allgemeinen Teils der UN-Behinderten-
rechtskonvention in Nordrhein-Westfalen landesgesetzlich verankert.

In Artikel 2, der Novelle des Behindertengleichstellungsgesetzes, werden insbesondere not-
wendige Anpassungen fir die Sicherstellung der vollen, wirksamen und gleichberechtigten
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen vorgenommen.

In Artikel 3 werden im Ausfuhrungsgesetz zum Zwolften Buch Sozialgesetzbuch (AG SGB
XIl) Regelungen zur Entfristung und damit dauerhaften Zusténdigkeit der Landschaftsver-
bande fir das selbststandige Wohnen von Menschen mit Behinderungen und darlber hinaus
einige Regelungen zur Beseitigung von Schnittstellen zwischen ortlichem und tberdrtlichem
Trager der Eingliederungshilfe zur Zusammenarbeit im Rahmen der Durchfiihrung der Ein-
gliederungshilfe nach dem SGB Xl getroffen.

In Artikel 4 und 5 werden entsprechend der Regelungen im Behindertengleichstellungsge-
setz und der Kommunikationshilfenverordnung zur Wahrnehmung der Elternrechte Vorkeh-
rungen zur Sicherstellung der Kommunikation von Hoérbeeintrachtigten oder Gehdorlosen fur
den Bereich der Elterngespréache in Kindertagespflege, Kindertageseinrichtungen und Schu-
len getroffen.

Artikel 6 und 7 enthalten Regelungen zur Erleichterung der eigenstandigen Austbung des
Wahlrechts von Menschen mit erheblichen Sehbehinderungen.
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Artikel 8 beinhaltet die Anpassung der Kommunikationshilfenverordnung an die Anderungen
im Behindertengleichstellungsgesetz sowie die Anpassung der Vergutungssétze an die bun-
desrechtlichen Regelungen, um eine einheitliche Rechtsanwendung und damit eine einheitli-
che Vergitung zu gewahrleisten.

Mit Artikel 9 wird die Verordnung fur barrierefreie Dokumente entsprechend der Anderungen
im Behindertengleichstellungsgesetz angepasst, und mit Artikel 10 wird die Verordnung zum
Landesbehindertenbeirat aufgehoben.

B Zu den einzelnen Bestimmungen

Begrundung zu Artikel 1:
Inklusionsgrundsatzegesetz Nordrhein-Westfalen

Zu 8 1:

§ 1 regelt die Zielsetzung dieses Gesetzes. Sie orientiert sich an dem Ubereinkommen der
Vereinten Nationen vom 13. Dezember 2006 Uber die Rechte der Menschen mit Behinde-
rungen (BGBI. 2008 Il S. 1420; UN-Behindertenrechtskonvention). Zielvorstellung des Ge-
setzes ist — entsprechend der Vorgabe der UN-Behindertenrechtskonvention — die Férderung
und Starkung inklusiver Lebensverhéltnisse und damit notwendiger Schritte auf dem Weg in
eine inklusive Gesellschaft. Inklusive Lebensverhaltnisse zeichnen sich dadurch aus, dass
alle Menschen die Mdéglichkeit haben, gleichberechtigt und wirksam an der Gesellschaft teil-
zuhaben. Dabei gilt es die Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinderungen und die
Akzeptanz dieser Menschen als Teil menschlicher Vielfalt und der Menschheit zu beachten.
Menschen mit Behinderungen sind unabhéngig von ihrer sozialen Lage, der ethnischen Her-
kunft, des Geschlechts, der Religion und Weltanschauung, des Alters oder der sexuellen
Identitdt von diesem Gesetz erfasst. Menschen mit Behinderungen und Migrationshinter-
grund im Sinne der Definition gemal 8§ 4 des Teilhabe- und Integrationsgesetzes sind von
diesem Gesetz erfasst. Die UN-Behindertenrechtskonvention enthélt allgemeine und beson-
dere Anforderungen fiir die Unterzeichnerstaaten. Sie ist fir Deutschland durch das o.g. Ra-
tifizierungsgesetz vom 21. Dezember 2008 verbindlich geworden; mit dem Inklusionsgrund-
satzegesetz werden die allgemeinen Anforderungen umgesetzt, die sich aus der Konvention
fur die besondere Situation in Nordrhein-Westfalen ergeben. Mit diesem Gesetz werden De-
finitionen und Grundsétze festgelegt, die alle Trager oOffentlicher Belange auf Landes- sowie
auf kommunaler Ebene gleichermalRen betreffen.

Zu 8 2:

Die Vorschrift regelt den Geltungsbereich des Gesetzes. Der unmittelbare Geltungsbereich
ist gegenuber der bisherigen Fassung in 8§ 1 Behindertengleichstellungsgesetz (BGG NRW)
neu gefasst, sieht jedoch keine Anderungen im Umfang hinsichtlich der verpflichteten Trager
offentlicher Belange vor. Lediglich formell Beliehene, die als Private hoheitliche Aufgaben fiir
die Trager offentlicher Belange ausfiihren, werden zusatzlich in den Anwendungsbereich
einbezogen, da diese durch die Beleihung als privatrechtlich organisierte Trager mittelbarer
Staatsgewalt den gleichen rechtlichen Verpflichtungen unterliegen wie der Trager 6ffentlicher
Belange selbst.

Durch die Aufzéhlung in den Satzen 3 und 4 soll die besondere Verpflichtung der einzelnen
Trager deutlich herausgestellt werden, wobei die Aufzéhlung nicht als abschlieRend zu ver-
stehen ist und somit gegentuber Veranderungen in der Struktur der Trager 6ffentlicher Belan-
ge offen ist. Zu den Tragern offentlicher Belange zahlen auch Schulen; sowohl offentliche
Schulen im Sinne des § 6 Absatze 3 und 4 SchulG und § 124 SchulG,.als auch Ersatzschu-
len im Sinne des § 100 Absatz 4 SchulG, soweit diese als Beliehene téatig werden. Folglich
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bildet der Umfang der Beleihung fur die Ersatzschulen zugleich aus den Rahmen der Tra-
gerschaft offentlicher Belange ab.

Zu 8 3:

Die Definition, wer zu den Menschen mit Behinderungen gehort, wird wegen seiner grund-
satzlichen Bedeutung vom Behindertengleichstellungsgesetz in das Inklusionsgrundsatzege-
setz Uberfuhrt. Mit der Neufassung wird gegenuber der bisherigen Regelung im Behinder-
tengleichstellungsgesetz entsprechend den Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention
in Artikel 1 Satz 2 auf die Wechselwirkung von verschiedenen Barrieren und der vollen, wirk-
samen und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft abgestellt. Damit wird im Inklusi-
onsgrundsétzegesetz eine Abkehr von dem bislang defizitorientierten Behinderungsbegriff
des Behindertengleichstellungsgesetzes vorgenommen. Hinsichtlich des Zeitraums von
sechs Monaten wird die bisherige Formulierung aus dem BGG offener gestaltet, wonach es
nicht zwingend auf den Zeitraum von sechs Monaten ankommen soll. Gerade bei schwer-
wiegenden Krankheiten kann und darf es nicht darauf ankommen, ob noch eine Lebenser-
wartung von sechs Monaten zu erwarten ist, so dass der Sechs-Monats-Zeitraum nur in der
Regel anzuwenden ist, Ausnahmen hiervon aber ausdrucklich zulassig sind.

Grundsatzlich sind, wie bereits in der Begriindung zu § 1 ausgeflhrt, die spezifischen Belan-
ge aller Menschen mit Behinderungen orientiert an ihren Lebenslagen zu bericksichtigen.

Zu 8 4.

Wegen ihrer besonderen Bedeutung wird die Intention aus den bisherigen Regelungen im
Behindertengleichstellungsgesetz, die besonderen Belange von Frauen mit Behinderungen
zu berilcksichtigen, mit der Regelung in Absatz 1 bestétigt und um die Zielgruppe der Mad-
chen mit Behinderungen, die ebenfalls in besonderem Maf3e benachteiligt sein kdnnen, er-
ganzt.

Zusatzlich wird darliber hinaus, entsprechend der strukturellen Vorgabe der UN-
Behindertenrechtskonvention, in Absatz 2 auf die besonderen Belange von Kindern mit Be-
hinderungen abgestellt. Die sich aus der Kinderrechtskonvention ergebenden Rechte bleiben
durch diese Regelung unberiihrt.

Die besondere Erwahnung der genannten Personengruppen ist der Struktur der UN-
Behindertenrechtskonvention nachgebildet, da sich auch dort in den Artikeln 6 und 7 beson-
dere Vorschriften fir Frauen und Kinder finden.

Zudem hat sich gezeigt, dass die besonderen Belange von Eltern mit Behinderungen oft
nicht hinreichend berticksichtigt werden. Sowohl Anspriche auf Unterstiitzung und Hilfen als
auch die damit in Verbindung stehenden Angebote stellen in der Regel auf die spezifischen
Anforderungen des Anspruchsinhabers selbst, nicht jedoch auf die Elternrolle ab. Durch die
Regelung in Absatz 3 soll die besondere Rolle von Menschen mit Behinderungen als Eltern
herausgestellt und diese in der Wahrnehmung ihrer Elternrechte gestarkt werden. Fachge-
setzliche Regelungen zur Wahrung und Starkung von Elternrechten bleiben hierdurch unbe-
rahrt.

Zu 8 5:

Inklusion ist derzeit eine der groften gesellschaftlichen Herausforderungen. Sie setzt ge-
samtgesellschaftliche Veranderungen voraus, die nicht alleine durch die Trager offentlicher
Belange oder durch gesetzliche Regelungen zu erreichen sind. Dennoch soll durch die Vor-
schrift in Absatz 1 auch die besondere Verpflichtung der Tréger 6ffentlicher Belange ver-
deutlicht werden, sich an den notwendigen Veranderungsprozessen der Gesellschaft zu be-
teiligen.
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Die Vorschrift in Absatz 2 ist der bisherigen Regelung in § 1 Absatz 1 Satz 2 Behinderten-
gleichstellungsgesetz NRW nachgebildet. Sie besagt, dass den jeweils besonderen Bediirf-
nissen von Menschen mit Behinderungen durch die Trager offentlicher Belange Rechnung
zu tragen ist. Die Vorschrift wird im Behindertengleichstellungsgesetz NRW durch die Veran-
kerung des Konzeptes der angemessenen Vorkehrungen weiter konkretisiert.

Mit den weiteren Regelungen in Absatz 2 Satz 2 wird explizit auf die Achtung der in Artikel 3
UN-Behindertenrechtskonvention aufgefihrten allgemeinen Grundséatze abgestellt. Hierzu
gehoren:

e die Achtung der dem Menschen innewohnenden Wirde, seiner individuellen Auto-
nomie, einschliel3lich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, sowie seiner
Unabhangigkeit,

¢ die Nichtdiskriminierung,

o die volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft und die Ein-
beziehung in die Gesellschatft,

e die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinderungen und die
Akzeptanz dieser Menschen als Teil der menschlichen Vielfalt und der Menschheit,
die Chancengleichheit,
die Zuganglichkeit,
die Gleichberechtigung von Mann und Frau,
die Achtung vor den sich entwickelnden Féhigkeiten von Kindern mit Behinderungen
und die Achtung ihres Rechts auf Wahrung ihrer Identitat,

Mit den Regelungen in Absatz 3 wird der Grundsatz der UN-Behindertenrechts-konvention
zu ihrer schrittweisen Umsetzung landesrechtlich verankert. Dabei ist im Sinne der UN-
Behindertenrechtskonvention zu beachten, dass die bestehenden Mdéglichkeiten zu ihrer
Umsetzung effektiv genutzt werden sollen und die Schritte, die mdglich sind, auch eingeleitet
werden.

Darlber hinaus soll verdeutlicht werden, dass Inklusion nur gelingen kann, wenn alle Trager
Offentlicher Belange wirkungsvoll zusammenarbeiten. Inklusion endet nicht an Zustandig-
keits- oder Ressortgrenzen. Nur wenn Inklusion als gesamtgesellschaftliche Aufgabe und
Zielvorstellung bei allen Akteuren verankert ist, kann der schrittweise Prozess zur Schaffung
einer inklusiven Gesellschaft gelingen.

Die Trager offentlicher Belange werden durch die Regelung in Absatz 4 starker als bislang
verpflichtet, gegenlber juristischen Personen des Privatrechts, an denen sie beteiligt sind,
darauf hinzuwirken, dass die Regelungen des Gesetzes berlcksichtigt werden. Damit sollen
der gesamtgesellschaftliche Prozess der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
gestiitzt und seine Wirkungen auf juristische Personen des Privatrechts ausgeweitet werden.

Daruber hinaus wird mit der Regelung in Absatz 4 sichergestellt , dass sich die Trager offent-
licher Belange durch den Wechsel in eine Organisationsform des Privatrechts oder die Uber-
tragung von Aufgaben an eine Organisation des Privatrechts, an der sie selbst beteiligt sind,
nicht der Verpflichtung der Beachtung der Anforderungen der UN-Behindertenrechts-
konvention entziehen kdnnen.

Die Regelung in Absatz 5 stellt insoweit eine Neuerung dar, als auch bei der Vergabe von
Zuwendungen und Fordermitteln die Ziele des Gesetzes nach Mdglichkeit mit zu berticksich-
tigen sind. Hiermit soll die besondere Verpflichtung zur Beachtung der Rechte von Menschen
mit Behinderungen auch gegentber Dritten deutlich herausgestellt und als Signalwirkung
auch im Zuwendungs- und Férderbereich rechtlich verankert werden. Dies kann fir die Pra-
xis bedeuten, dass beispielsweise Forderrichtlinien um Anforderungen dieses Gesetzes er-
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ganzt werden, so dass die Wirkungen der UN-Behindertenrechtkonvention auf die Zuwen-
dungsempféanger erweitert werden. Dabei soll im Rahmen der Entscheidung uber die Ge-
wahrung von Zuwendungen und Forderungen immer abgewogen werden, ob und inwieweit
die UN-Behindertenrechtskonvention zu berticksichtigen ist. Gerade bei langfristigen institu-
tionellen Foérderungen sind hieran andere Mal3stdbe anzulegen, als bei der Férderung von
Einzelprojekten.

Zu §6:

Die angestrebte Herstellung inklusiver Lebensverhéltnisse soll auch in einer inklusiven Ge-
setzgebung verwirklicht werden, Dies bedeutet, dass beim schrittweisen Erreichen inklusiver
Lebensverhaltnisse mittelfristig Sondergesetze, wir z.B. das Behindertengleichstellungsge-
setz mit den dort verankerten Vorschriften entbehrlich wird.

Daher sollen besondere Anforderungen fir Menschen mit Behinderungen dort getroffen wer-
den, wo die besonderen fach- oder spezialgesetzlichen Regelungen fir alle Menschen ge-
troffen werden. Besondere Gesetze, die ausschlieBlich auf Menschen mit Behinderungen
Anwendung finden, sollen nach Méglichkeit vermieden werden, d.h. es soll keine Sonderge-
setzgebung fir Menschen mit Behinderungen geben, vielmehr soll die allgemeine Gesetzge-
bung die Bedurfnisse von Menschen mit Behinderungen umfassend berlcksichtigen.

Dieser insbesondere durch Artikel 4 Absatz 1 UN-Behindertenrechtskonvention gepragte
Paradigmenwechsel bedeutet, dass die Gesetzgebung so ausgestaltet wird, dass die beson-
deren Belange von Menschen mit Behinderungen mitbedacht und nicht mehr ausdrticklich
normiert werden missen. Die Folge daraus ist, dass kiinftige Vorschriften allenfalls darauf zu
Uberprifen sind, ob dies erfolgt ist oder Menschen mit Behinderungen diskriminiert werden
bzw. ihre Teilhabe an der Gesellschaft beeintrachtigt ist.

Um das Ziel dieser inklusiven Gesetzgebung und damit einer inklusiven Rechtskultur suk-
zessive zu verwirklichen, hat die Landesregierung bereits vor der Aufstellung des Aktions-
planes ,eine Gesellschaft fur alle — nrw inklusiv® eine umfassende Normprufung auf Landes-
ebene durchgeflihrt. Vergleichbar zu den Anforderungen beim ,gender mainstreaming® in der
Gemeinsamen Geschéaftsordnung der Landesregierung (GGO) soll sichergestellt werden,
dass die Rechte von Menschen mit Behinderungen entsprechend der Anforderungen der
UN-Behindertenrechtskonvention im Rahmen der Gesetzgebung stets beachtet werden.

Zu 8 7:

Die Vorschrift korrespondiert mit dem generellen Zweck des Gesetzes, eine selbstbestimmte
Lebensfuhrung der Menschen mit Behinderungen zu foérdern und deren Einbeziehung in die
Gesellschaft zu starken. Ein wichtiger Baustein hierbei ist es, Sonderwege fir Menschen mit
Behinderungen nach Moglichkeit zu vermeiden. Schrittweise sollen daher Sondereinrichtun-
gen und Sonderdienste fir Menschen mit Behinderungen soweit wie moglich abgeschafft
und stattdessen inklusive Einrichtungen und Dienste geschaffen werden, um Menschen mit
Behinderungen in allen Lebensbereichen eine volle, gleichberechtigte und wirksame Teilha-
be zu ermdglichen. Gleichwohl wird nicht verkannt, dass trotz der dargelegten Zielsetzung in
vielen Bereichen und wohl auch auf langere Sicht das Bedurfnis nach spezifischen Angebo-
ten und personeller Unterstiitzung weiterhin vorhanden ist. Dies steht dem inklusiven Ge-
danken nicht entgegen, sondern tragt in besonderem Mal3e der Achtung der individuellen
Bedarfe und des Selbstbestimmungsrechts der Menschen mit Behinderung Rechnung.

In der gesetzlichen Formulierung ist hier — entsprechend der Diktion in der UN-
Behindertenrechtskonvention — der weite Begriff der Zuganglichkeit gewahlt worden. Dienste
und Einrichtungen auf kommunaler Ebene sind die nach § 8 der Gemeindeordnung geregel-
ten kommunalen Einrichtungen.

§ 7 Absatz 3 konstituiert als ersten Schritt einen Prifauftrag an die Kompetenz- und Koordi-
nierungsstelle fur die Dienste und Einrichtungen des Landes. Dabei geht es nicht darum,
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Menschen mit Behinderungen die fur sie notwendigen Einrichtungen und Dienste vorzuent-
halten. Ziel ist es, ein inklusives Angebot zu schaffen, das die besonderen Dienste und Ein-
richtungen weitestgehend entbehrlich macht.

Zu §8:

Zur Erfullung der Verpflichtung aus Artikel 33 Absatz 1 UN-Behindertenrechts-konvention
sind Kompetenz- und Koordinierungsstellen (focal points) (im deutschen Text der UN-
Behindertenrechtskonvention als staatliche Anlaufstelle bezeichnet) auf den unterschiedli-
chen staatlichen Ebenen einzurichten. Im Bund wie in den Landern ist die Koordinierung bei
den fur den Bereich Soziales zustandigen Ressorts angesiedelt. Hiervon unberthrt bleiben
die fachlichen Zustandigkeiten der jeweils anderen (Fach-)Ressorts.

Absatz 1 regelt, dass in Nordrhein-Westfalen diese Stelle im fiir den Bereich der Politik fur
und mit Menschen mit Behinderungen federfiihrend zustéandigen Ministerium angesiedelt ist.

Absatz 2 bestimmt die Aufgaben dieser Stelle. Sie koordiniert mit Unterstiitzung der anderen
Ressorts die ressortibergreifenden  Malnahmen zur Umsetzung der  UN-
Behindertenrechtskonvention und ist in diesem Zusammenhang fur die Koordinierung mit
den anderen beteiligten Akteuren zustandig.

Die oder der Landesbehindertenbeauftragte hat nach Absatz 3 die Aufgabe, die Kompetenz-
und Koordinierungsstelle bei ihrer Arbeit zu unterstiitzen und zu beraten. Die Kompetenz-
und Koordinierungsstelle hat die Verpflichtung, die Landesbehindertenauftrage oder den
Landesbehindertenbeauftragen in ihre Arbeit einzubeziehen.

Zu 89:

Artikel 4 Absatz 3 UN-Behindertenrechtskonvention sieht vor, dass bei der Erarbeitung und
Umsetzung von Rechtsvorschriften sowie politischen Konzepten zur Durchflihrung der UN-
Behindertenrechtskonvention sowie bei anderen Entscheidungsprozessen, die Menschen mit
Behinderungen betreffen, enge Konsultationen zwischen den Organisationen und Verban-
den, die die Menschen mit Behinderungen vertreten, zu fihren sind.

Diese Verpflichtung soll auch auf Landes- und kommunaler Ebene umfassend umgesetzt
werden.

Dabei steht es den Akteuren frei, welche Form der Beteiligung sie dabei wahlen. Mdglich
sind neben der Einrichtung von besonderen Gremien, regelméRigen Verbandebeteiligungen
u.a. Quartalsgesprache mit den Verbanden und Organisationen auf Landes- oder kommuna-
ler Ebene, die Einrichtung von Inklusionsbeiraten sowie Behindertenbeiraten oder vergleich-
bare Stellen.

Wichtig ist, dass mittels solcher MaRnahmen verbindlich eine mdglichst umfassende und
frihzeitige Beteiligung der Menschen mit Behinderungen sicher gestellt ist.

Absatz 2 der Vorschrift sieht vor, diese Beteiligungsprozesse auch so auszugestalten, dass
sich Menschen mit Behinderungen beteiligen kdnnen. Insoweit ist im Rahmen dieser Beteili-
gungsregelungen auf die barrierefreie Ausgestaltung zu achten. Hierzu gehdrt neben der
Beachtung der Vorgaben aus dem Behindertengleichstellungsgesetz und seinen Verordnun-
gen auch die Ausgestaltung der verfahrensrechtlichen Regelungen. Diese miissen so aus-
gestaltet sein, dass fur alle Akteure nachvollziehbar ist, wie sie sich beteiligen konnen.
Absatz 3 verpflichtet die Trager 6ffentlicher Belange, sich dafiir einzusetzen, dass Menschen
mit Behinderungen in die Lage versetzt werden, ihre Rechte wahrzunehmen. Malinahmen
aus dem Bereich der Erméachtigung zum selbstbestimmten Leben (Empowerment) sind in-
soweit ein wichtiger Baustein zur Partizipation von Menschen mit Behinderungen.
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Zu § 10:

§ 10 ist eine konkrete Umsetzungsform der sich aus 8§ 9 ergebenden Anforderungen an die
Partizipation von Menschen mit Behinderungen sowie in Ausfihrung von Artikel 33 UN-
Behindertenrechtskonvention die Schnittstelle auf Ebene der Landesregierung zur Zivilge-
sellschaft. Auf die zu 8 8 gemachten Ausfiihrungen zu den organisatorischen und verfah-
rensrechtlichen Strukturen gemafR Artikel 33 UN-Behindertenrechtskonvention wird verwie-
sen.
Der Inklusionsbeirat Nordrhein-Westfalen hat sich am 20.12.2011 konstituiert. Die Besetzung
mit den unterschiedlichen Akteuren aus dem Bereich der Behindertenpolitik, d.h. Vertreterin-
nen und Vertreter der Organisationen und Verb&nde der Menschen mit Behinderungen so-
wie Vertreterinnen und Vertretern der Landesregierung, der Leistungserbringer fiir Menschen
mit Behinderungen und weiterer wesentlicher Organisationen hat sich als ein geeignetes
Forum fur einen Austausch auf Augenhohe erwiesen. Der Inklusionsbeirat bietet die M6g-
lichkeit, alle die Landesregierung betreffenden Themenfelder zu analysieren, zu diskutieren
sowie die teils sehr unterschiedlichen Vorstellungen vorbehaltlos und offen auszutauschen.
In den Sitzungen sollen die Mitglieder des Inklusionsbeirates die Landesregierung beraten
und beim Umsetzungsprozess der UN-Behindertenrechtskonvention unterstiitzen.
Die Absétze 3 und 4 regeln die Besetzung und Organisation des Inklusionsbeirates. Satz 1
bestimmt dabei, dass die Mitglieder im Inklusionsbeirat gleichberechtigt beraten.
Die Organisationen und Verbande benennen auf Anforderung des Ressorts, das den Vorsitz
Uber den Inklusionsbeirat fuhrt, ihre Vertreterinnen und Vertreter. Der Inklusionsbeirat wird
jeweils flr die Dauer einer Legislaturperiode berufen. Das Nahere Uber die Berufung, Abbe-
rufung und die sonstigen Verfahrensweisen ergibt sich aus der Geschéaftsordnung.
Absatz 5 regelt die mdgliche Einrichtung von Fachbeirdten sowie deren Aufgaben als nach-
geordnete Fachgremien des Inklusionsbeirates.
Da im Inklusionsbeirat eine Vielzahl unterschiedlicher Themenfelder beraten wird, arbeiten
dem Inklusionsbeirat besondere Fachbeirate zu, die jeweils fachspezifisch besetzt sein kon-
nen.
Folgende Fachbeirate sind zum Inklusionsbeirat errichtet worden:
Partizipation,
Barrierefreiheit, Zuganglichkeit und Wohnen,
Inklusive schulische Bildung,
Arbeit und Qualifizierung,
Gesundheit sowie

e Kinder und Jugendliche mit Behinderungen.
Jedes Ressort entscheidet dabei eigenverantwortlich tber die Einrichtung und Organisation
eines Fachbeirates fiir seinen Zustandigkeitsbereich. Die Organisationsformen der Fachbei-
rate sind unterschiedlich gestaltet. Um Synergieeffekte zu erzielen, werden diese, wie schon
bisher, an bestehende Gremien, z.B. den Landesbehindertenbeirat oder den Vorbereitenden
Ausschuss der Landesgesundheitskonferenz angekoppelt. Der Fachbeirat ,Inklusive schuli-
sche Bildung“ ging aus dem ,Gesprachskreis Inklusion“ des MSW hervor, sodass auch hier
bewéhrte Strukturen genutzt werden kénnen.
Die Fachbeirate haben die Verpflichtung, gegeniber dem Inklusionsbeirat tGber ihre fachli-
chen Diskussionen zu berichten, Empfehlungen zu geben und entscheidungsreife Vorlagen
zu erarbeiten, Uber die der Inklusionsbeirat abschlielRend beraten und entscheiden kann.

Zu 811:
Zur Wahrnehmung der Aufgaben im Sinne des Art. 33 Abs. 2 UN-

Behindertenrechtskonvention (Monitoringstelle) schlie3t das Land eine vertragliche Verein-
barung mit dem Deutschen Institut fir Menschenrechte e.V. (DIM). Das DIM nimmt die Funk-
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tion der Monitoringstelle bereits fir den Bund wahr und ist als solche bei den Vereinten Nati-
onen akkreditiert.

Zu §12:

Ausgehend von der in Artikel 31 der UN-Behindertenrechtskonvention benannten Verpflich-
tung zu ,Statistik und Datensammlung*“ sind die Vertragsstaaten angehalten, ein kontinuierli-
ches Berichtswesen zur Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen aufzubauen, das
an den Vorgaben der UN-Behindertenrechtskonvention ausgerichtet ist. Im Kern geht es
darum, ein regelmaRiges Uberprifungs- und Berichtswesen aufzubauen, mit dem Faktoren
aufgezeigt werden konnen, die die Teilhabe von Menschen mit Beeintrachtigungen férdern
oder behindern. Im Sinne von Transparenz und Vergleichbarkeit soll diese Berichterstattung
mit der neuen Teilhabeberichterstattung auf Bundesebene verknlpft werden. Dabei wird es
auch darum gehen, den Bericht auf die Lebenslagen der Menschen mit Behinderungen z.B.
von Menschen mit Behinderungen mit  Migrationshintergrund  auszurichten.
Die Berichtspflicht entsteht erstmals zum 31.12.2018 und soll dann alle funf Jahre erfllt
werden.

Des Weiteren soll die Landesregierung verpflichtet werden, die von ihr ergriffenen Mal3nah-
men, die Ziele sowie den Stand der Zielerreichung zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention zu dokumentieren. Dabei sollen auch erzielte Fortschritte oder
gar veranderte Prioritdten, MalRnahmen und Aufgaben herausgearbeitet werden.

Die Pflicht der oder des Landesbehindertenbeauftragten zur Berichterstattung bleibt von den
Berichtspflichten nach diesem Gesetz unberiihrt.

Zu §13

Die Vorschrift regelt das In-Kraft-Treten sowie die Evaluierung des Gesetzes zum
31.12.2020.
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Begrundung zu Artikel 2
Anderung des Behindertengleichstellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen

Zu Nummer 1:

Die Anderungen der Inhaltsiibersicht entsprechen der veranderten Struktur des Behinder-
tengleichstellungsgesetzes NRW.

Zu Nummer 2 (88 1 bis 5)
Zu 8§ 1:

Mit der Anderung des § 1 soll der Bezug zum Inklusionsgrundsatzegesetz und damit zur UN-
Behindertenrechtskonvention deutlich herausgestellt werden. Wahrend im Inklusionsgrund-
satzegesetz allgemeine Grundsétze und Definitionen zur Verwirklichung von Inklusion in der
Gesellschaft geregelt werden, beschéftigt sich das Behindertengleichstellungsgesetz vorran-
gig mit der Gleichstellung und der Verhinderung von Diskriminierung von Menschen mit Be-
hinderungen sowie mit Fragen der Barrierefreiheit. Zur besseren Ubersichtlichkeit werden
der bisherige Absatz 2 geteilt und die Satze 3 bis 5 in die folgenden Absatze Uberfiihrt.
Hinsichtlich des Geltungsbereiches wird in Absatz 2 auf die Definition der Trager 6ffentlicher
Belange des Inklusionsgrundsatzegesetzes verwiesen. Die Anforderungen, auf Dritte (Pri-
vate) hinsichtlich der Verwirklichung der Ziele dieses Gesetzes hinzuwirken, werden mit der
Regelung in Absatz 4 erhoht. Auch wenn ein unmittelbarer rechtlicher Zugriff auf Private
durch das Behindertengleichstellungsgesetz aufgrund des Anwendungsbereiches der Vor-
schrift unterbleibt, ist doch Uber diese Vorschrift mittelbar eine Wirkung gegentber Privaten
und damit eine Verbreitung der Grundsatze des Behindertengleichstellungsgesetzes beab-
sichtigt.

Bei der Vergabe von Zuwendungen und Férdermitteln die Ziele des Gesetzes nach Mdoglich-
keit mit zu beriicksichtigen sind. Hiermit soll die besondere Verpflichtung zur Beachtung der
Rechte von Menschen mit Behinderungen auch gegeniber Dritten deutlich herausgestellt
und als Signalwirkung auch im Zuwendungs- und Forderbereich rechtlich verankert werden.
Dies kann fur die Praxis bedeuten, dass beispielsweise Foérderrichtlinien um Anforderungen
dieses Gesetzes erganzt werden, so dass die Wirkungen der UN-
Behindertenrechtkonvention auf die Zuwendungsempfanger erweitert werden. Dabei soll im
Rahmen der Entscheidung tber die Gewahrung von Zuwendungen und Foérderungen immer
abgewogen werden, ob und inwieweit die UN-Behindertenrechtskonvention zu beriicksichti-
gen ist. Gerade bei langfristigen institutionellen Férderungen sind hieran andere Maf3stabe
anzulegen, als bei der Forderung von Einzelprojekten. Die Regelung entspricht insoweit der
Regelung in 8§ 4 Absatz 5 Inklusionsgrundsatzegesetz.

Zu 8 2:

In Absatz 1 wird festgelegt, wann eine Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen
vorliegt. Eine ausdriickliche Bezugnahme auf Frauen mit Behinderungen ist im Behinderten-
gleichstellungsgesetz in diesem Zusammenhang wegen der Regelung in 8 4 Absatz 1 Inklu-
sionsgrundsétzegesetz entbehrlich, da dort der gesamte bisherige Regelungsgehalt aufge-
griffen wurde. Durch diese systematische Anpassung entféllt der bisherige § 2 und der bishe-
rige 8 3 tritt dem Grundsatz nach an diese Stelle.

Der bisherige Begriff der Benachteiligung wird, orientiert an der Begrifflichkeit in der UN-
Behindertenrechtskonvention, durch den Begriff der Diskriminierung ersetzt. Damit wird an
dieser Stelle der Bezug zur  Menschenrechtsorientierung in der  UN-
Behindertenrechtskonvention auch im novellierten Behindertengleichstellungsgesetz herge-
stellt. Entsprechend den Regelungen in § 1 Inklusionsgrundsatzegesetz ist der Bezugspunkt
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fur die Prifung, ob ein Diskriminierungstatbestand vorliegt, die Erfiillung der Anforderung, ob
die volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeintrach-
tigt wird.

Die besondere Verpflichtung der Trager o¢ffentlicher Belange gegeniber Menschen mit Be-
hinderungen wird in Absatz 2 nochmals zum Ausdruck gebracht und gegentiber der Rege-
lung im bisherigen Behindertengleichstellungsgesetz um eine Praventionspflicht erweitert.
Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz definiert in umfanglicher Weise, wann eine Dis-
kriminierung vorliegt.

Daher ergibt sich die Notwendigkeit, den Begriff der Diskriminierung in Absatz 3 insoweit an
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz anzugleichen, als auch Belastigungen, insbeson-
dere die sexuelle Belastigung von Menschen mit Behinderungen, als Diskriminierung einge-
stuft werden. Diese Regelung ist gerade dem besonderen Schutzbedtirfnis von Frauen und
Madchen mit Behinderungen geschuldet, die oft in besonderem MalRe von dieser Form der
Diskriminierung bedroht sind. Mit Verweis auf 8 3 Absatze 3 und 4 Allgemeines Gleichbe-
handlungsgesetz werden die Anforderungen an die allgemeinen Definitionen von Ungleich-
behandlungen erfiillt.

In Absatz 4 erfolgt eine Umkehr der Beweislast fiir das Vorliegen einer Diskriminierung. Der
Trager offentlicher Belange tragt die Beweislast dafiir, dass eine Diskriminierung nicht vor-
liegt.

DarlUber hinaus werden, entsprechend der Regelung in § 4 Allgemeines Gleichbehandlungs-
gesetz, auch die mehrdimensionale Diskriminierung sowie die Anforderungen an eine Recht-
fertigung hierfur festgelegt. Demnach ist eine Ungleichbehandlung dann als Diskriminierung
einzustufen, wenn die Voraussetzungen fir eine Rechtfertigung nach den 88 8 bis 10 Allge-
meines Gleichbehandlungsgesetz nicht erfillt sind.

Zu 8 3:

Das Konzept der angemessenen Vorkehrungen, das sich aus Artikel 2 UN-
Behindertenrechtskonvention ergibt, wird hiermit gesetzlich verankert. Die Vorschrift korres-
pondiert mit dem allgemeinen Grundsatz in § 4 Absatz 2 Inklusionsgrundséatzegesetz, wo-
nach den spezifischen Belangen von Menschen mit Behinderungen Rechnung zu tragen ist.
Dieser allgemeine Grundsatz war bislang in § 1 Absatz 1 Satz 2 Behindertengleichstellungs-
gesetz NRW normiert und ergab sich durch Auslegung aus dem Grundsatz des Benachteili-
gungsverbotes.

Das Konzept der angemessenen Vorkehrungen besagt, dass die Trager offentlicher Belange
im Rahmen ihrer Méglichkeiten alle erforderlichen aber auch angemessenen Malnahmen
bzw. Vorkehrungen zu treffen haben, um eine Teilhabe fir Menschen mit Behinderungen zu
ermaoglichen.

Das Konzept der angemessenen Vorkehrungen setzt damit voraus, dass der Trager im Vor-
hinein eine Abwégung trifft, welche MaZnahmen mdglich und erforderlich sind. Es fordert die
Trager offentlicher Belange auf, die Teilhabemoglichkeiten von Menschen mit Behinderun-
gen zu prufen, verpflichtet allerdings gerade nicht dazu, unverhéltnismafRlig aufwendige
Maflnahmen zu treffen, sondern den Rahmen des Mdglichen zu priifen und vorhandene
Ressourcen auszuschopfen. Somit liegt dem gesamten Konzept die Austibung des pflicht-
gemalien Ermessens im Rahmen einer Prognoseentscheidung zugrunde, die auch nur im
Hinblick auf etwaige Ermessenfehler bzw. Fehler in der Prognose Uberprifbar ist.

Ob eine Diskriminierung durch Versagung angemessener Vorkehrungen vorliegt, ist anhand
der jeweils maf3geblichen Umstande des Einzelfalles zu entscheiden.

Zu § 4.

Entsprechend den Vorgaben im Inklusionsgrundsatzegesetz sollen besondere Anforderun-
gen immer in den jeweiligen Fachgesetzen geregelt werden. Dies bedeutet, dass im Behin-
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dertengleichstellungsgesetz NRW auch nur eine allgemeine Definition von Barrierefreiheit
erfolgt. 8 4 des bisherigen Behindertengleichstellungsgesetzes NRW verfligt bereits Uber
einen sehr umfassenden und vor allem offenen Begriff von Barrierefreiheit. Auch der Begriff
der gestalteten Lebensbereiche ist weit zu verstehen, hierzu gehoren u.a. als bauliche und
sonstige Anlagen auch Bildungs-, Sozial-, Kultur- und Sporteinrichtungen.

Mit der Erganzung in Absatz 2 letzter Satz wird beriicksichtigt, dass die Verstandlichkeit der
Informationen bei der Gestaltung von Lebensbereichen eine Barriere darstellen kann. Inso-
fern soll auch dieses Verstandnis von Barrierefreiheit durch Informationen z.B. in einfacher
oder Leichter Sprache oder in anderen besonderen Formen der Informationstibermittiung
(Braille-Schrift, Piktogramme, Gebarden usw.) im Behindertengleichstellungsgesetz NRW
verankert werden.

Zu 85:

Bei den bisher getroffenen Zielvereinbarungen hat sich anhand der Erfahrungen der Be-
troffenen gezeigt, dass Zielvereinbarungen ein geeignetes Mittel sein kénnen, um vor Ort
und im Einzelfall schrittweise Loésungen zur Einleitung von Malinahmen zur Herstellung von
Barrierefreiheit zu finden. AuRerdem werden Menschen mit Behinderungen durch diese ge-
setzliche Regelung in ihren Bemihungen gestarkt, Uber ihre Verbénde selbst in ihren eige-
nen Angelegenheiten der Barrierefreiheit und Zugéanglichkeit tétig zu werden und ihre Rechte
wahrzunehmen.

Die Verpflichtung zur Aufnahme von Verhandlungen wird durch die Anderungen in Absatz 1
nunmehr auf alle Trager 6ffentlicher Belange ausgedehnt und nicht mehr auf die kommuna-
len Korperschaften begrenzt. Damit wird auch bei anderen Tragern offentlicher Belange der
Abschluss von Zielvereinbarungen ermadglicht.

Die Landesverbande werden nach Absatz 1 Satz 3 berechtigt, im Sinne der Vorschrift im
Behindertengleichstellungsgesetz des Bundes Zielvereinbarungen mit Unternehmen bzw.
Unternehmensverbanden abzuschlieRen. Damit ist nicht mehr die Verhandlungsfiihrung
durch den Bundesverband Voraussetzung fir die Einleitung des Zielvereinbarungsprozes-
ses. Mit der Erweiterung des Anwendungsbereiches soll einerseits die Breitenwirkung der
Vorschrift erhdht, andererseits sollen die formalen Anforderungen an die Vorschrift gesenkt
werden. Durch die Einbeziehung der Landesverbande der Menschen mit Behinderungen
wird die praktische Bedeutung dieser Regelung fiir die Verhandlungen vor Ort gestarkt.

Mit der Regelung in Absatz 6 werden die Trager 6ffentlicher Belange verpflichtet, den Ab-
bruch von Zielvereinbarungsgesprachen oder die Nicht-Einhaltung von Zielvereinbarungen
gegenliber dem das Register filhrenden Ministerium zu begriinden. Damit soll die Verbind-
lichkeit von Zielvereinbarungsgespréachen und Zielvereinbarungen gestarkt werden.

Durch die Hervorhebung der bereits in § 12 Behindertengleichstellungsgesetz normierten
Beratungsfunktion der oder des Landesbehindertenbeauftragten in Absatz 4 wird die enge
Zusammenarbeit des focal points mit der Interessenvertreterin oder dem Interessenvertreter
der behinderten Menschen in Nordrhein-Westfalen auf eine gesetzliche Grundlage gestellt.
Hierdurch wird sichergestellt, dass im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung durch die Kom-
petenz- und Koordinierungsstelle Sichtweisen der Betroffenen in mafgebliche Entschei-
dungsprozesse mit einfliel3en und Berucksichtigung finden.

Zu Nummer 3 (8 6)

Zu a)

Um die Position der Verbande der Menschen mit Behinderungen zur Durchsetzung der Bar-
rierefreiheit zu starken, wird beim Instrument der Verbandsklage in 8 6 Absatz 1 die Be-
schrankung auf die Feststellungsklage aufgehoben. Stellen die Menschen mit Behinderun-
gen einen Verstol3 gegen die bestehenden rechtlichen Vorschriften zur Einhaltung von Barri-
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erefreiheit fest, wird ihnen nunmehr die Mdglichkeit eroffnet, im Wege der Verbandsklage
nicht nur feststellen zu lassen, dass ein solcher Rechtsverstol3 besteht, sondern dartber
hinaus auch eine Verpflichtung zur Beseitigung dieses VerstoRes auf dem Rechtsweg anzu-
streben. Die statthafte Klageart bestimmt sich kunftig im Einzelfall nach allgemeinen pro-
zessualen Grundsatzen. Neben der bereits bisher zulassigen Feststellungsklage kommt in
Abhangigkeit vom Streitgegenstand vor allem die allgemeine Leistungsklage in Betracht, mit
der unter anderem Unterlassungs- und Folgenbeseitigungsanspriiche geltend gemacht wer-
den kdnnen.

Daruber hinaus wird die bisherige Ziffer 1 gestrichen, da nunmehr durch die Aufnahme der
mehrdimensionalen Diskriminierung in § 2 eine gesonderte Benennung der Diskriminierung
von Frauen mit Behinderungen entbehrlich ist. Durch die Regelung sollen die Rechte von
Frauen mit Behinderungen jedoch keinesfalls eingeschrankt werden. Vielmehr kann in glei-
chem Umfang wie bislang die besondere Betroffenheit von Frauen mit Behinderungen und
deren mehrdimensionale Diskriminierung zum Gegenstand einer Verbandsklage gemacht
werden. Die Zulassigkeitsvoraussetzungen fur eine solche Klage wegen einer mehrdimensi-
onalen Regelung sind insoweit unverandert.

Die Ziffer 2 wird insoweit angepasst, als dass dort neben § 2 mit § 3 auch der Verstol3 gegen
das Erfordernis der angemessenen Vorkehrungen aufgenommen wird.

Zu b)

Durch die Erganzung in Absatz 2 wird klar gestellt, dass Fragen der Barrierefreiheit generell
Fragen von allgemeiner Bedeutung sind. Somit sollen die Verbande dahingehend entlastet
werden, dass sie keine weitere Darlegungspflicht dafur trifft, dass Fragen der Barrierefreiheit
viele Menschen betreffen konnen.

Zu Nummer 4 (88 7 bis 9)
Zu 8 7:

§ 7 betrifft insbesondere bauliche Anforderungen an die baulich zu gestaltenden Lebensbe-
reiche. Durch die Verweisung auf § 4 Absatz 2 und den generellen Bezug auf die Regelun-
gen zur Barrierefreiheit wird der Anwendungsbereich der Vorschrift in Absatz 1 gegeniiber
der bisherigen Fassung erweitert. Mit der Vorschrift wird auf die maf3geblichen geltenden
Rechtsvorschriften verwiesen. Ein Anspruch auf barrierefreie Gestaltung ist damit nicht ver-
bunden, soweit der gestaltete Lebensbereich z.B. aufgrund des baulichen Bestandsschutzes
oder aufgrund der besonderen Regelungen im Stral3en- und Wegegesetz NRW nicht gegen
die geltenden Rechtsvorschriften verst6f3t. Vielmehr muss immer geprtft werden, ob die je-
weilige Anlage nach den fir sie maRgeblichen Bestimmungen errichtet und betrieben werden
darf.

Durch Absatz 2 soll dariber hinaus die Einhaltung der Anforderungen an die Barrierefreiheit
dadurch gewabhrleistet werden, dass die Verbande und Organisationen der Menschen mit
Behinderungen so friihzeitig wie moglich zum Beispiel bei Planungen z. B. im Bereich des
Arbeitsstattenrechtes oder bei grofReren Neu- oder Umbauvorhaben beteiligt werden. Die
Erfahrungen in der Vergangenheit haben gezeigt, dass Menschen mit Behinderungen als
Experten in eigener Sache viel zur Herstellung und Einhaltung von Barrierefreiheit beitragen
und somit Fehler vermieden werden kdnnen, wenn sie friihzeitig genug in die Planungen
einbezogen werden.

Zu 8 8:
Die Art der Unterstitzung bei der Kommunikation mit Menschen mit Behinderungen muss
immer den besonderen Kommunikationshilfebedurfnissen der jeweils betroffenen Person

entsprechen. Die Neuregelung in § 8 unterstreicht daher die Gleichrangigkeit unterschiedli-
cher Kommunikationshilfen und stellt damit die Verwendung der Geb&rdensprache nicht
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mehr besonders heraus. Dies spiegelt sich auch in der Neuformulierung der Uberschrift wi-
der.

In anderen Bundes- oder Landesgesetzen sind bereits Anspriiche auf Kommunikationshilfen
im Verwaltungsverfahren enthalten. Der Hinweis in Absatz 1 auf Regelungen in anderen
Bundes- oder Landesgesetzen unterstreicht somit den Auffangcharakter des Behinderten-
gleichstellungsgesetzes NRW fir die Falle, in denen keine anderen vorrangigen Leistungs-
anspriche bestehen.

Mit der ausdrtcklichen Nennung der Wahrnehmung der elterlichen Sorge soll verdeutlicht
werden, dass auch Eltern mit einer Hor- oder Sprachbehinderung einen Anspruch auf Kom-
munikationshilfen haben, wenn sie im Verwaltungsverfahren ihre Rechte als gesetzliche Ver-
treter ihrer Kinder wahrnehmen. Die bisherige Voraussetzung, wonach eine mundliche barri-
erefreie Kommunikation nur dann erfolgen soll, wenn eine schriftliche Verstandigung nicht
moglich ist, konnte bei strenger Anwendung zu einer unzumutbaren Verweisung der Be-
troffenen auf den Schriftweg fuhren. Im Interesse sowohl der Gleichbehandlung als auch
angestrebter zugiger Verfahrenserledigungen wird dieses Erfordernis gestrichen. Der Grund-
satz der Erforderlichkeit in Absatz 1 Satz 1 bleibt hiervon unberthrt. Die Regelung in Absatz
1 Satz 2 wird vor folgendem Hintergrund eingefihrt:

Schulen haben den gesetzlichen Auftrag, Eltern zu informieren, zu beraten und sie bei der
Erflllung ihrer Erziehungsaufgaben zu unterstitzen. Dieser Auftrag umfasst selbstverstand-
lich auch die Beratung und Unterstitzung hor- und sprachbehinderter Eltern. Schulen kon-
nen mit Eltern mit einer hochgradigen Hor- oder Sprachbehinderung jedoch im Allgemeinen
nur schriftlich oder mittels einer Kommunikationshilfe (z.B. Gebardensprachdolmetscher)
kommunizieren. Der Anspruch auf die notwendigen und geeigneten Kommunikationshilfen
stellt sicher, dass Eltern mit einer hochgradigen Hor- oder Sprachbehinderung ihre gesetzli-
chen Rechte und Pflichten tatsachlich und wirkungsvoll wahrnehmen kénnen.Die Verpflich-
tung zur kostenfreien Zurverfligungstellung oder Auslagenerstattung von geeigneten Kom-
munikationshilfen im Schulbereich betrifft 6ffentliche Schulen im Sinne des § 6 Absétze 3
und 4 SchulG und des § 124 SchulG. Bei genehmigten Ersatzschulen gilt fur die Auslagen-
erstattung die Regelung gemaR § 4 Absatz 2 Nr. 1 b) Kommunikationshilfenverordnung ent-
sprechend.

Fur den Schulbereich werden damit — neben den bisher schon geltenden Verpflichtungen in
Verwaltungsverfahren — auch die Gesprachssituationen berlicksichtigt, fir die es bislang
keine Verpflichtung zur kostenfreien Zurverfigungstellung oder Auslagenerstattung von ge-
eigneten Kommunikationshilfen gab: Zum Beispiel Elternsprechtage, Anlass bezogene indi-
viduelle Elterngesprache sowie Tatigkeiten in schulischen Mitwirkungsgremien. Demnach
wird nunmehr fur Eltern mit einer Hor- oder Sprachbehinderung fur alle Angelegenheiten der
individuellen Schullaufbahn ihres Kindes sowie in Schulmitwirkungsangelegenheiten insbe-
sondere eine Auslagenerstattung mdoglich. MaRgeblich flr den Anspruch auf Kommunikati-
onshilfen ist stets der bildungsbiographische Hintergrund des Gespréches, da der Anknip-
fungspunkt fir den Anspruch der Bildungs- und Erziehungsauftrag von Schule und Eltern ist.
Durch die Regelung wird somit den Elternrechten und —pflichten Rechnung getragen.

Sofern es sich um padagogische Angelegenheiten handelt, agieren 6ffentliche Schulen als
Einrichtung des Landes. Sind hingegen Angelegenheiten des Schulgebaudes und der
Schulanlagen, der Ausstattung der Schule, die notwendigen Haftpflichtversicherungen, Kos-
ten der Lernmittelfreiheit sowie der Schuilerfahrkosten betroffen, so handeln die 6ffentlichen
Schulen als Einrichtung des zumeist kommunalen Schultrégers, insoweit besteht jedoch kein
Anspruch auf Kommunikationshilfen auf3erhalb eines Verwaltungsverfahrens.

Die Verpflichtung zur Kommunikation mit den Eltern zur Erfillung des Bildung- aber vor al-

lem des Erziehungsauftrages obliegt auch Kindertageseinrichtungen und Tagespflegeperso-
nen. Dieser Auftrag umfasst auch die Information, Beratung und Unterstitzung hor- und
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sprachbehinderter Eltern. Kindertageseinrichtungen und Tagespflegepersonen kénnen mit
Eltern mit einer hochgradigen Hor- oder Sprachbehinderung jedoch im Allgemeinen nur
schriftlich oder mittels einer Kommunikationshilfe (z.B. Gebardensprachdolmetscher) kom-
munizieren. Der Anspruch auf die notwendigen und geeigneten Kommunikationshilfen stellt
sicher, dass Eltern mit einer hochgradigen HoOr- oder Sprachbehinderung ihre gesetzlichen
Rechte und Pflichten tatsachlich und wirkungsvoll im Rahmen von wesentlichen Gesprachen
zur Umsetzung des Bildungs- und Erziehungsauftrages wahrnehmen kdnnen.

Die Trager offentlicher Belange sollen durch die Regelung in Absatz 2 aufgefordert werden,
leicht verstandliche Sprache im Verwaltungsverfahren bei Menschen mit geistiger oder kog-
nitiver Behinderung anzuwenden. Ein Rechtsanspruch auf Verwendung von Leichter Spra-
che ist zum gegenwartigen Zeitpunkt, da ein Aufbau entsprechender Kompetenzen bislang
nicht gegeben ist, nicht realisierbar. Um einen Rechtsanspruch auf die Verwendung von
Leichter Sprache zukiinftig zu realisieren, wirkt die Landesregierung auf den Einsatz und die
Verbreitung der Leichten Sprache hin.

In Absatz 3 wurden neben den Folgeregelungen zu den Regelungen in Absatz 1 lediglich
redaktionelle bzw. klarstellende Anderungen vorgenommen, die dem besseren Verstandnis
und der besseren Lesbarkeit dienen.

Zu 89:

In Absatz 1 handelt es sich um redaktionelle Anderungen. Die bisherige Regelung in Absatz
1 Satz 2 wird in Absatz 3 verschoben.

Die bisherige ausschlie3liche Ausrichtung der Vorschrift auf blinde und sehbehinderte Men-
schen wird dahingehend erweitert, dass entsprechend der Regelungen in § 4 auch hier mit
der Regelung in Absatz 2 die Verstandlichkeit von Bescheiden als Teil der Regelungen zur
Umsetzung der Barrierefreiheit zu berticksichtigen ist. Daher sind die Trager offentlicher Be-
lange gehalten, grundséatzlich den Empfangerhorizont bei ihren Erklarungen mit zu beriick-
sichtigen und — soweit moglich — Formulierungen in leicht verstandlicher Sprache zu wahlen.
Gerade bei allgemeinen und grundsatzlichen Informationen sind Abfassungen in leicht ver-
standlicher Sprache eine gute Moglichkeit, Zielgruppen zu erreichen, die durch lange und
komplizierte Texte ganz oder teilweise gehindert werden, von ihren Informationsrechten Ge-
brauch zu machen.

Sofern die Erklarungen und Texte selbst nicht in leicht verstandlicher Sprache abgefasst
werden kdnnen bzw. verfasst worden sind, greift die Regelung in Absatz 2, wonach eine ge-
sonderte Erlauterung beigeflgt werden soll. Soweit eine Umsetzung in leicht verstandlicher
Sprache bereits erfolgt ist, entfallt das in § 9 Absatz 2 Satz 1 normierte Erfordernis einer zu-
satzlichen Erlauterung in Leichter Sprache.

Gegentber Menschen mit geistiger Behinderung oder Lernschwierigkeiten kann Leichte
Sprache ein geeignetes Instrument zur Uberwendung von Sprachbarrieren sein. Hierzu ist
erforderlich, dass Leichte Sprache einen héheren Verbreitungsgrad erhalt. Die Landesregie-
rung soll daher gemaR Absatz 2 Satz 2 den Aufbau von Kompetenzen im Bereich Leichte
Sprache unterstitzen und darauf hinwirken, dass zunehmend mehr Dokumente auch in
Leichte Sprache Ubersetzt werden.

Die Ergédnzung in Absatz 3 in Bezug auf die Wahrnehmung von Elternrechten entspricht der
Anderung in § 8.

Hinsichtlich der Ermé&chtigungsgrundlage in Absatz 4 wird die Zustéandigkeit auf das fur den
Bereich der Politik fur und mit Menschen mit Behinderungen federfiihrend zustéandige Minis-
terium Ubertragen. Dort ist die Zustandigkeit fur die Verordnung faktisch bislang schon ver-
ankert worden, so dass es sich dabei lediglich um eine Regelung zur Abbildung der schon
bestehenden tatsachlichen Verhaltnisse handelt.
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Zu Nummer 5 (8§ 10)

Redaktionelle Anderung, die der Klarstellung dient sowie redaktionelle Anderung beziiglich
der Bezeichnung des zustandigen Ministeriums.

Zu Nummer 6 (8 11)

Um die Kontinuitat in der Wahrnehmung der Interessen der Menschen durch die Landesbe-
hindertenbeauftragte oder den Landesbehindertenbeauftragten zu gewabhrleisten, soll das
Amt zwar enden, die Aufgabenwahrnehmung durch die oder den bisherigen Beauftragten
aber weiterhin kommissarisch erfolgen. Damit ist sichergestellt, dass ein mdglicherweise
langer andauernder Entscheidungsprozess zur Einberufung einer neuen oder eines neuen
Landesbehindertenbeauftragten durch die Landesregierung keine Vakanz in der Funktion
der oder des Landesbehindertenbeauftragten verursacht, die nachteilige Auswirkungen fur
die Menschen mit Behinderungen in Nordrhein-Westfalen hat.

Mit der Anderung in Satz 5 soll klargestellt werden, dass das Verlangen auf vorzeitige Been-
digung der Aufgabenibertragung von der oder dem Beauftragten und nicht etwa von dritter
Seite ausgeht.

Zu Nummer 7 (§ 12)

Mit der Anderung wird die Leitung des Vorsitzes eines Fachbeirates zum Inklusionsbeirat,
erganzend zu den Regelungen in § 9 Inklusionsgrundsatzegesetz, rechtlich verankert. Durch
die Ubertragung des Vorsitzes des Fachbeirates Partizipation auf die Landesbehindertenbe-
auftragte oder den Landesbehindertenbeauftragten wird der Schnittstellenfunktion der oder
des Landesbehindertenbeauftragten im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung des Inklusi-
onsbeirates im Rahmen der nordrhein-westfalischen Behindertenpolitik in besonderer Weise
Rechnung getragen.

Mit der Ubernahme des Vorsitzes eines Fachbeirates zum Inklusionsbeirat ist im Bereich des
Aufgabenfeldes der oder des Landesbehindertenbeauftragten ein neues Gremium entstan-
den, das nicht nur personell, sondern auch inhaltlich starke Uberschneidungen zum bisheri-
gen Landesbehindertenbeirat aufweist. Um keine Doppelstrukturen weiter aufrecht zu erhal-
ten, wird daher der bisherige Landesbehindertenbeirat aufgeldst.

Um die oder den Landesbehindertenbeauftragten insbesondere in ihrer bzw. seiner unab-
hangigen Aufgabenwahrnehmung zu unterstiitzen, ist es erforderlich, dass sie oder er eigen-
standig und unabhangig vom Fachbeirat fachliche Unterstiitzung durch ein von ihr oder ihm
einzuberufendes Beratungsgremium einholen kann. Dadurch wird ihr oder ihm qua Gesetz
die Moglichkeit eingerdumt, einen Beirat, bestehend aus héchstens neun ausgewahlten Ex-
perten aus der organisierten Behindertenselbsthilfe, zu bilden. Aufgabe des Beirates ist es,
die Landesbehindertenbeauftragte oder den Landesbehindertenbeauftragten fachlich zu be-
raten, um wichtige Impulse fur die ihr oder ihm tbertragenen Aufgaben zu geben. Es bleibt
ihr oder ihm unbenommen, sich im Einzelfall weiteren fachlichen Rat einzuholen. Durch die
Festlegung der Hochstanzahl der Mitglieder des Beirats ist gewdahrleistet, dass es sich um
ein kleines, moglichst unbirokratisch agierendes Gremium handelt, dass die Landesbehin-
dertenbeauftragte oder den Landesbehindertenbeauftragten auch kurzfristig beraten und ihr
oder ihm somit, anders als der bisherige Landesbehindertenbeirat, schneller und regelmani-
ger zur Verfliigung stehen kann.

Zu Nummer 8 (8 13)

Mit der Anderung in Absatz 1 wird der Bezug zum § 1 Inklusionsgrundséatzegesetz und dem
dort in 8 9 geregelten Beteiligungsrecht der Menschen mit Behinderungen hergestellt.
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Das Land Nordrhein-Westfalen gliedert sich insgesamt in 396 Kommunen, d.h. in 23 kreis-
freie Stadte und eine Stadteregion sowie 30 Kreise, denen wiederum 374 kreisangehérige
Gemeinden und Stadte angeschlossen sind. Die konkreten Formen der Beteiligung der Men-
schen mit Behinderungen missen auch im Hinblick auf die Unterschiedlichkeit und Vielfalt
dieser Kommunen (z.B. bei Bevélkerungsdichte, Flache, Geschichte, Zahl der dort wohnen-
den Menschen mit Behinderungen, Stand der Entwicklung der organisierten Selbsthilfe der
Menschen  mit  Behinderungen  usw.) unterschiedlich  ausgestaltet  werden.
Mit Empfehlungen zur politischen Partizipation, die unter Einbeziehung des Inklusionsbeira-
tes erstellt werden, beabsichtigt die Landesregierung die Unterschiedlichkeit der Verhaltnisse
in den Kommunen zu beriicksichtigen und die Kommunen Uberdies bei der Wahrung der
Belange von Menschen mit Behinderungen auf ortlicher Ebene unterstitzen.

Zu Nummer 9 (8 14)

Die im bisherigen Absatz 1 normierte Berichtspflicht der Landesregierung ist aufgrund des
Kabinettbeschlusses zum Befristungsmanagement vom 20.12.2011 sowie aufgrund der
Bestimmungen zur Berichtspflicht der Landesregierung zur Lebenssituation von Menschen
mit Behinderungen in 8§ 10 Inklusionsgrundsatzegesetz entbehrlich. Die Verpflichtung fir den
oder die Landesbeauftragte bleibt grundsatzlich erhalten, wird aber wegen der allgemeinen
Berichtspflicht aus § 10 Inklusionsgrundsatzegesetz auf die eigene Tatigkeit des oder der
Landesbehindertenbeauftragten beschréankt. Wegen des engen Bezuges zu den allgemeinen
Regelungen zum/zur Landesbeauftragten wird deren Berichtspflicht weiterhin in 8 14 nor-
miert. Die zeitliche Zusammenlegung der Einbringung des Berichts der Landesregierung
gemal § 10 Inklusionsgrundsatzegesetz sowie des Berichts der oder des Landesbehinder-
tenbeauftragten erfolgt zum einem aufgrund des engen fachlichen Zusammenhangs der bei-
den Berichte, in denen aus unterschiedlichen Sichtweisen die nordrhein-westfalische Behin-
dertenpolitik reflektiert wird. Die zeitgleiche Einbringung kann sich positiv auf die parlamenta-
rische Debatte auswirken und bewirkt zum anderen aus arbeitsokonomischen Griinden eine
nur einmalige Befassung des Landtags mit den vorzulegenden Berichten.

In der laufenden Legislaturperiode, fur die die Verpflichtung nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Inklu-
sionsgrundséatzegesetz noch nicht gilt, ist alleine der Bericht nach § 14 mit der Stellungnah-
me der Landesregierung an den Landtag zuzuleiten.

Zu Artikel 3
Zu Nummer 1

Die Regelung Uber die Festlegung der Zustandigkeit erfolgt nunmehr mit diesem Ausfiih-
rungsgesetz. Die Verordnung wird demnéachst aufgehoben. Die Erm&chtigungen sind daher
entbehrlich und kénnen gestrichen werden.

Die Anderung in Absatz 2 dient der Klarstellung, dass die Bezirksregierungen ihre Funktion
als mittlere Fachaufsichtsbehérde Uber die 6rtlichen Trager der Sozialhilfe wahrnehmen. Der
Landesgesetzgeber hat mit dem Haushalt 2014 entschieden, dass den Bezirksregierungen
hierfir 10 neue Planstellen (8 gehobener Dienst, 2 hoherer Dienst) bereitgestellt werden.

Zu Nummer 2

Bisher wurden in § 2 AV-SGB XII, abweichend von § 97 SGB XIll, Zustandigkeiten des
Uberortlichen Tragers der Sozialhilfe festgelegt. Da sich die bisherige Regelung der sachli-
chen Zustandigkeit der Trager der Sozialhilfe in Nordrhein-Westfalen im Wesentlichen be-
wahrt hat, wird in 8 2 a die Bestimmung der sachlichen Zusténdigkeit der Uberértlichen Tré-
ger der Sozialhilfe Uberwiegend nach der bisherigen Regelung festgelegt.
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§2aAbsatz1Nr.1la

Die Regelung Ubertragt inhaltsgleich die Regelung des § 2 Absatz 1 Nr. 1 AV-SGB XII. Der
beschriebene Personenkreis wurde den Begrifflichkeiten der UN-
Behindertenrechtskonvention redaktionell angepasst, damit erfolgen keine Veradnderungen
des umfassten Personenkreises oder auch der Zustandigkeiten.

§2a Absatz1Nr.1b

In 8 2a Absatz 1 Nr. 1 b wird die sachliche Zustéandigkeit der Uberértlichen Tréager der Sozial-
hilfe fur teilstationare Leistungen fur Werkstétten fur Menschen mit Behinderungen auch tber
das 65. Lebensjahr bis zum Erreichen der rentenrechtlichen Regelaltersgrenze festgelegt.
Damit wird die Erhdhung der Regelaltergrenze nach dem SGB VI nachvollzogen.

§ 2a Absatz 1 Nr. ¢
Die Regelung ubertragt inhaltsgleich den bisherigen 8 2 Absatz 1 Nr. 1 b AV-SGB XII.

§ 2a Absatz 1 Nr. 2 a

Mit dieser Regelung wird festgelegt, dass die tberortlichen Trager fur die ambulanten Hilfen
zum selbststéandigen Wohnen zustandig sind. Hilfen zum selbststdndigen Wohnen sind Hil-
fen, um auBerhalb der Herkunftsfamilie und auRerhalb von stationaren Einrichtungen mit
ambulanter Unterstiitzung moglichst selbststéandig leben zu kénnen. Herkunftsfamilie ist die
Familie, in der ein Kind grol3 geworden ist. Hierunter fallen alle Hilfen des 6. und 7. Kapitel
SGB XIlI, sofern sie fir ein selbststandiges Wohnen notwendig sind. Dies sind insbesondere
anleitende und betreuende Leistungen im Sinne des § 55 Absatz 2 Nr. 6 des Neunten Bu-
ches sowie kompensatorische Leistungen im Sinne des 8 55 Absatz 2 Nr. 1, Nr. 4, Nr. 5 so-
wie Nr. 7 des Neunten Buches. Damit sind die Uberortlichen Trager der Sozialhilfe neben
den fir die Zielerreichung notwendigen Eingliederungshilfeleistungen auch fir die Hilfe zur
Pflege aul3erhalb von teilstationdren und stationdren Einrichtungen zustandig. Die bisherigen
Abgrenzungsschwierigkeiten hinsichtlich der Eingliederungshilfe und der Pflege fallen damit
weg. Beide Leistungen werden der Hilfe zum selbststandigen Wohnen zugerechnet.

Die Betroffenen konnen bei dieser Hilfsform ihre Selbststandigkeit in der eigenen Wohnung
bewahren und ambulante Betreuung in Anspruch nehmen. Hilfen zum selbststandigen Woh-
nen (Zustandigkeit Uberdrtlicher Trager) kénnen auch fur Leistungen in der Herkunftsfamilie
erbracht werden, z.B. wenn Hilfen zur Verselbststandigung mit dem Ziel geleistet werden,
dass die Betroffenen in die Lage versetzt werden, von der Herkunftsfamilie in eine ambulante
Wohnform zu wechseln.

Schliel3lich wird die sachliche Zustandigkeit der Uberortlichen Trager auch auf alle weiteren
fachlichen Hilfen nach dem 5. — 9. Kapitel SGB XIlI ausgedehnt, wenn (selbststandige)
Wohnhilfen erbracht werden. Dies stellt die Leistungsgewéahrung aus einer Hand sicher, ga-
rantiert eine einheitliche Verwaltungspraxis und bietet die Gewéhr, dass die Leistungsgewah-
rung nach einheitlichen Grundséatzen gesichert wird.

Als Korrektiv und zur Harmonisierung der Zustandigkeitsvorschriften wird die Altersgrenze
fur die erstmalige Gewahrung der ambulanten Wohnhilfen beim tberértlichen Trager der
Sozialhilfe auf 65 Jahre festgesetzt. Dies bedeutet, eine erstmalige Beantragung der Leis-
tungen auf Eingliederungshilfe nach dem 65. Lebensjahr liegt in der Zustandigkeit des ortli-
chen Tragers der Sozialhilfe.

§2a Absatz 1 Nr. 2 b

Die Regelung bestimmt, dass Personen, die bei Vollendung des 65. Lebensjahres ununter-
brochen seit 12 Monaten ambulante Wohnhilfen von den tberdrtlichen Tragern der Sozialhil-
fe erhalten haben, in der Zustandigkeit der Uberortlichen Trager der Sozialhilfe verbleiben.
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Dies schutzt die Betroffenen, die bereits langerfristig Leistung erhalten, vor einem Zustandig-
keitswechsel.

§ 2a Absatz 1 Nr. 3
Die Regelung ubertragt inhaltsgleich 8§ 2 Nr.3 AV-SGB XIlI.

§ 2a Absatz 1 Nr. 4
Die Regelung ubertragt inhaltsgleich 8 2 Nr. 4 AV-SGB XiIlI.

§ 2a Absatz 1 Nr. 5

Die Regelung ubertragt inhaltsgleich 8 2 Nr. 5 AV-SGB XilI und stellt klar, das die Zustandig-
keit fur die Hilfen zur Uberwindung sozialer Schwierigkeiten bei den tberortlichen Tragern
der Sozialhilfe sowohl fur die ambulanten als auch fur die teil- oder stationaren Leistungen
auf das 65. Lebensjahr beschrankt ist.

§ 2a Absatz 1 Nr. 6
Die Regelung Ubertragt inhaltsgleich § 2 Nr. 6 AV-SGB XII.

§ 2a Absatz 1 Nr. 7

Neben der Zustandigkeit der Eingliederungshilfeleistungen fiir Kinder mit Behinderung in
stationaren und teilstationaren Einrichtungen wird die sachliche Zustandigkeit der tuberortli-
chen Trager der Sozialhilfe auch auf die Erbringung von Eingliederungshilfeleistungen in
Pflegefamilien erweitert. Durch die Blindelung der Zustandigkeiten fur Leistungen der Ein-
gliederungshilfe an Kinder und Jugendliche in Pflegefamilien oder Einrichtungen in einer
Hand konnen so im Sinne der Kinder und Jugendlichen Heimaufenthalte vermieden werden.

§ 2a Absatz 1 Nr. 8
Die Regelung ubertragt inhaltsgleich 8 2 Nr. 7 AV-SGB XiIlI.

§ 2a Absatz 2
Die Regelung ubertragt inhaltsgleich § 2 Absatz 2 Satz 1 AV-SGB XII.

§ 2a Absatz 3

Die Regelung Ubertragt in Satz 1 inhaltsgleich die bisherige Regelung des § 2 Absatz 1 Nr. 1
b letzter Halbsatz. Durch den Verweis auf die Regelung in 8 97 Absatz 4 SGB XII wird klar-
gestellt, dass die sachliche Zustandigkeit in den Fallen der stationdren Leistung auf die an-
deren Kapitel des SGB Xl (notwendiger Lebensunterhalt, Hilfe zur Gesundheit, Hilfe zur
Pflege und 8§ 74 SGB XllI) erweitert wird.

Mit Satz 2 wird die sachliche Zustandigkeit des Uberortlichen Tragers flr Eingliederungshilfe-
leistungen fur Kinder und Jugendliche in Einrichtungen oder Pflegefamilien auf diejenigen
Leistungen erweitert, die nach den anderen Kapiteln des SGB XIl zu erbringen sind (hier vor
allem Lebensunterhalt in Einrichtungen oder Pflegefamilien), sowie auf die weiteren Leistun-
gen der Eingliederungshilfe, Hilfe zur Gesundheit und die Hilfe zur Pflege.

§2b
Die Regelung Ubertragt inhaltsgleich § 4 AV-SGB XII.
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Zu Nummer 3

Um flexibel auf ver&dnderte Nachweistermine des Landes gegeniber dem Bund reagieren zu
kénnen, wird dem fir das Sozialhilferecht zustandigen Ministerium die Mdglichkeit einge-
raumt, im Erlassweg ausnahmsweise von den gesetzlichen Terminen abzuweichen.

Zu Nummer 4

§8

Die ortlichen und Uberértlichen Trager der Sozialhilfe haben gemeinsam die Verantwortung,
die Entwicklung und den Erhalt der notwendigen Angebotsstruktur im Sinne der Menschen
mit Behinderung und der Menschen, die Anspruch nach 88 67 ff SGB XII haben, sicherzu-
stellen. Der Hilfeprozess muss daher im Einklang mit der drtlichen Ebene angelegt sein. Ge-
rade auf der ortlichen Ebene liegen Erkenntnisse uber regionale Besonderheiten vor und
koénnen fur die Angebotsvernetzung und Gemeinwesenorientierung genutzt werden.

Der Fachkommissionsbericht von Oktober 2012 stellt zwar fest, dass sich die Zusammenar-
beit verbessert und lberall Kooperationsvereinbarungen geschlossen worden sind, weist bei
der Zusammenarbeit zwischen den Uberdrtlichen und 6rtlichen Tragern der Sozialhilfe aber
noch Verbesserungsbedarf aus. Eine systematische Verknipfung von individueller Hilfepla-
nung und Ortlicher Angebotsplanung ist vielfach noch nicht festzustellen. Die Zusammenar-
beit zwischen 6rtlichen und Uberortlichen Tragern der Sozialhilfe muss daher zukiinftig noch
weiter ausgebaut und verbessert werden. Die Kooperationsvereinbarungen zwischen den
ortlichen und den Uberdrtlichen Tragern der Sozialhilfe auf Landesebene sind daher fortzu-
schreiben und sollen insbesondere Planungsverantwortung, Bedarfsermittlung, Angebots-
planung, Mitteleinsatz, Leistungserbringung, Einzelfallsteuerung und Zusammenarbeit um-
fassen.

Tréger der Sozialhilfe sind im Rahmen des SGB IX und XII zudem verpflichtet, die notwendi-
gen Dienste und Einrichtungen vorzuhalten. Hierzu zéhlen auch komplementare Unterstit-
zungsformen wie Koordinations-, Beratungs- und Informationsangebote sowie Arbeits- und
Beschéftigungsangebote, die das ambulante und stationdre Wohnen flankieren und dazu
beitragen, soziale Netzwerke und Kontaktmdglichkeiten im Gemeinwesen aufzubauen. Wo
immer moglich, ist dabei darauf zu achten, dass gemeindenahe Dienstleistungen und Ein-
richtungen fir die Allgemeinheit auch Menschen mit Behinderungen zur Verfligung stehen
und ihren Bedirfnissen Rechnung tragen. Die von den Diensten und Einrichtungen zu er-
bringenden Angebote sind im Sinne der Personenzentrierung auf den Sozialraum auszurich-
ten.

Bei der Planung und Ausgestaltung der Angebote sind die Verbande der Freien Wohlfahrts-
pflege als wesentliche Leistungserbringer — sowie wegen des auch in der UN-
Behindertenrechtskonvention verankerten Grundsatzes ,Nichts Uber uns ohne uns® (Artikel
4, Absatz 3) - die Verbande und Organisationen der Menschen mit Behinderungen umfas-
send einzubeziehen.

8§89

Im Zuge der weiteren Anstrengungen zum Aufbau inklusiver Strukturen und zur Verbesse-
rung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in NRW bedarf es weiterhin der Fach-
kommission als Steuerungsgremium, das die weitere Entwicklung des Unterstitzungssys-
tems und ein regelmé&Riges, auch auf Daten bezogenes Monitoring sicherstellt. Angesichts
der Einigung im Fiskalpakt zum Leistungsgesetz ist es sinnvoll, die Aufgaben der Fachkom-
mission auf die gesamte Eingliederungshilfe zu erweitern. So kénnen landesweit einheitliche
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Vorgehensweisen und eine gemeinsame zielgerichtete Tatigkeit zugunsten der Weiterent-
wicklung der Inklusion und Gewahrleistung gleichberechtigter Teilhabe sichergestellt werden.

§10
Die Regelung ubertragt inhaltsgleich § 3 AV-SGB XiII.

Zu Artikel 4:

Kindertageseinrichtungen und Tagespflegepersonen arbeiten mit den Eltern bei der Forde-
rung der Kinder partnerschaftlich und vertrauensvoll zusammen. Sie haben den gesetzlichen
Auftrag, Eltern zu informieren, zu beraten und sie bei der Erfiillung ihrer Erziehungsaufgaben
zu unterstitzen. Einrichtungen und Tagespflegepersonen kdnnen mit Eltern, die eine hoch-
gradige Hor- oder Sprachbehinderung haben, jedoch im Allgemeinen nur schriftlich oder mit-
tels einer Kommunikationshilfe (z.B. Gebardensprachdolmetscher) kommunizieren. Die Vor-
schrift verweist daher auf die Regelung in § 8 Abs. 1 Satz 2 Behindertengleichstellungsge-
setz sowie die Vorschriften der Kommunikationshilfenverordnung. In den dortigen Vorschrif-
ten sind die Rechte von Eltern mit einer hochgradigen Hor- oder Sprachbehinderung detail-
liert geregelt.

Zu Artikel 5:

§ 42 Abs. 4 SchulG beschreibt allgemein die Rechte und Pflichten der Eltern, welche sich
aus dem Schulverhdltnis ihres Kindes ergeben. Schulen kénnen mit Eltern, die eine hoch-
gradige Horbehinderung haben, jedoch im Allgemeinen nur schriftlich oder mittels einer
Kommunikationshilfe (z.B. Gebardensprachdolmetscher) kommunizieren. Dementsprechend
werden auch die Rechte der Eltern, die Kommunikationshilfen bendtigen im Wege einer
Rechtsgrundverweisung auf § 8 Abs. 1 Satz 2 Behindertengleichstellungsgesetz sowie auf
die Vorschriften der Kommunikationshilfenverordnung berticksichtigt. Die Verpflichtung zur
kostenfreien Zurverfigungstellung oder Auslagenerstattung von geeigneten Kommunikati-
onshilfen im Schulbereich betrifft offentliche Schulen im Sinne des § 6 Absatz 3 und 4
SchulG und des § 124 SchulG.

Fur den Schulbereich werden damit — neben den bisher schon geltenden Verpflichtungen in
Verwaltungsverfahren — auch die Gesprachssituationen berilicksichtigt, fur die es bislang
keine Verpflichtung zur kostenfreien Zurverfigungstellung oder Auslagenerstattung von ge-
eigneten Kommunikationshilfen gab: Zum Beispiel Elternsprechtage, Anlass bezogene indi-
viduelle Elterngesprache sowie Tatigkeiten in schulischen Mitwirkungsgremien. Demnach
wird nunmehr fur Eltern mit einer Hor- oder Sprachbehinderung fur alle Angelegenheiten der
individuellen Schullaufbahn ihres Kindes sowie in Schulmitwirkungsangelegenheiten insbe-
sondere eine Auslagenerstattung moglich. Sofern es sich um padagogische Angelegenhei-
ten handelt, agieren offentliche Schulen als Einrichtung des Landes. Sind hingegen Angele-
genheiten des Schulgebaudes und der Schulanlagen, der Ausstattung der Schule, die not-
wendigen Haftpflichtversicherungen, Kosten der Lernmittelfreiheit sowie der Schilerfahrkos-
ten betroffen, so handeln die 6ffentlichen Schulen als Einrichtung des zumeist kommunalen
Schultragers, insoweit besteht jedoch kein Anspruch auf Kommunikationshilfen auf3erhalb
eines Verwaltungsverfahrens.*

§ 100 Absatz 3 stellt durch eine Rechtsfolgenverweisung sicher, dass Eltern, deren Kinder
eine genehmigte Ersatzschule besuchen, die gleiche Unterstiitzung durch Kommunikations-
hilfen beanspruchen kdnnen, wie Eltern, deren Kinder eine offentliche Schule besuchen. Der
Anspruch erstreckt sich wie bei 6ffentlichen Schulen auf die schulischen Belange, soweit
dies zur Wahrnehmung von Aufgaben im Rahmen der elterlichen Sorge gemal 8§ 1626 BGB
erforderlich ist. Der Anspruch ist daher nicht davon abhéngig, ob das Anliegen der Eltern
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dem in 8§ 100 Absatz 4 SchulG genannten Aufgabenkreis des Ersatzschultragers und damit
seiner Stellung als Beliehenem zuzurechnen ist. Bei genehmigten Ersatzschulen entfallt die
Verpflichtung zur kostenfreien Zurverfigungstellung; dort gilt die Verpflichtung zur Auslagen-
erstattung entsprechend der Regelung gemaR 8§ 4 Absatz 2 Nr.1 b) Kommunikationshil-
fenverordnung.

Zu Artikel 6:
zu Nummer 1 a)

Die Regelung sieht vor, dass Stimmzettelschablonen fir blinde oder sehbehinderte Men-
schen ebenso wie andere Wahlunterlagen amtlich herzustellen sind und deren Herstellung
nicht von der Bereitschaft der Blindenverbénde zur Herstellung von Wahlschablonen abhéan-
gig ist. Mit der Regelung wird ein Rechtsanspruch der Betroffenen auf eine Stimmzettel-
schablone begrindet.

Die Stimmzettelschablonen sind Teil eines Wahlhilfepaketes, zu dem neben der tastbar les-
baren Schablone mit Aussparungen fiir das Ankreuzen des ausgewdahlten Kandidaten bzw.
der ausgewahlten Partei auch eine Audio-CD mit dem vollstandigen Inhalt des Stimmzettels
und einer Anleitung zur Nutzung gehort.

Damit wird ermoglicht, dass blinde und sehbehinderte Menschen ihr politisches Teilhaber-
echt auf freie und geheime Wahl selbstbestimmt und selbststandig wahrnehmen kénnen.
Hinsichtlich des Verfahrens soll es bei der bisherigen Abwicklung durch die Blindenverbande
bleiben, so dass diese weiterhin die Wahlpakete auf Anforderung an die betroffenen Perso-
nen schicken sollen.

Zu Nummer 1 b)
Redaktionelle Folgednderung zu Nummer 1a)

zu Nummer 2

Einer besonderen Erstattungsregelung bedarf es nicht. Wenn Blindenverbande mit der Her-
stellung und dem Versand von Stimmzettelschablonen beauftragt werden, haben sie wie
jeder andere Auftragnehmer Anspruch auf das vertraglich vereinbarte Entgelt.

Zu Artikel 7:
zu Nummer 1:

Die Regelung sieht vor, dass Stimmzettelschablonen fir blinde oder sehbehinderte Men-
schen, ebenso wie andere Wahlunterlagen, amtlich herzustellen sind und deren Herstellung
nicht von der Bereitschaft der Blindenverbande zur Herstellung von Wahlschablonen ab-
hangt. Mit der Regelung wird ein Rechtsanspruch der Betroffenen auf eine Stimmzettel-
schablone begrindet.

Die Stimmzettelschablonen sind Teil eines Wahlhilfepaketes, zu dem neben der tastbar les-
baren Schablone mit Aussparungen fiir das Ankreuzen des ausgewdahlten Kandidaten bzw.
der ausgewahlten Partei auch eine Audio-CD mit dem vollstédndigen Inhalt des Stimmzettels
und einer Anleitung zur Nutzung gehort.

Damit wird ermoglicht, dass blinde und sehbehinderte Menschen ihr politisches Teilhaber-
echt auf freie und geheime Wahl selbstbestimmt und selbststandig wahrnehmen kénnen.
Hinsichtlich des Verfahrens sollte — ebenso wie bei der Durchfiihrung der Landtagswahl- die
Abwicklung durch die Blindenverbande erfolgen, so dass diese die Wahlpakete auf Anforde-
rung an die betroffenen Personen schicken sollen. Damit kann auf die bereits gemachten
Erfahrungen und bewahrten Strukturen zurlckgegriffen werden.
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Zu Nummer 3:
Redaktionelle Folgednderung zu Nummer 1.
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Begrundung zu Artikel 8:

Anderung der Verordnung zur Verwendung von Gebardensprache und anderen Kom-
munikationshilfen im Verwaltungsverfahren nach dem Behindertengleichstellungsge-
setz Nordrhein-Westfalen (Kommunikationshilfenverordnung Nordrhein-Westfalen -
KHV NRW)

Zu Nummer 1 (8 1):

Die ausdruckliche Einbeziehung von gehdrlosen Eltern horender Kinder in die KHV NRW,
die im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens nicht als Beteiligte, sondern als gesetzliche
Vertreter ihrer Kinder tatig werden, tragt der Verpflichtung des Artikels 23 Absatz 2 UN-
Behindertenrechtskonvention Rechnung, von Menschen mit Behinderungen bei der Aus-
Ubung ihrer Elternrechte zu unterstitzen.

Der neu angefugte Satz 2 nimmt Bezug auf die Regelung in § 8 Abs. 2 Satz 1 Behinderten-
gleichstellungsgesetz sowie in Artikel 4 und 5. Damit haben Eltern bei bildungsbiographi-
schen Gesprachen in Schulen, Kindertageseinrichtungen sowie mit Tagespflegepersonen
Anspruch auf Kommunikationshilfen. Die Vorschrift dient der Sicherstellung, dass auch EI-
tern mit hochgradiger Hor- und Sprachbehinderung ihrem Bildungs- und Erziehungsauftrag
nachkommen und somit ihre Elternrechte und pflichten wahrnehmen koénnen. Hinsichtlich
des Umfangs des Anspruchs wird auf die Ausfiihrungen zu Artikel 2 § 8 verwiesen.

Die Regelung aus dem bisherigen Absatz 2 wird in § 4 tberfihrt.

Zu Nummer 2 (8§ 2):

Unverandert bleibt der Grundsatz bestehen, dass Kommunikationshilfen im individuell erfor-
derlichen Umfang genutzt werden konnen. Die bisherige Voraussetzung der Unmdglichkeit
einer schriftlichen Verstandigung wird gestrichen. Hintergrund hierfiir ist zum einen, dass
diese Voraussetzung bei strenger Anwendung im Einzelfall zu einer unzumutbaren Verwei-
sung Betroffener auf den Schriftweg fihren kdnnte. Dies ware insbesondere nach Inkrafttre-
ten der UN-Behindertenrechtskonvention nicht vertretbar. Die Praxis der vergangenen Jahre
hat darUber hinaus gezeigt, dass die Regelung kaum Praxisrelevanz besitzt. Im Sinne eines
zligigen Verwaltungsverfahrens ist die Regelung als obsolet anzusehen. Insgesamt ist sie
daher zu streichen.

Beim Einsatz von Kommunikationshelfern besteht oftmals ein besonderes Vertrauensver-
haltnis zu den dolmetschenden Personen. Die in der Praxis bereits verbreitete Wahimdoglich-
keit der Betroffenen hinsichtlich der Art der Kommunikationshilfe bzw. hinsichtlich der Per-
son, die Kommunikationshilfen erbringt, wird nunmehr ausdrticklich in der KHV NRW be-
nannt. Gleichwonhl bleibt ein Ablehnungsrecht der Behérde mdéglich, wird aber auf Ausnah-
mesituationen beschrénkt, wenn z. B. eine unangemessene Verzogerung des Verfahrens
durch die Wahl einer bestimmten Kommunikationshilfe zu erwarten wére.

Zu Nummer 3 (8§ 3):
In § 3 wurden redaktionelle Anderungen vorgenommen.
Durch die Neufassung des § 3 Abs. 1 kdnnte der falsche Eindruck entstehen, dass die Deut-

sche Gebardensprache an Bedeutung verliert. Sie wird deshalb in § 3 Abs. 2 Ziffer 2 d) ex-
plizit als Kommunikationsmethode aufgefihrt.
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Zu Nummer 4 (8§ 4):

Die Regelung in Absatz 1 entspricht der bisherigen Regelung in § 8 Behindertengleichstel-
lungsgesetz sowie in 8§ 1 Abs. 2 Kommunikationshilfenverordnung. Fir den Anspruch ist we-
sentlich, dass eine Kommunikation Uber die Kommunikationshilfe erforderlich ist und eine
schriftliche Verstandigung zur Wahrung der Elternrechte nicht ausreicht oder nicht mdglich
ist. Der Anspruch auf Kommunikationshilfen ist grundsétzlich ein Bereitstellungsanspruch
und wandelt sich fir den Fall, in dem der oder die Betroffene die Kommunikationshilfe selbst
organisiert, in einen Kostenerstattungsanspruch um. Damit tragt die Vorschrift dem Wahl-
recht der Betroffenen Rechnung, ggf. eine eigene Kommunikationshilfe (insbesondere eine
bestimmte kommunikationshelfende Person) hinzuzuziehen. Fir die Schule gilt Folgendes:
Das Erstattungsverfahren soll fur die 6ffentlichen Schulen und fur die genehmigte Ersatz-
schule nicht von den Schulen selbst, sondern von der zustandigen Schulaufsichtsbehérde
durchgefuhrt werden. Dies ist bei den oOffentlichen Schulen das zustandige Schulamt bzw.
die zustandige Bezirksregierung, bei den genehmigten Ersatzschulen die zustandige Be-
zirksregierung.

Durch die Regelung in Absatz 2 wird fir den Bereich Kindertageseinrichtungen und Tages-
pflege festgelegt, dass bei Kindertageseinrichtungen und Tagespflegepersonen die zustan-
digen Trager der offentlichen Jugendhilfe die Kosten zu tragen haben.

Zu Nummer 5 (8 5):

Die zu vergltenden Stundensatze fir den Einsatz von kommunikationshelfenden Personen
richten sich nunmehr nach den Satzen des JVEG in der jeweils geltenden Fassung. Nach
der KHV des Bundes werden bundesrechtliche Verwaltungsverfahren seit jeher nach dem
JVEG abgerechnet. Die seit 2004 unveranderten Stundensétze fir den Einsatz von kommu-
nikationshelfenden Personen mussen angepasst werden. Die Auskommlichkeit der Vergi-
tung ist eine wesentliche Voraussetzung fiir die Sicherstellung einer ausreichenden Zahl von
kommunikationshelfenden Personen. Es ist nicht vermittelbar, dass fir faktisch dieselbe
Leistung eine andere Vergltung gewahrt wird, nur weil es sich statt um ein bundesrechtli-
ches um ein landesrechtliches Verwaltungsverfahren handelt. Durch die dynamische Ver-
weisung auf das JVEG ist auch in Zukunft eine angemessene Vergitung nach der KHV
NRW gewabhrleistet. In Ausnahmefallen bleibt es den Tragern offentlicher Belange unbe-
nommen, hinsichtlich der Vergiitung abweichende Rahmenvereinbarungen mit den Verban-
den der dolmetschenden Personen auszuhandeln.

Zu Nummer 6 (8§ 6):

Die Berichtspflicht ist aufgrund des Kabinettsbeschlusses zum Befristungsmanagement vom
20.12.2011 sowie aufgrund der Berichtspflicht, die im Inklusionsgrundsatzegesetz fur die
Landesregierung zur Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen verankert wurde,
entbehrlich.

Zu Nummer 7:

Redaktionelle Folgednderung zu Nummer 6.
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Begriindung zur Artikel 9: Anderung der Verordnung uber barrierefreie Dokumente —
VBD NRW

Zu Nummer 1 (8 1)

Die Regelung kniipft an die Anderung in 8 2 Absatz 4 Behindertengleichstellungsgesetz
NRW an. Der Anspruch auf die Zugénglichmachung soll nicht mehr nur auf Falle der Wahr-
nehmung eigener Rechte beschrankt werden, sondern auch dann bestehen, wenn Men-
schen mit Behinderungen als Eltern im Rahmen der Ausibung ihrer elterlichen Sorge nach

§ 1626 Birgerliches Gesetzbuch tatig werden. Damit soll es nicht auf die leibliche Eltern-
schaft ankommen, sondern rein auf die Ausiibung der elterlichen Sorge. Im Ubrigen handelt
es sich um eine Folgeanderung zur Anderung in Artikel 2 § 9 Behindertengleichstellungsge-
setz NRW.

Zu Nummer 2 (8 2)
Folgeanderung zur Anderung in Artikel 2 8 9 Behindertengleichstellungsgesetz NRW.
Zu Nummer 3 (8§ 4)

Aus der bisherigen Soll-Vorschrift wird eine Verpflichtung fur die Tréger 6ffentlicher Belange.
Damit soll sichergestellt werden, dass auch die Widerspruchsfrist erst dann zu laufen be-
ginnt, wenn die Berechtigten die Moéglichkeit hatten, vom Inhalt des Bescheides Kenntnis zu
erlangen. Der Vorbehalt der Mdglichkeit der gleichzeitigen Zustellung entfallt. Sollte die Her-
stellung des barrierefreien Dokuments langere Zeit in Anspruch nehmen, kann auch das Ori-
ginaldokument im Zweifel noch nicht versandt werden, damit tatséchlich ein zeitgleicher Zu-
gang sichergestellt ist. Sollte der Trager oOffentlicher Belange seine Obliegenheiten gegen-
tber der oder dem Berechtigten hinsichtlich der Gleichzeitigkeit der Bekanntgabe verletzten,
ist dies ein zu beachtender, wesentlicher Einwand gegen das Verstreichen der Frist.
Folgeanderung zur Anderung in Nummer 1.

Zu Nummer 4 (8 5)

Die Anderungen in Absatz 1 betreffen die Einbeziehung von Elternrechten, so dass der rein
formale Einwand, dass die Eltern selbst nicht Berechtigte seien, nicht mehr geltend gemacht
werden kann.

In Absatz 2 wird hinsichtlich der Art der Zugéanglichmachung grundsétzlich auf die Wahl der
Berechtigten abgestellt, da diese am ehesten einschatzen kénnen, welche Form fur ihre Art
der Behinderung die Bestmaogliche ist, um den individuellen Teilhabebedarf zu realisieren. In
besonders begrindeten Fallen kdnnen die Trager hiervon abweichen.

Zu Nummer 5 (8 7)
Die Berichtspflicht ist aufgrund des Kabinettbeschlusses zum Befristungsmanagement vom

20.12.2011 sowie aufgrund der im Inklusionsgrundséatzegesetz fur die Landesregierung zur
Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen geregelten Berichtspflicht entbehrlich.

Zu Nummer 6 (8 8)

Redaktionelle Folgednderung zu Nummer 5
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Begrundung zu Artikel 10:
Aufhebung der Verordnung zum Landesbeirat fiir die Belange der Menschen mit Be-
hinderungen in Nordrhein-Westfalen (VO Behindertenbeirat NRW)

Aufgrund der Regelung in § 12 Behindertengleichstellungsgesetz Nordrhein-Westfalen wird
der bisherige Landesbehindertenbeirat aufgelost, auch um Doppelstrukturen im Aufgabenbe-
reich der oder des Landesbehindertenbeauftragten zu vermeiden. Die Verordnung kann da-
her entfallen.

Zur individuellen Beratung und Unterstitzung der oder des Landesbehindertenbeauftragten
wird stattdessen nach Maligabe des Behindertengleichstellungsgesetzes Nordrhein-
Westfalen ein kleiner Beirat aus maximal neun Experten aus der organisierten Behinderten-
selbsthilfe eingerichtet. Die Berufung der Mitglieder erfolgt durch die Landesbehindertenbe-
auftragte oder den Landesbehindertenbeauftragten.

Aufhebung der Ausfiihrungsverordnung zum Sozialgesetzbuch Zwdlftes Buch (SGB
XIl) — Sozialhilfe — des Landes Nordrhein-Westfalen

Da samtliche Regelungen zu Zustandigkeiten im Ausfihrungsgesetz zum SGB Xll geregelt
werden, kann die Ausfuhrungsverordnung zum SGB XIlI entfallen.

Zu Artikel 11
In Artikel 11 ist der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Artikelgesetzes festgelegt.
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